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VorRwort

Der 6ffentliche Personennahverkehr (QPNV) ist fiir dis Arbeitnehmer van groBer
Bedeutung. Das giit fur den Berufsverkehr, fiir den Freizeit-, Naherholungs-, Ein-
kaufs- und Ausbildungsverkehr. Ein attraktiver offentiicher Personennahverkehr
tragt 2ur Verbesserung der Wohn- und Lebensverhilinissae bei.

Die Gewerkschaft OTV hat schon in der Vergangenheit Vorschiiige fiir eina Ver-
besserung des offentlichen Personennahverkehrs entwickelt. Wir erinnern an
unser Programm Morrang fur den dffentlichen Personennahverkehr" van 1971
sowie an die ,Thesen zur Verkehrspolitik® von 1979,

Gemeinsam mit der Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands (GdED) hat
die Gewerkschaft OTV verkehrspolitische Beschliisse der DGB-Bundeskon-
gresse varbereitet und eingebracht. Die Beratung und BeschluBfassung auf den
Bundesliangrassen hat gezeigt, daB Verkehrspolitik sehrwohl ein gemeinsames
Anliegen aller Arbeitnehmer ist.

Forderungen van DGB und OTV sind vielfach verkehrspolitisches Gemeingut
geworden. In den letzten Jahren wurden positive Entscheidungen fiir den OPNV
getrotfen, inshesondere in der Investitionspolitik. Doch die bisher getrofienen
MaBnahmen reichen nicht aus.

Heute droht unter den Vorzeichen der Marldwirtschaftsideologie und kurzsich-
tiger Haushalts- und Finanzpolitik ein Riiclkschritt, Ein Einirieren oder ein Abbau
der Forderung des OPNV wiirde verkehrspolitischen und sozialpolitischen
Schaden bewirken. Das wollen wir verhindern.

Bie Gewerkschaft OTV legt deshalb ein Aktionsprogramm zur Verbesserung des
6ffentlichen Personennahverkehrs vorn Kurz- und mittelfristig rezlisierbare
Forderungen und MaBnahmen stehenim Vordergrund. Es muB schnell aehandelt
werden. In einem ,Sofortprogramm™ haben wir Forderungen herausgestellt, die
noch im Jahr 1883 verwirklicht werden kénnen = und missen.

Unsere verkehrspolitischen Farderungen richien sich an die parlamentarischen
und politischen Beschlufgremien in Bund, Landern und Gemeainden. €5 wird
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intensiver Uberzeugungsarbeit bediirfen, die Forderungen in verkehrspaolitische
Entacheidungen umzusetzen, Wir brauchen Verbundete im tffentlichen Ver-

kehrasekior und in der Kommunalpolitifc

Dieses Aktionsprogramm ist auch €in Anspruch an uns, denn entscheidend ist,
was wir selbst tun. Wir fordern alie Mitglieder auf, sich aktiv flir die Durchsetzung
unserer Forderungen einzusctzen.

Stuligart, im Marz 1583

it

Siegfried Merten
stellvertretender GTV-Aforsitzender
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Aldionsprogramm
der Gewerkschaft OTV fiir dan
oifentlichen Persohennahverikehy ({ORPNY)

Beschlossen vom OTV-Hauptvorstand
i 8.9, Méarz 1983

I. Grundsdtze gewerkschaftlichor Politix fiir den BPNY

Fur Busse und Bahnen mus eine gritne Wetle geschaltet werden. Nurso kann gs
2u einer verninftigen Verkehrsaufteilung in Stadt und Land kammen. Positive
Ainfange in der Forderung des ffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) sind
gemacht worden, Doch jetat werden sie in Frage gestesidt. Damit ist das Ziel einar
menschen- und vmweltfreundlichen Verkehragestaltung gefinrdet.

Der Bund Rat die OPNV-Investitionen iiir 1383 um 52 Millionen DM gekiirzt,
Rechnat man die anteiligen Mitiel von Bundestindern und Germeinden hinzy, so
entsteht ain Investitionsausfall von 100 Millionen DMV Bundesverkehraminister
Dotlinger hat die notwendige Farderung des OPNV als ~LUschulifawine” kritisiert,
ohne Gberhaupt pach dem gesellschaftlichen Mutzen zU fragen. Das gieiche
geschisht von interessierter Seite in Wirtschaftsverbinden und Teien tier
Verkehrswissenschafi.

Die Bundeslinder mochten ihre Ausgaben fiir den Sfentlichen Personannah-
verkehr reduzieren. Es gibt nur wenige Linder, diz tber die Verpflichiung aus
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GYFG) hinaus Mittel hereitgestetlt
haben — zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Bremen zur
Finanzierung von Fahrzeugen. Aher es sind schon Kurzungen erfolgt. Auch die
Gemeinden wollen investitionen verringern und betrebliche Defizite egin-
grenzen.

Dabei wissen Betriebslaitungen wie veraniwortliche Komrmaunalopolitikar, dag
Fahrpreisrrhdhungen Grenzen gesetzt sind. Dies befegen hohe Abwanderungs-
quoten. Zu einer weiteren Abwanderung filhren auch Einschrénkungen des
Leistungsangehots, Es gibt alarmierende Hinweise auf einen Leistungsabbars
auf breiter Front, zum Baispial im Varkehrverbund Rhein-Ryhe {(VRR).

Erstmalig seit 1978 liegen die Fahrgasizahlen 1982 wisder unter denen des Vor-
lahres, und 2war um ca. drelProzent, Die ritclddufige wirtschafiliche Entwickiung
tragt zu dem Absinken dar Fahrgastzahlen bel. Es muB nachdenlich gtimmen,
da8 der Individualverkehr demgegeniiber lgicht Zugenommen hat. Hierzu diirfte
beigetragen haban, dafd die Kurve der Preissteigerungen heim Benzin
gebrochen worden ist, wihrend die Fahrpreise im OPNY weiter gestiegen sind.
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Grundsgtze

Wir stehen im dffenttichen Persenennahverkehr vor einer entscheidenden
Waeichansiellung., Nur wenn die Forderung weitergefiihit und verstirkt wird,
lkann ein hdherer Verkehrsanteil erreicht werden. ©agnieren die Mitiel cder
gehen sie mittel- bis langfristig zurlick, ist ein gravierender Leistungseinbruch zu
envarten. Dies wirde eine erhebliche Verschle.nierung der Verkehrsverhilt-
nisse sowie eine zusatzliche Gefahrdung der Umwelt nach sich ziehen. Die
bishengen Investitionen wirden um ihren Wert gebracht, den sie erst bei einem

vallen Aushau erreichean.

Eine derartige Entwicklung kann die Gewerkschaft OTV im Interesse der Mohili-
tat der Hevolkerung und der Arbeitnehmer nicht hinnehmen. Jeder Biirger
benutzt —wenn oft auch Rur gelegentlich — den OPNVY, Visle Arbeithelmer sind
fir die Fahrt zum Arheitsplatz auf den OPNV angewiesen. Andererseits ist zur
Erhaltung und Steigerung der gesamtwirtsehaftlichen Produkiivitst ein energie-
sparender und funktionstichtiger OPMNY erforderich.

Die Sicherung unserer Lebensgrundlagen Natur, Umwelt und Rohstoffe ist eine
der Zentralen politischen Aufgaben. Eine Férderung der 6ffentlichen Verkehrs-
mittel tragt zur Sicherung dieser Grundiagen und zur Verbesserung der Labens-
hedingungen und der Gesundheit entscheidend bet. in dern

o dic Limweltsituation durch den Abbau van Abgas- und Larmemissionen
erheblich verbessett,

e der Flachenverbrauch fiir Verkehrswege verminders,

e der Energieverbraucri erheblich singeschrani,
e dia Verkehrssichesheit erhiht wird,
o dieStadtstrukiuron zum Nutzen der Bevdlkerung verbessert werden kénnen,

¢ dzniMenschen, die nicht das Auto banutzen kénnen, die notwendige Mobilitat
garantiert wird,

~amit werden Voraussetzurgen fiir eine koordinierte Stadt- und Regionaleni-
wicklung mit der Zielsetzung der Verkehrsheruhigung geschaffen. Erate Erfolge
in dieser Rickiung sind in Verkehrsverbiinden erzielt worden. Sie diirfen nicht
durch eine Leistungskiizung zunichte gemacht werden.

EinLeistungsabbau im OPNV batrifft nicht nur den Biirger, sondern bedeutet die
Vernichtung von Arbeitspidtzen. Otfentlichen Personennahverkehr wie wur
starker mit dem betriebswirtschaftlichen Rotstift zu betreiben, heifit auch den
Leistungsdruck unztimutbar erhdhen. Beides kann im Interesse der Beschif-
tigten in GPNV-Unternehmen sowie der Fahrgdste, unter ihnen hauptsichlich
Arpeitnekmer und Auszubildende, nicht hingenommen werden.
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Grunnzatzg

Uie Gewerkschaft OTV hat ihre Pasition in den « hesen zur Verkehrspalitilc vom
Juni 1979 wie folgt bastimmt:  Der dffentliche Personennahverkehr ist aine
Gemeinschaftsaufgabs und zih!t zu den unverzichtbaren Grundbadiirfrissen
des taglichen Lebens. Seine gesellschaftspalitische Bedeutung mul eindeutig
den Vorrang vor betriebswirtschaftlichen []her[egungen ethalten” In diesem
Sinne ist die Nahverkehrspolitik ain wichtiger Bestandteil der Gesalischafts-
politils,

Gleichwohl rul der OPMY sa wirtschafilich wie mdglich hetrieben werden. Eine
kritische Uberpriifung der Farderungszizle und Forderungspraxis ist erforder-
lich. Nicht alles, was bisher geférdart warden ist, war sinnvall Nur muB
diese Uberpriifung unter dem Ziel einer fahrgastfreundlichen Angebotsverbas-

serung stehen.

Dabei geht die Gewerkschaft OTV von zvsei Grundsitzen aus:

1. Das Ziel der Nahverkohrsoolitik mul s sgin, den Anteil dos OPNY am
Veriiehrsaufkommen deutlich zuerhdhen. Besonders im Berufsverkehrm ©
der Antell des OPNV gesteigert werden, denn der Versuch, smogorochts
Stadke zu schaffen, ist in aller Welt gescheitert, Der Frelzeitwert des indivi-
gualverkehrs bleibt unbestritten.

Nach atlen Erkenntnissen sprechen umwelt-, verkehrssicherheits- und ener-
giepolitische Grilnde fiir eing deutliche Steigerung des OPNY. Sein Ausbau
wiirde auch giner Verbzsserung der Wohn- und Lebensverhiltnisse dienen.

Es sall deshalb angestrebl werden, den Anteil des GPNY van derzeit 20 Pro-
zent auf eiwa ein Drittet zu erhéhen. Dabei muB nach regionalen Struldusen
sowie Verkehrsarten unterschieden warden. tm Berufsverkehr miiGte des
Anteil am starksten erhoht, im Freizeii-, Naherholungs-, Einkaufs- und Ausbil-
dungsverkehr nach gesteigert werden. Entscheidend ist; In allen Verkehrs-
arten mub ein zumutbares Angebot vorgehalten werden, denn ein groBer Teil
der Bevilkerung ist auf den OPNV angewiesen.

2. Ple Unternchmenspaolitik im Gffentlichen Persanennahvetkehr mub sich an

dem Ziel einer Anteilserhthung des OPNV crientieien. Sic darf nicht dem
selbstzerstGrerischen Teufelskreis vor Fahrprefserhdhung/ Abwanderun af
Leistungseinschréinkung/Abwanderurg folgen. Vielmehr sind unter Ein-
heziehung der Arbeitnehmer roue Idzen und MaBnakmen 2u enivickeln,
wle zusatzliche Verkehrsnachfrage geweckt werden Bann.
Diese Zielsetzung muB den politischen Erdscheidungstrigern vermitlelt wer-
den. Dras Verkehrsangebhot darf bei variibergehenden Machfrageriiclkgéngan
nicht schematisch nach unten angepaBt werden. Im Gegenteil: Das
Lelstungsniveau ist zu sichern und auszubauen. Der $ffentliche Personennah-
verkehr ist etne 6ffentliche Aufgabe und kann nicht allein mit der privatwirt-
schaftlichen Eliea gemessen werden.
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Grundsdtze

Es ist an der Zeit, dafi sich Parteien und Regierungen an ihre positiven pregram-
matischen Aussagan zum OPNY arinnern. Nuye darf gs nicht bei Lippenbekennt-
nissen bieiben, Das ywarum und Vie derOPNV-Férderung ist ausreichend darge-
stellt, untersucht und diskutiert worden. Wir bendtigen paotitische Entscheigun-
gen zur Umsetzung der vorhandanen Erlienntnisse. In diesem Sinne versieht die
Gewerkschaft OTV das folgende Aistionsprogramm.
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Sofortprogramm

1. Sofortprogramm fiir den OPNV

AT — [ —— —

1. Die Kiirzung der OPNV-Mittel im Bundeshaushatlt 1983 um 59 Millio-
nen DM ist riickgangig 2u machen.

Fiir die mehrjShrige Finanzplanung von 1984 bls 1987 sind Kontinuier-
Hich steigende Mittelansitze fiir OPNV-Investitionen vorzuschen.

Begriindung

Beriicksichtiot man bei den 59 Millionen DM Bundesmitteln die anteilige Finan-
zierung von Landern und Gemeinden, so wird ein zusatzliches investitionsvolu-
men von 100 Millionen OM bereitgestellt. Hiermit kdnnen rund 2000 Arbeits-
plitze im Baugewerbe {einschlieBlich Ausriistungsbereich und Zulieferer)

paschaffen werden.

i
2. Die Bundeslander sollen die nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- l
rungsgesetz (GVFGE) heute schon mogliche Umschichtung von l
15 Prozent der StraBenbaumittel in den OPNV voll ausnutzen. F

Begrundung

Die migliche Umschichtung wird bishar nur van Nardrhein-Westfalen und Berlin
ausgeschipft. Wenn alle Bundestinder gleichermagen verfahren wirden,
kiinnte dem OPNY ein investitionsimpuls in Hohe vor weiteren 300Millionen DM
pro Jahr gegeben werden {180 Millionen DM Bundesmittel + 120 Millionen DM
Komplementidrmitte! vor Lindern und Gemeinden).
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Sofofpragramm

-

| 3. Stidie, Gemeinden und Landkreise miissen zumindest das der-
zeitige Leistungsangebot inn OPNV erhalten. Fiir die Zeit ab 1984 sind
schon jetzt gemeinazma Finanzierungslésungen mit Bundg und Lan-
dem abzustimmen.

Soforiprogramm

Begriindung

£in Leistungsahbau mub aus verkehrs- und beschéftigungspolitischen Griinden
verhindert werden. Es sall ausgeschlossen sein, daB bei finanziellan Problemen
durch einen kurzfristigen Leistungsabbau mittel- und langfristig Schaden far die

Geselischaft eintreten.

ti. Dle Bundesregienung muf die Novelllerung des Gemelndeverkehrs-
finanzierungsgesetzes (GVFGE) und des Personenbefdrderungs-
gesetzes (FBefG) im Sinne dieses Aklionsprogramms unverziiglich
einleiten.

4. Weite ¢ Abwande rungenvom OPNV sind durch eine varsichtige Fahr-
preispolitik zu vermeiden,

Begriindung

Fanrpreiserhdhungen im OPNV bei gleichzeitiger Beruhigung der Benzingreis-
antwicklung im Pkw-Verikehr haben im Jahr 1982 mit dazu beigetragen, daB im

OPNY erstmalig wieder die Fahrgastzahlen zuriickgegangen sing.

5. In den Stidten uiid Gemeinden Ist dem OPNV in der Verkehrsrege-
lung Vorrang efnzurdumen, Mi Unterstiitzung von Bund und Landemn

solien Modeile fiir entsprechende ﬁPNV—Eeschleunigungspm~
gramme enfwickelt werden.

Begriindung

Schon durch kieine MaBnahmen {(zum Beispie! das Einzeichnen giner Busspun
lassen sich beachtlichs Verbesserungen fiirden OPNV mit wenig Aufwand erzie-
len. Fiir die Einfiihrung von zusatzlichen Steuerungsmasgnahmen wie etwa et

Beeinflussung von Lichisignatanlagen kéinnen die technischen Voraugsetzun-
gen ebenfalls in elnem liberschaubaren Zeitraum geschaffen werden,
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Begrindung

Die vorgeschlagenen Anderungen der investitians- und ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen missen schnellstens auf den Weg gebracht werden,
damit das Gesetzgebungsverfahren bis Ende 1983 abgeschlossen werden kann.



Aldionsprogramm

Aktionsprogramm
I}l. Forderungen und MaBnahmen zur Verbesserung | - T
des QPNY . Forderung 2:
- Yorrang in den Ballungsgebisten |
| _ . Daroffentliche Personennanveritehr muB In den stadtlschenKermgeble-
- - ten absoluten Varrang vor dem Individuaiverkehr erkaiten. im gesamtsn
Forderung 1. Stadtgebiet ist das OPNV-MNetz zu verdichten.

Férderung des OPNV hat Prioritit

Der offentliche Personennahverkehr ist gegeniither dem Individuaiver-

kehr zu stirken und vorrangig mit 8ffentiichen Mitteln zu fordem. Begrinduns

Dliese Zielsetzung gilt sowohl! hinsichtlich der ordnungspolitischen

Rahmenbedingungen als auch fiir dan Ausbau der Yertehrsinfrastmi- In den Innenstadien hat die Belastung durch den individualverkehr ein ertrag-

tur. | liches Mab uberschritten. Hier kammt dem OPNV hochsie Bedeutung zu. Aller-
- o | dings bedarf es einer besseren Abstimmung mit dem Fahrradverkehr und dem

FuBgangervarkehr. Es wiire aber falsch, den GPNV allein auf die innenstidte aus-
zurichten. Stadtteile und Wohngebiete brauchen eine Verkehrasberuhigung. Zu

diesern Zwecke ist das OPNV-Metz zu verdichten.

Begrundung
Der cffentliche Personennahverkehr ist durch eine iiber Jahrzehnte wihrende MaBnahmen
Bevorzugung des Individualverkehrs weit ins Hintertretfen geraten. Man denke ’
bei den ordnungspolitischen Badingungen nur an das iangst dberholte Kosten- ’ o verdichtung des GPNV-MNetzes im gesamten Stadigebiet unter Verbesserung
deckungsgebot im Persanenbefdrderungsgesetz. Auch wirtschafis- wie struk- der Querverbindungen und der Anschlisse.
turpolitische Emischeidungen (2.8, Kilometer-Pauschale) haben sich zuungun- » Gesonderte Busspuren und Bahnkdrper fir den OFNV.
s?en des ?FNV ausgewirkt. le}zu kc:rajmt die einseitlge Infrastrukturpolitik, denn g Entlastung des Verkehrsraumes vom [ndividualverkehr.
die Investitionen sindlange Zeit ganz liberwiegend in den StraBenhay geflossen, s Vorrang des OPNV hei der Steuerung von Lichtsignalen,
MaBnahmen o Kein weiterer Bau von Parkhdusern I::cli:a*r Parkf?lﬁtzen im Kernstadtbereich,
Austichtuna . _ ) . a Vereinbarung zwischen Gewerkschaft TV, VOV und kommunalen Spitzen-
* Ausrichiung der verkehrspolitischen Ziele von Bund, Léindern und Gemein- I verbdnden Ober Mindesthedienungsstandards. Dazu gehiren:
den auf eine Erhéhung des Verkshrsanteils des OPNY, ! T : - g
e Anderung der ordnungspalitischen Rah * .. . _- - Garantie eines 10-Minuten-Taktes in den stadtischen Zentren der Batlungs-
dere - ngspditsehen na m'f’"he‘j‘nﬂ"'"fgen des OFNV, insbe- i riume sowie eines 15-MinutenTaktes in den iibrigen Gebleten als Mindest-
sondere C urch starkere Betonung der sozialen Fuaktion des OPNV anstefle | standards in Hauptverkenrszeiten
des Prinzips der Elgenwirtschaftlichkeit | Sich j ichend \; keh bots In den Abendstund
: oy : _ ! - Sicherung eines ausreichenden Verikehrsangebots In den Abendstunden
o Umschichtung der Investitionsmittet fir die Verkehrsinfrastruktur bei Bund, I gowie angden Wochenenden :

Landern und Gemeinden zugunstan des OPNYV

. mm  ———— T el s = = — e oo
T T ETE AT MR s o,

16 : 17



Aktionsprogramin

Aktionsproaramm

I |
FOrderung 3:
Bessere Grundaussiattung
in den léndlichen Regionen

Inden i@ndlichen Regionen, aber auchin den Randzonen der Stédie und
Ealluungsgehietra, ist gine fiir die Benutzer zumuthare Grundausstattung
an offentlicher Verkahrsbedienung zu schaffan.

Begriindung

DiIE.' Ggwerksuhaﬂ OTV erkennt an, daB dem Pkw in den tndlichen Regionen
emne wichtige Rolle zukommt. Trotzdem ist eg erfordertich, auch dort eine Grund-
ausstattung an offentlicher Verkehrsbedienung zu bieten. Eg gibt viele
Menschen auf dem Lande, insbesandare funge und Zlere Mitblirger die nicht
mit dem Pkw fahren oder mitfahren kénnern. Schon im Interesse g!eic'hwertiger
Lehenshedingungen in allen Regionen sind Bund, Linder und Gerneinden zum
Ausbau des OPNV vempflichtet.

MaBnahmen

. Elfins,l-1 Finanzierung des Nahverkehrs in den LandKkreisen muB durch diese
sichergestellt werden. An der Flanung sind die Landkreise '
Beides sind Pflichtaufgaben, “ betellgen

» Es sollen Verkehrsnetze geschaffen werden, die hinsichtlich der Anschlie-
Burfg von Gemeinden den Erfahrungen in Zusammenhingenden verkehrs-
regionen, wis zum Beispiel den Kooperationsriumen in Mordrhein-Wastfalen
bzw. dern Hohenlohe-Kreis in Baden-Wiirttemberg entsprechan.

* Knstallisationspunkt filr den Aus- und Auibay dar OPNV-Netze sind die dffant-
lichen Verkehrsunternehmen der Kommunen wie auch die zusammengefithr-
Fen E_!usdiensta von Bahn und Post. Sia mUBtan mehr auf die Betange d
jeweiligen Region ausgerichtet werden, i

¢ Frelgestelite Schiilerverkehra sind in den aligemeinen Linienvarkehr zu inte-

grieren. Oftmais bieten diese Fahrten die Grundt ¥ :
neuen Liniennetzes, diage fur den Aufbau eines

» Die offentliche Hand dasf nicht aus der Verantwortung fir den freigesteliten

Schiilerverkehr entlassen werden, Ej >
= » Eina Verscharfung der Teilnah ]
seteungen fiir die Schiiter ist abzulehnen, 9 mevoraus

® Diie Anmietpreise im frejgesteliten Schiilerverkehr sind so zu bemessen daB
Stchere, fahrgastfreundliche Busse zum Einsatz kommen. |

i8

Forderung 4. _
Haoherer Anteil des GPNY

im Bundesverkehrswegeplan

Der GPNV Kann nur dann bedarfegerecht ausgebaut werden, wenn er
biei den Investitionen fir das Verkehrswegenetz vorranalg bedient wird.
Aufler den zweckgehundenen Mittaeln 2ur Verbesaerung der Yerkehrs-
verhaltnisse der Gemeinden is? ein bedeutender Anteil der (itte! aus
dem Bundesverkehrswegeplan 1980 fiir den OPNV zu verwenden.

- -

Begrundung

im Bundesverkehrswegeplan 1280, der bis 1890 gilt, dominiert der Ausbau der
Fernverkahrswege und hierunter der Stralenbau. Der GPNY wird lediglich aus
den zweckgebundenen Mitieln zur Verbesserung der Verkehrsvarhittnisse der
Gemeinden” geftrdert. Diese Mittel reichen nicht aus, den OPNV funktionsge-
recht auszubauen. Es ist erforderiich, dem QPNV iiber einen Zeitraum von 10 bis
15 Jahren einen zusatzlichen Antell zukemmen 2u lassen.

Mainahmen

o Schwarpunkiverlagerung bei den allgemeinen Investitionsmitteln des Bun-

desverkehrswegeplans 1280 aui den OPNV.

Ergidnzand zum Aushat des GPNV muf sich die lnvestitionspalitik konzentrie-

ren auf

«~ gie VYermeidung von Paralletplanungen und -investitionen im Strafanhau,

- die bessere Ausnutzung der vorhandenen OPNV-Kapazitaten, zum Beispial
im DB-Schisnennetz,

— die wirksamera Vaerknupfung der Teila des OPNV mitainander sowie mit dem
individualverkehir (2. 8. Park-and-Ridel.

e Stirkere Mitwirkung des DGRB an der Erstellung des Bundesveskehrswege-
planes, dem enischeidenden Instrument fir gesamtstaatliche Verkehrsinfra-

struldurpolitik.
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| Fordarung 5:
- OPNY als Instrument der Stadtentwicklung

tn der E:i[*fenﬂiche_n Verkehrs- und Stadiplanung muf der Verbesserung
der Lebensqualitat Vorrang eingerdumt werden. Zu dicsem Zweck ist

d.er OPNV als wichtiges Instrument der Stadtentwiclttung bevorzugt
einZusetzen.

Begriindung

von hahgr Bedeutung sind verkehrslenkende und verkehrsregeinde Mafinan-
men sewie stadiplanenische Entscheidungen in Abstimm ung mit dem OPNV. Sie

fragen zu einer Attraktivitdtsverbesserung bei und ziehen zusatzlich Fahrggste
an.

WiaBnahmen

o Siedlungsverdichtung entlang der U- und s-Bahnlinign.
o Ausbau von FuBgangerzonen und deren Anbindung an das OPNV-Netz
» Abtrennung des FuBginger und Radverkehre vam motorisierten Verkehr,

e Beitrag des QPNY zu einem Linfassenden Konzept der Verkehrsheruhigung
besonders in den Wohngehieten.

20
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Forderung 5: .
Umverteilung der Mittel durch Anderung des
Gemeindeverkehrsiinanzietungsgesetzes (GVFE)

Die zweckgehundenen Mittel zur Verbosserung der Yerkehrsverhall-
nisse der Gemeindan miissen ganz iiberwiegend in den OPNY flie8en.
Gileichzeltig sind aber die Forderungshadingungen und die Projexiwahi
zum Zwecke einer breiteren Forderung ney zu gestalten. Im kammu-
nalen StrsBenbau ist der Verkehrsberuhigung hdliere Prigritdl eln-

ZUraumen.

Begrindung

Die heute noch geitende Verteilung der zweckgebundenan Mittel aus der Mine-
ralbisteuey zur Verbesserung der Verkehrsverhaitnisse der Gemeinden voen
50:50 auf den OPNV und den kommunalen Strafdenbau entspricht nicht den

gesellschaftspolitischen und verkehrspalitischen Erfordernissen, Ein expansiver
StraBenbau in den Stadten wiirde die Verkehrsprobleme sher noch vearschlim-

mern, indem er neuen individuaiverkehr anreizt. Demgegeniiber dient ein
Netzausbau im QPNY der Verkehrs- und Umweltentlastung.

MalBnahmen

o Die Mittel des Gemeindaverkehrafinanzierungsgesetzes zur Verbesserung
der Verkehrsverhiltnisse der Gemeinden sind neu zu verteilen: 75 Prozent
sallen auf den OPNV, nur noch 25 Prozent auf den kammunalen StraBenbau
entfallen.

e Von der Firderung von Einzelprojekten muB ztérker auf den Aushau ganzer
Nahverkehrsnetze bzw. -systeme tbergegangen werdan.

- In die Forderung ist die Finanzierung van Fahrzeugen einzubeziehen. Babei
soll zundchst die Anschaffung von Bussen, mittel- bis fangfrstig auch von
Schienenfahrzeugen mitfinanziert werdan.

- Welter miussen andere Einrichtungen, wis z.B. fahrgastireundliche Warte-

hallen, fahrzeuggesteuerte Signalaniagen, Informationasysteme, in dia
Finanzierung nach dem Gemeindeverkehssfinanzierungsgesetz einbe-

zogen werden,

o Die Mittel fiir den kommunalen StraBenbau sind auf Verknupfungsmabnah-
men mit dem OPNV (2. B. Busspuren), zur Verbasserung des Umweltschuizes
und der Verkehrssicherheit, auf MaBnahmen 2zur Verkehsshesuhigung sowie

auf den Bau van Fahrradwegen zZu Kanzentrieran.
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Forderung 7:
Hiherer Finanzierungsbeitrag der
offentlichen Hand zu den laufenden Betriebskosten |

f.uch bel sffentiicher Finanzlerung der Investition=n kann der GPNV auf
absehbare Zelt im laufenden Betrieb nicht kosten dechend arbelten, Die
Fahrpreise Im OPNV miissen sozial vertretbar und verkehrspolitisch
attraktiv sein. Der GPNY erzielt ejnen offentlichen Nutzen, der aus

offentlichen Mitteln abgedeckt werden muB.

Begrindung

LHe Finanzigrung der laufenden Betrisbskosten aus den Fahrpreisen ist aus
zweierlei Griinden nicht méglich bzw, vertretbar. Be; Zu starken Fahrpreiser-
hohungen kemmt es zu Uberproportional hohea . Abwanderungen vom OPNV.
Zur Leit haben die Fahrpreise fast iiberall die Obergrenze erreicht, wie die
Abwanderungsquoten belegen.

Antererseits erbringt dar QPNV fir alle Blirget, auch fir den Autofahrer, sinen
Nutzen, indem er umweltfreundlicher sicherer und energiesparenderist und zur
verkehrsberuhigung beitrdnl. Dleser Nutzen fiir die Allgemeinheit darf nicht
dltein auf den Fahrgast abgewdlzt werden.

MaBnanhmen

« Mindereinnahmen aus Sozialtarifen diirfen nicht dem allgemeinen Defizit
Zugeschlagen werden, sondern milssen aus den betreffenden Haushaltsmit-
tein finanziart werden (z.B. Bildungs- und Sezialhaushaite). Das entspricht
dem Verursacherprinzip und entlastet dle Verkehrshaushalte,

s Oie Abgeltung fiir die Beforderung von Schwerbshinderten ist der tatsach-
lichen Benutzung so kurzfristig wie miglich anzupassen.

¢ Diefir den Aushildungsverkehr eingeftihrie Abgeltung ist auf den vollen Defi-
zitausgleich auszuweiten (statt bisher 50 Prozent).

« |m Berufsverkehr ist ebenfalls aine Abgeltungsregelung zu schaffen. Zu den
Kostan sind die Standortbeglinstigten Wirtschaftsunternehmen mittels einer
Nahverkehrsabgabe heranzuziehen.

o Die Fahrmreisstrukturen sind auf héhere Attraktivitat hin zu berpriifen. Sie
missen in Zukunfi familienfreundlicher sein. Die Altersgrenze filr Kinder ist
einheitlich auf15.Jahre festzulegen. in die Angebotspaletie gehiiren gunstige
Kurzstren}fentarife,

» Dervom OPNVY aerbrachte Nutzen, wie 2um Belspiel Umweltschutyz, Stragen-
entlastung, Sicherheit und Energiesparsamkeit ist in die Abgeltung einzube-
ziehen, Die Quantifizierung kann mit Schiitzwerten erfolgen.

Forderung 8: N
Anderung der ordnungspolitischen Rahmen-
bedingungen im Personenbeférderungsgesetz

Das Personenbefarderungsgesetz ist an die gewandelte ver!:ehrspoﬁ-
tische Situation anzupassen. Aus einem an Eigenwirtschaﬁl::hen Vi?‘f"
stellungen orientiertenGesetz mud es zu einem Instrument fuir die Ertul-
lung der &ffentlichen Aufgabe Nahverkehr werden.

Begriindung

Der Grundsatz der Eigenwirischaftlichkeit, der dem gelterfden gesettzeettext
rugrunde liegt und in vieten Einzelbestimmungen Au'sdruc:k fmdaf, ist Bin prw__at:
wirtschaftliches Wirtschafisprinzip. Es steht der Z:elsetzgng giner I:l:estmni:g
lichen Verkehrsbedienung entgegen. Sie kann nicht nach eigen- und einzelwirt-

schaftlichen Kostenrechnungen hetrieben werdan.

Mafinahmen

e Zusdtzlich zur Linienkanzession ist die Gebietskunfessinn als Eledlanu_ngs—
recht fur ein abgegrenztes Verkehrsgebiet einzufuhren. Ais I{nnzessmn:v
trager kommen die kommunalen Verkehrsuntetnehmen, abar‘ aiuch Lan -
kreise oderVerkehrskooperationenin Betracht. Die Rechte aus Linienkonzes

slonen bleiben unberihrt. - —
s Mehr und intensivere verkehrspolitische Auflagen im Hinblick auf Verkehrs

netze, Tarife und Fahmpléane. Den volkswirtschaftlichen Zielen .,u‘:i-ﬁeqtlichgs
Verkehrsinteresse und Gemeinwaohi® kemmt Prioritdt zu, auf sie sind die

betriebswitschaftlichen Ziele auszurichten. o
e Festlegung van Finanzierungsregelungan fiir eine soiche gemainwirtschaft-
lich orientiarte Zialsetzung des QPNV.
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;  Forderung 9:
Forschung, Entwickiung und
hetriebliche Investitionen zugunsten

von Fahrgasten und Arbeitnehmern

Technologie, Ratfonalisierung und betriebliche Investitionen im OPNY
miissen [n erster Linle zur Verhesaerung der Atiraktivitat der Yerkehrs-
| bedienung fiir die Fahrgdste und der weiteren Humanisierung der
Arbeitsbedingungen Fir die Beschéftigten beitragen. Die Entwickiung
vorhandener Nahverkehrstechniken muB nach den Erfahrungen der
letzten 10 Jahre Varrang vor der Entwickluzng neuer Verkehrstechnolo-

gien haben.,

Begrindung

Betriebliche Investitionen, aber auch organisatorische Neuerungen bei der
Erstellung von Verkehrsleistungen haben in den letzten 10 bis 20 Jahren vor
allem dazu gefihrt, Cie Arbeitsproduktivitidt zu erhithen. In vielen Fillen standen
dabei die Verbesserung der Attraktivitdt der Verkehrshedienung oder der
betrieblichen Arbeitsbedingurgen nicht im Mittelpunkt der MaBnahmen. Im
Gegenteil: Oft genug fiihrten derartige MaBnahmen eher zu einer Varschlechte-
rung der Fahrgastbedienung und der sozialen Bedingungen.

Mafinahmen

» Mitwirkung der Gewerkschaft OTV an der Aufstellung von Forschungs- und
Entwictdungsprogrammen im OPNY.

s Bewertung iechnologischer Entwicklungen, von Innovationen und van
betrieblichen Investitionen im QPNV im Hinblick auf ihre Beittige zur Verhes-
serung der Verkehrs- und Arbeitsbedingungen unter dem Gesichtspunkt der
Sozialvertraglichkeit.

¢ Fahrgastfreundliche Bedienung wie zum 8eispigl Fahrausweisverkauf, Aus-
Kunftserteifung muB wieder eingefithrt werden.
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Forderung 10:
Beflirwortung von Verbiinden nur bei
Angebotsverbessening und Mitbestimmung

Die Gewerkschaft 0TV befiirwartet Verkehrsverbiinde sowie andere
Kooperationsformen unter zwel Bedingungen: Angebotsverbessenmg
fur die Fahrgéaste und Mitbestimmung fiir die Arbeitnehmer in den Ver-
bundgremien.

—————

Begriindung

Offentlicher Personennahverkehr kann heute nicht mehr aflein lokal betrieben
werden. Er muB regional geplant und geleistet werden. Deshalb sind regionate
Verkehrsverbinde oder Kooperationen zu bilden, die garantieren, daB den
Birgern einer Region ein aufeinander abgestimmtes Leistungsangebot zur
Verfugung gestellt wird. Flir Arbeitnehmer ist es heute oftmals unmaglich und
tellwaise unzumutbar, mit Gifentlichen Verkehrsmitteln ihren Aroeitsplatz zu
grraichen.

Die Gewerkschaft OTV stelit Bedingungen an die Blidung von Verbiinden und
anderen Kooperationen. Das Verkehrsangebot mu8 nicht nur koordiniert, san-
dern iin Interesse der Fahrgéste verbessert warden,

Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer, die sie in den Emnzelunternehmen
erkdmpft haben, miissen auf die Kaoperationsebene aysgedehnt werden. Dort
werden unternehmarische Entscheidungen getroffen, die direlde und indirekde
Auswirkungen au! die Arbaitnehmer aller betsiligten Einzelunternehmen haben.

MaBnahmen

» |n Ballungsgebieten sind weitere Verkehrsverbiinde zu bilden, zum Beispiel
fur die Verdichtungsraume von Niimberg, Rhein-Sieg und Rhein-Neckar,

» FUrlandliche Gebiete sind verbundahnlich arbeitende Kooperationen anzu-
sireben.

e Den palitischen Trdgem der Verbiinde bzw. Kooperationen (Gemeinden,
Kreise, Bundesldander, Bund) obliegt die verkehrspolitische Planungund finan-
2ielle Verantwortung. Im kommunalen Finanzausgleich ist der OPNV 2y
beriicksichtigen. Dies badeutet eine langfristiy geltende Zusage fiir die
gameinsame Flnanzierung, auch fiir fremdbediente Gemeinden und Krejse,
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3eiModelivorhaben fiir Kooperationen muf die AnschluBfinanzierung sicher-
gestellt sein,

Die zentraien 3chienenstrecken in den jewelligen Kooperationsrdumen
mossen ausgebaut und besser eingebunden werden,

Das Schicnennetz der Bundesbahn ist auch in {gndlich strulurierten Rdumen
inden OPNV mileinzubeziehen. Bei siner unumgénglich notwendigen Umstel-
lung auf den Bus sind die damit verbundenen Rationalisierungsgewinne fiir
den Aufbau optimaler Verkehrskooperationen zur Verfiigung zu stelien.

In Verkehrsverbinden und anderen Kooperationen ist die paritétische Mit-
bhestimmung zu verwirklichen.

Soweit private Personenverkehrsumtemehmen 6ffentlichen Linienverkehr
betreiben, sind sie in Verbinde und Kooperationen nur aufzunehmen, wenn
sie nachweisbar dber den gleichen Leistungs- und Sozialstandard wie die
offentlichen Unternehmen verfigen.

———rr-
der.-
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Forderung 11; ~ |
Gegen jede Privatisierung im OPNV

Eing Privatisierung von Lelstungen und Unternehmen im 8#entlichen
tinienverkehr lehnt dig Gewerkschaft OTY entschieden ab. Das Gilt fiir
dle Abgabe von Linlenneizen oder einzelnen Linienkonzessionen
ebensg wie fir eine weltere Anmietung privater Verkehrsunternehmen
und die Auslagerung von Betrlebsteilen.

- ——— e ———— = =

Begrundung

Alte Erfahrungen belegen, daB private Mahverkehrsunternehmen nicht wirt-
schaftlicher arbeiten als Gffentliche. Die Kankurrenz rwischen privaten und
cffentlichen Verkehrsunternehmen darf nicht auf dem Riicken der Arbeitnehmer
ausgetragen werden, Privatisierung bedeutet Leistungsverschlechterung und
sazialen Abhau.

MabBnahmen

Die Anmietung privater Untermehmen ist auf ein verkehrspolitisch und sozial
vertretbares Mal zu begrenzen. Dies heiBt flir die kammunalen Verkehrg-
unternghmen, die Anmietung zu stoppen, wihrend bei den 8undesbusdian-
sten der Anmietanteif schrittweise zu reduzieren ist. in Anmietverirdgen ist
das Privatuniternehmen einerseits zur Finhaliung der Sozialvarschriften und
des Mantel/|_ohntarifvertrages verpfiichtet, andererseits miissen die Anmiot-
preise darauf abgestimmt sein.

Es sind verstarkt Kontrollen zur Einhaltung der Lenk- und Ruhezeiten sowie
der Verkehrssicherhelt durchzufiihian, Bei wiederholten und grcban Ver-
stoBen gegen die Bestimmungen der einechiigigen Gesetze ist die Genehmi-
qung zu antziehen.

e Einschrankung der Mebentatigkeit im Personenverkehr.
¢ Bei Abgabe von Linienverkehran durch private an dffentliche Verkehrsunter-

nehmen und bei Rilckgabe van Anmietverkehren garantieren die Bffentlichen
Vetkehrsunternehmen die Beschiiftigung der betroffenen Arbeitnehmar
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Materialien zur Argumentation

1. Tabellen

Tabelle 1 Daten zur Wirtschafisentwickiung
Jahr Revblkerung!) Erwerbs- Arbeits- Veranderung
in 1000 tdtige') iose’) Bruttosozial-
in 1000 in 1000 produkt?)
‘ﬂ'l Ef-"'u
1970 50651 26 668 148 + 50
1971 61302 25725 185 + 3,2
1972 61672 36655 246 +4,1 T
1973 61976 265712 273 + 4.6
1974 62054 26215 582 + 05
1975 61829 25323 1074 - 16
1976 61637 25088 1060 + 56
1977 61400 25044 1030 + 2.8
1978 61327 25230 993 + 3,5
1979 61359 25573 876 + 40
1080 61566 25833 BA9 + 1,84
1981 61682 25680 1272 — 0,29
1982 616043 256094 18334 — 1,19

1Y Jahresdurchschnitt,
7) Prozentuale Veranderung zum Vorjaht, gemessen in Preisen von 1978,

3) Stand am 30. September 19582

Y Varlaufiges Ergebnis.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch iiir die Sundesrepublik Deutzchland,
Wiesbaden (sowie ergénzenda Auskinfte, Mérz 71983); Bundesanstalt fisr Arsbeit, NOrmberg
{Auskinfte Marr 1983).

Diewirtschattliche Entwicklung im 6ffentlichen Personennahverikehrmuf vor dem Hinter-
grund der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung in der Bundesrepublik gesehen wer-
den. DerStand der Beviikerungistinden lstzten 10 Jahren recht konstant gewesen, erlag
1982 bei 61,6 Millionen Menschen, Dageaen ist die Zahl der Erwerbstétigen im Vergleich z2u
Anfang der siebzlger Jahrg um gut ¢ine Million (= 3,9 Prozent) zuriickgegangen. Deutlich
gestiegen ist seit 1975 die Zahl der Arbeltslosen, Fiir 1281 und 1982 kann sogar ven einem
sprunghaften Anstieg gesprochen werden* Dabei ist im Verhdltnis zum Bruttosozialpro-
dukt (MWachstum®} ein wesentlicher Zusammenbang erkennbar: Bei relativ hohen
Wachstumsraten von 1870 bis 1973 (Hochstwert -+ 5,0; Niedrigstwert + 3,2} betrug die
Zahl der Arbeitslosen in digsen Jahren nur bis zu elner Viertalmillion. Derngegeniiber war
sie bei ahnlich hohen Wachstumsraten in den Jahren 1976 bis 1979 drei- bis viermal =o
hoch. Dies 181 flr die Zukunftt, falls die Rahmerbedingungen unverdndert blelben, selbst
bei feichtern Wachstum hohe Arbeitslosenzahlen befilrchten. Eine solche Entwickiung
dirfte nichi ohne Einfiug auf die Nachfrage nach Verkehrsieistungen ssin.

* Aus mstp odischen Gn‘.ilnd en ist eln JEhricher Einzelvarpieich der Zahlen Erwerbstétige/Arbeitsiose
nicht méglich, doch wird der Trend in der Batrachtung der gesamten Zahlenraihe dsutlich.
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Tabelte 2  Entwickiung von Motorisierung und Verkehrsleistung

Jahr Pl Motori- ourchschnitt-  Persanen- PersczEn—
Bestand?) SIGrUngs- liche Plkw- kilameter:) Kilometer)
grad Fahrizistung  im Individual-  im offantl.
Pkw 1o 1000  in 1600 km verkehr Verkehr)
Einwohner in Mrd. In Mrd,
1860 4.5 84 16,3 1617 77.6
1965 9.3 167 15,5 267.4 796
1970 139 230 14 4 3506 83,1
1975 17,9 289 137 4054 881
1976 18,9 307 13,5 4175 85.8
1977 20,2 306 13.3 4321 85.5 o
1978 21,2 345 13.2 4481 858
1879 225 367 129 4852 8T
1980 232 377 128 4703 g5
1981 237 385 119 4440 90,9
391 12,14) - 458,.4%) £8,5%)

1982 24,1

k- LAt

'} Personenkraftwagen cinschiieBlich Kombinationskraftwagen.
%) Personenkilometer sind die von den beforderten Personen insgessmt zuriickgelegien Kilometer,
M Chne Luftverkehr und DB-Schiffsverkehr. Ebentalls ohne Gelegonheitsverkehr, Taxi- und Miet-
wagenverhahr

%1 Vorfufiges Ergebnis.

7 elle: Der Bundesminister filr Verkehr (Hrsg.) Verkehr in Zahlen 1982, verantwartiich tir den Inhalt:
Deutsches Institut fir Wirtschafisforschung (CW), Berlin, Bann 1982 {erganzende Auskiinfo DIV,
Mare 1883); Verband Offentlicher Verkehrsbetriebe, YOV-Statistik '81, Koln 1952 (arganzende Aus-
kiinfte Marz 18983).

Die b_esnnderen Schwierigkeiten fiir den dffentlichen Personennahverkehr werden offen-
kundig, wann man die Zunahme des Pkw-Bestandes ansieht.* 1960 waren 4.5 Millionen
Personenkraftwagen (einschlieBlich Kombiwagen) zugelassen, 1870 mit 13,9 Millionen
schon drgimal soviel und 1980 mit 23,2 Millionen Fahrzeugen mehr als das Finffache.
Wahrend 1960 erst 84 Pkw's auf 1000 Einwachner registiert wurden, waren es Zwranzig
Jahre spéter 377, Mittlenveile st die Zahl auf 391 geklettert. Derwachsenden Zaht an Fahr-
zeugen stent eine kontinuierlich gesunkene Fahrieistung pro Pkw gegeniiber: Von 16,3 km
im Jahr 1960 auf 12.8 km 1980. Dafiir diirfte hauptsiichlich die Zunahme von Zweit- und
Drittwagen ausschlaggebend sein. In den beiden fetzten Jahren kamen die steigenden
E‘enzinprﬂise dazu: 1281 ist die Fahrleistung auf 11,9 km abgesackt, im lelzten JahrbeiBen-
zinpreisruckgangen zumindest wieder etwas angestiegen auf 12,1 km. 1981 ist arstimalig
auch die Varkehrslelstung (Personenkilometer) unter die des Vorjahres gefallen. Fiir 1982
konnte zwar cin neuetlicher Anstieg von gut 3 Prozent verzelchnet werden, doch blieb die
Gesamtleistung unter der Marke fiir 1980. Der Gffentliche Personenverkehr hat nur
begrenzt vom Riickgang der Verkehrsleistung im Individualverkehr profitiert. Einem Jeich-
ten Anstieg von 1980 auf1981 um 1,5 Prozent folgte ein Riickgang im Jahr 1882 um 2,6 Pro-
zent. Somit liegl die Verkehrsleistung des difentlichen Verkehrs wigder teicht unter dem
Stand von 1880/81. Ein Wort noch zur Gesamtentwickiung: Der individualverkehr ist von
1960 bis heute um sage und schreibe 183 Prozent gewachsen, der 6ffentliche Verkehr um

ganze 14 Prozent.

* Wir miissen uns hier auf den gesamiten Personennahverkehr bezichen, da keing nazondarien
Zahlen fir den Nahverkehr vorliegen.
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Tabelle 3 Verliehrsieistung im Personenverkehr')

Jahr Offentlicher Gelegenheits- Individual-
Fersonen- verienr verkehrs}
verkehr Taxi- und
Strafiel/Schiengl) Mietwapen)
in % in % in Y%
1960 31,0 4.5 6.5
16965 ] 220 . a.5 74,5
1970 18,5 as 78,0
1975 17.0 ) 4.0 79,0
1076 ) 16.0 4,0 80.0
1977 16,0 4,0 80,0 o
1978 16.5 T 40 80,5
1979 150 4,5 ) 80,5
1980 15,0 45 80,5 -
1981 16,0 5,0 79.0
1982 15,4 ' 4.9 797

L e, T L o d st b ond - L D

TR Py —————
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1Yy Verkehrsteistung in Personenkitormater, ggemessen als Summe der von den befdrderien Fersaonen
zurlickgeleaten Kilometer, in prozentualen Anteilen.

A Linienverkehr im Mah- und Famverkehr. Nicht bericksichtigt worden ist der éffentliche Luft-
und DB-Schiffsverkahr

? Gelagenheitsvarkehr nach § 46 Abs. 2 PBelG.

8y verkehr mit Pkw und Kombiwaasn, Kraftradern und Mopeds.

Quelte: Der Bundesminister fir verkenr (Hrsg.), Verkehr in Zahlen 1982, verantwartlich fir dan Inhalt:
Deutsches Institut fir Wirtschaflsforschung (D), Berlin, Bann 1882 (ergdnzende Auskunfte DIV,
fMérz 1983); Zusammenstellung und Ermittlung der Prozentzahien nach eigencr Berechnung,

Wia sich schon aus den abscluten Zahlen Gber die Verkehrsleistung ablesen 128, domi-
niert der individualverkehr eindeutia: Knapp 80 Prozent entfallen auf thn, nur etwas ither
15 Prozent auf den Gifentlichen Verkehr. Den geringsten Anteil macht der Gelegenheits-
verkehr mit fast 5 Prozent aus. Rie Antetie 2wischen difentlichem Verkehr und Individual-
verkehr haben sich 1981 minimal zugunsten des éffentlichen Verkehrs verindert, sind
aber 1982 schon wieder in gegentdufiger Entwicklung begriffen. Uber eine Jangere zeit-
liche Distanz betrachtet, wird die laufenda Zunahme des individualverkehrs erkennbar,
1960 entficlen 31 Prozent der Verkehrsleistung aus den OPNV, 1982 machte ernurnoch 15
Prozentaus, Umgekehrt stieq derIndividualverkehr von gut 64 Prozent auf fast BOProzent.
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Tabelle 4 Verkehrsauflommen im FPersonenverienr

AR e R A N R e L AR O Y G YSE T R BT G e T
Jahr Beforderie Oifentliicher Verikahr
Personen Beforderte Davon: Davon:
im Parsonen im Befarderie Befordere
Individuai- affantlichen Personen Personen
varkehr verkehr!) im OPNV im VOV2)
in Mrd. in Mrg, in Mrd. in Mrd.
1960 15,300 7,362 7.362 4935 B
1965 19,630 7.153 7024 4,740
1970 23,120 7145 F.015 __ 4 524 -
1975 26,080 7,713 7588 4,834
1976 26470 7,487 7,368 4.650
1977 26,620 7,406 7,282 4,602
1978 27,540 7,418 7,294 4,592
1979 28,400 7.562 7.430 4722
1980 28,91? 7,795 7,652 4914
1981 27,020 7 B54 7701 4,925
1982 27.7509) 7.6623) 7.59129) 4,754

i} Ohne oHentlichen Luft- und DB-Schiffsverkehr. Epanfalis ohne Gelegenheitsverkehr, Taxi- und

Mietwagenverkenr. _
2y {m Unterschied zusn gosamten OPNV sind hier nur die Befdrderungszahlen der Untemenmen

angofithr, die dem Verband 6ffentlichar Verkehrsbetriebe {vOV) gngehdran.
3) Vorldufiges Ergebnia.
Quelo: Der Bundesminister fir Verikehr {#4rig.), Varkehr In Zzhlen 1882, verantwortlich fur den

tnhalt: Deutsches Institut fiir Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Bonn 1982 {ergénzende Auskinfie
W, Mirz 1983); Verband difentlicher Verkehrshetrisbe, VOV-Statistik '81, Koin 1982 (eminzends

Auskinfte Mdrz 1883).

Wie gewaltig der Anstieg des Individualverkehrs war, [#Bt sich auch am Verkehrsaufkom-
men ablesen: Die Zaht der beférdertan Personen stieg im tndividualverkehr von 1962 bis
1982 um 81 Prozent, wihrend sie im offentlichen Verkehr nur um getinge 2 Prozeut
zunahm. lm &ffentiichen Personennahverkehr wurden ganze 2 Prozent mechr Parsanen
befordert, bei den Im Varband dffentiicher Verkehrebeatrisbe (VOV*) zusarnmengaschlos-
senen Unternehmen ging das Verkenrsaufkommen dagegen noch um 4 Prozent 2urici
Die Zah! der Fahrgéiste hat sich demnach geringer erhiiht als die in Tabelte 2 ausgewie-
sene Verkehrsteistung (Personenkilometer== 414 Prozent). Dies heit, die Reiseweite hat
sichim Durchsehnitt [eicht athoht. Das kinnte ein klelnes Zeichen ernéhter Maohllitat sein.
Ansonsten kann gesticgeng Mobffitét nur mit dem individuaiverkehr in Zusammcnhang
gebracht werden. Da derindividualverkehr von derveriehrsleistung herlaut Tabella 2um
183 Prozent expandiart ist, im Verkaufsaufkommen (befdrderte Personen) aber .nur um
81 Prozent anstieg, steht hinter der Differanz ein gewaltiger Mobilititszuwachs, Man fahrt
mit dem Auta nicht nur 6fter als friiker, sondern wegentlich weitere Strecken. Ob dies
Mohilitatsgewinn im Positiven oder erzwungene Mebilitidt im Negativen ist, wollenwir hier
dahingestelit sein lagsen.

* Dem VOV gehtren die kemmaunalen dffentliichenPersanennahverkehrsuntarnehmen, dieRenionat-
varkehrsgesellschaften ven Bahn und Post sawie einige private Unterachmen an.
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Tabelle 5 Kostenentwicklung Fir Pl und HPNY

. T —

Jahr Preisindex!) Plow-Praigi 2 15 B
!_ebenshaliung msges;arlnstmdex} Kraftstoffe E;ﬁ:gﬁg >
insgesamt Verkebrarnitte

(OPNV)

1970 71 7 63 &0

1875 a6 96 94 a0 B

1576 10D o100 100 100

1977 104 104 97 | 106 o

1978 107 108 99 112

1979 111 112 110 118 ]

1980 117 117 129 121

1981 124 120 154 RETY:

1982 131 128 151 144

C - ' ’ I R e L IR T ) 1 AR SR, S
1) Baslsjahr 1976 = 100.
7} Persanankraftwegen einschliaglich KembiKraftiwagen.

Quela: Der Bundesminister fiir Veckehr (Hreg.), Verkehr in Zahlen 1982, verantwortlich firden Inhiait-

Deutsches (nstitut for Wintsghaftst - ..
Mirz 1963) slarschung {DIw), Berin, Bonn 1982 (ergénzende Auskiinfte DIW,

T ol e RGN OE | (T T AL, T . e

Fiir die Benutzung von Verkehrsmitteln sind die j '

: ‘ Jewelligen Kosten ein gewi
sucn et i ausselgoebander aklor 4t dabderrisindx e Kosten
gesamte Legh 5 "h '};‘ ualverkehr ungefahr in gicichen Schritten wie der Preisindex fiir die
stofta (Benzin rftjsl)z %qgaﬂgbtleﬂen Ist. Im Unterschied dazu ist der Preisindex fiir Kraft-
rungen derL isferdtind rasant hochgegangen. Hier spiegetn sich die Glpreisverteye-
ses witer Dag stc?-;nd erunc . }m G‘gfa!ge verganommenen Erhdhungen des Benzinprei-
oben verindert h ﬁr Prelsindex fr den Pkw aufgrund dessen nicht noch stdrker nach
laistung snw; y at, HEEt an dem in Tabelle 2 aufgezeigten Rilckgang des Jahresfahr-
Viodcranste e s e T e Gt Als d Fohiesturg 1962

o ~ Stendesindividualverke :
'-Tiae{fir:r& !:icerltr:ir:: ﬁp;u?g nach oben, wihrend die Kosten fiir den I{raﬂstnf?vrzrat;z-iﬁ
worden. Entsch;?di nﬁ dﬂgneﬁéggﬁr:?;zﬁ; IE'}UFI'F;:I?J qetr Ee;zi nnre:?steigﬂrungen gebrachen
i L : J ist, 4af seine Kosten deutli 3
gg‘;rggit'i'.‘d]_:‘-'*duglverkehrs gestiegen sind. Besonders 1981 und '82 slng fg;-';hFE;ﬁrkErpls
ich erhSht worden, ist der Preisindex entsprechend gestiegen preise
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Tabelle 6 Verkehrsleistungen im geszmien
offentlichen Personennanverkenr im Jahre 1881)

Cr= : - B TP P TSR G- PPl CAPL /T k. | 55T+, P T e L g T p LR

Verkehrstrager Beforderie Parsonen- Mittlere
Farsonen kitomaoter Reise-

linge

in &io. 1 5o in g, IN "z ®T

Kommunale und

gemischtwirtschafiiiche

Lnternehman 47823 52,1 2633900 399 5.5

Michtbundeseigene

Eisenbahbnen

Omnikusverkehr 212,3 2.8 18793 ©.8 89

Fisenbahnverkehr 50,2 08 A05.6 0.8 8.3

Insgesamt 273,2 36 7 384.9 3.6 8.7

Deutsche Bundesbahn

Omnishusverkehr R4 6 7.6 G484.2 3.8 11,1

Fisenbahnverkehr 945,56 12,3 146646 223 15,5

devon S-Bahnverkehr 87,2 7.2 69135 105 12.4

Berufs- und Schulorverkehr 2793 3,6 g6053,5 92 22,0

Verke"ir im Regeltarif bis

50 km Reiseweite 1131 1.5 1 697,06 2.5 15,0

D8 insgesamt 15302 199 211488 042t 138
Deutsche Bundespost 321.9 11 41223 63 128
Private Unternehmen 7932 103 118413 18,1 151
insgesamt ' 77008 1000 659368 1000 8.6
Spezielt: -
vOV-Unternehmen 49250 640 282580 429 5,7

Y Ohne Getegenheitsverkehr gemaB § 46 Abs. 2 PB&IG.
Quella: Statistisches Bundesamt Wesbaden, Fachsesi2 8, Verkehr, Reihe 3.2 Parsonenverkehr der
StraBenverkehrauntarnehmen, 1989, Januar 1983; Zahlen fir VOV-Unternehmen nach Auskunft VOV,
Merz 1983

Der sifentliche Persanennahverkehr wird von verachiedenen Verkehrstragern betrichen.
Am stirksten sind die kommunalen und gemischtwirtschaftlichen Unternchmen vertre-
ten: Sie befdrdern 62 Prozent der Fahrgdsta und haben einen Anteilvonca. 40 Prozentan
det Verkehrsieistung nach Personenkilometern. Diese beiden Werte weichen deshalb so
stark voneinander ab, weil dieUnternehmen hauptsdchlich im stddtischen Bereich fahren.
Sia haben ein hohes Aufkommen an Fahrgasten, die aber relativ kurze Strecken zuriick-
legen. So betrigt die mittlere Reiselénge nur 5,5 km, bel den privaten Linternehmen da-
gegen 15,1 km, Diese haben ihren Schwerpunkt in diinner besiedelten Gebieten sowie im
ausgesprochen landlichen Raum. Ahnliches giit fir die Bahn- und Pastbusse.

Die privaten Unternehmen leisten immerhin 18 Prozent dergesamien Fersanenkifometer,
befdrdem aber nur 10 Prozent der Fahrgiste. Die Bundesbahn hat doppelt soviet Faht-
géste und stellt mit 32 Prozent den »weithéchsten Anteit an der Verkehrsleistung. Bei der
Bundesbahn iiberwiegt der Schienenverkehr den Busverkehr. Beachtlichc 7 Prozent der
Fahrgiiste werden von der S-Bahn befordert. Die nichtbundeseigenen Eisenbahnan
befirdem insgesamt nur nacn 3,6 Prozent der Fahrgaste, Zum Vergteich sind die Ergeb-
nisse der im VOV zusammengeschlassenan Unternehmen angefiihr, die bis auf ainige
zusiitzliche private Unternehmen mit den Kommunaten identisch sind.
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Tabelle 7 Linientange und Zaht der Omnibusse
im Strafienpersonenverkehr im Jahre 1981

DU L L ST A R

R

BRI

Unternehmenstarm  Linienlange)

Eingesefzie Omnibusse
Allgemeiner Sonder- Standard- Sonstige
Linienverkehr tormen une Busse
Orts- und  Uberland- des Linien- Gelenk-
Nachbar-  linien- varkebrsd) busse,
orislinien-  verkehr) Doppel-
verkehr?) deckert)
in 1000 km  in 1000 km in 1000 km
Kommunale und
gemischiwirtschaft-
liche Unternehmen 31,9 27.3 20.5 18068 350
Nichtbundeseigens
Fisanhahnen _ 36 88 4_,.?.'. EQE& | 471
Deutsche
Bundesbahn 1.9 62,6 22.8 5837 21
Breutsche
Bundespost 3.3 411 5.7 4014 764
Private
Unternehmen 33,3 68,3 2923 113894 20379
Insgesamt 740 2089 276,0 42377 22 655

S S
I Ohne Schienenverkehr.

%) Teil des aligemeinen Linlenverkehrs nach § 42 PBelG.

1) Senderformen des Linienverkehrs nach § 43 FBel .
%} Genau: Standardiinienbusse, Standardiberiandbusse, Gelankbusse, Eineinhzib- und Doppel-
decKer.

Quelle: Statistisches Bundesamt Wiesbaden, Fachsera B, Verkehr, Raihe 3.2 Personenverkehr der
StraBenverkehssunternehmen, 1881, Januar 1883.

Im Unterschied zu Tabelle 6 sind in dieser Tabelle nur Angaben zum Busverkehrenthalten.
Auch hler macht sich der Strukturunterschied bemerkbar: Die kommunalen und
gemiscitwirtschaftlichen Unternehmen befordern thre Fahrgdste im allgemeinen Linien-
verkehr auf knapp 60000 km Liniennetz, die privaten Unternehmen bedienen auf etwas
uber 101000 km. Jhnen am néchsten kemmi das Busliniennetz der Bundesbahn in Lange
van tast 65000 km. Dabeiliegt der Schwerpunkt beiBahn-und Postbussen ganz eindeutig
im Liberlandlinienverkehy (bei derBahn zum Beispiel zu 99 Prozent). Die Privaten fahsenim
Uberandverkehr dappelt so fange Linien als im Orts- und Nachbarschaftsverkehr,
wahrend bet den Kommunalen der Orts- und Nachbarschaftsverkehr leicht iiberwiegt.

Bei den Sonderformen des Linienverkehrs, wie zum Beispiel dem Schiiler-und Berufever-
kehr, dominieren die privaten Unternehimen von der Linientséinge her noch stdrker: Sie fah-

ren Linfgn von 222 300 km LEnge, die Bundesbahn von 22800 km und die Kommunalen
von 20500 km,

Die privaten Unternehmen hatten 1981 insgesamt 31 773 Busse im Einsatz, bei den Kom-
munalenwaren es 12018 und beiBahn und Post zusammen 11 706, Fiir nichtbundeseigene
Eisenbahnen fuhren 2 535Busse. Grofie Unterschiede pibt es hinsichtlich der Gualitit der
eingesetzten Busse. Die Kommunalen setzen zu 95 Prozent die typischen OPNV-Busse
wie hauptsachlich Standardlinienbusse ein. Der vergleichbare Anteil liegt bei den Privat-
unternehmen bei 36 Prozent. Sie fahien zu fast zwei Drittel mit Reisebussen.
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Tabzlle 8 -
Fahrgiste im StraBenpersonenverkehr nach Verkehrsart im Jahy 1981

ﬂEI‘hE!‘:* B Linien- Davon | Getii;.gem
torm verkenr Allgemeiner Sonder- Frege- heits-
insgesamt’) Linien- formen steliter verkehr}
verkahre} Linien- Schiller-
verkehrd) verkehrt)
in % in % i % i %G in 4
Kommunale und
gemischiwirtschaft-
liche Unternehmen 71,5 772 ~ 85 1E-D i ?‘El_ L
Nichtbundeselgene *
Eisenbabnen | 3.2 BD 2.6 _ 5.7 B 'lT
Dautsche )
Brndesbahn _E,_? 8,0 24_5 10,8 _ 1.5
Deutsche
Bundespost 4.8 4.8 3.4 6.4 be
Frivate
tnternehmen 11.8 {0 60,3 61,3 89,1 o
Insgesamnt 100,0 100.0 100,0 100,0 100,0

t) Linienverkehr mit Stadibahnen, StraBenbahnen und Bussen, aber ahne Eigennahnuerkehn
2y Allgemeiner Linienverkehr nach § 42 PRefG, sozusagen dev _normale” Linicnverkehr.

3) Bonderfarmen des Linlenverkehrs nach § 432 P!?refE:
Eerufsverkehr, Markt- und Theaterfahrten, Schiiterfah.en. ) _
4} Freigasteiiter Schillerverkehr als unentgeltliche Befdrderung durch oader filr Schulirdger.

5) Gelegenheitsverkehr nach § 46 Abs. 2 PBelG: Ausflugsfabrien, Ferienzielreisen, Verkehr mit

Mietomnibussen. _
Quclle: Statistisches Bundesamt Wissbaden, Fachserie 8, Verkehr Reihe 3.2 Personenverkehr der

StraBenverkehrsunternehmen, 1981, Januar 1983, | _
Ein wesenilich anderas Bild als bei Linieniange und Fahrgastzahien crgibt sich, wenn
man nach dem Aufkommen an Fanrgésten fragt. Im gesamten Linienvetkehr lisgen die
atfentlichen Verkehrsunternzhmen —wenn wir die Kemmunalen, die nichtbundeseigenan
Eisenbahnen sowie Bahn und Past als solche zusammen nehmen —atich ohne denkisen-
bahnverkehr mit 88 Prozent gegeniiber 12 Prozent klar vor den privaten Unternehmet in
Front. Nach deutlicher ist das libergewicht im allgemeinen Linienqerkehr. WO s 932u7
betragt. Mit 77 Prozent befardern die Kommunaian die_weitaus meisten Fahrgdste Im &ll-
gemeinen Linienverkehr. Die Bundesbahn tbertrifit hier mit 8 Prozent (5-Bahn!) sogar
nach die Privaten, die aut 7 Prozent kemmen, _ _

Die Domine der privaten Unternehmen sind die Senderfermen des Linienverkehrs mit
dem Schiiler- und Berufsverkehr sowie der frelgestellte (unentgeltliche) f&chulewerkehr.
In beiden Verkehrsarten liegen sie mit Gber 60 Prozent (f) ganz klarvorn. Die Kammunalen
beférdern im Berufs- und Schiilerverkehr knapp 8 Prozent, im fre[gestell!en Schiilervar-
xehr 16 Prozent der Fahrgidste. Bei Bahn und Post zusammen EI!}d es im EErpra— und
Schillerverkenr immerhin gut 28 Prozent, aberim freigesteliten Schiiterverkehr mit17 Pro-

zent auch nur wenig mehr. _ _ o
Fin weiterer Verkehrszweig, in dem die ptivaten Untarnehmen eindeutiq an der Spitze lie-

gen, ist der Gelegenheitsverkehr, alse Ausfiugs- und Ferienfahrten. Hier verfiigen dic Pri-
vaten mit 89 Prozent iiber den hichsten Anteil ﬁherhaupt_._ Die Kommunalen konnten aur
awischen 7 und 8 Prozent Interessenten gewinnen, wihrend der Antetl der tbrngen

Verkehrstrager kaum erwdhnenswert ist.
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Tabelle @ Betriebliches Leistungsangebot dar YOV-Unternehmen

e A o b -

Betriebszweige  Zahider Limien-  Wagen Platz-  Sitz- und
Fahr- lange Kllametar kilameter) Steh-
reuge platze

n i1} in
KM Milliooen  Millionen
Straflenhahn 1970 6573 3558 283 6 41316 860124
1882 S99 d607 201 2 34017 G4 8370
U-Bahn/Stadtbahn 1970 T B&Y 205 1064 14501 225245
1982 2e71 456 179.7 20006 433720
Obuy Co19v 19e 177 g2 1007 21086
1962 105 i J B 413 11823
Omnibus 14970 14 374 57 Bd5 709 7 83246 1321030
1982 20835 1225792y 9664 85507 1970493
Insgesamt 1970 22826 61785 11082 121460 2430405
1982 27602 125725 1351,1 1389443 Jd 065406
Mefizaht 18703) 121 203 136 123 126

1} Platzkilometer = 1 Plalz auf einer Fahrstrecke vore 1 km (berechnet nach Wagenkilomatar 2y

Zugelassanen Fidlzen).
2} Die im Vergleich zu den Kommunalen in Tabelle 7 erheblich hohere kin-2ahl ist darauf zurdick-

zufuhren, dafl hier die Regionalverkehrsgessellscheflen mit einbaszogen worden sind {zum Ver-
gietsh: Fir 1974, als dic Hegtonalverkehrsgeselischalten noch nicht mitgezihlt wurdan, waren
vom YOV 91027 km anpegeken worden).

) 1870 = 100.

Quelle: Auskiinfte Verband Sfendlicher Vaskehrsbelriebe (VOV), Kaln, Marz 1843

Indieser Tabelle geht es wie auch bei den Tabellen 10 und 41 spezell um die Verkehrs-und
Leistungsdaten derim VOV zusammengeschlossenen Untemehmen. Eswarschonange-
merki worden, daB sie fast deckungsgleich mit den Kommunalen sind. Was nun das
betriebliche Leistungsanpebot, aufgeteilt nach Betriebszwelgen angeht, so zeigt sich, dap
bei den VOV-Unternehmen der Busverkehr an erster Stelle liegt. Erist an der $trakenbahn
vorbeigefahren und auch stirker gewachsen als die StraBenbabinen und U- sowie Stadt-
bahnen zusammen. Dies gill irtz der Einschridnkung, daB die Zahlen von 1970 und 1982
nicht direkt vergleichbar sind, weil sich das Bus-Linierinetz durch Elnbezlehung derRegio-
nelverkehrsgesellschaiten in den VOV ausgeweltet hot.

Das Leistungsangebot der StraBenbahn jedentalls ist stark abgesunken: Die Linlenldnge
wurde um Uber ein Viertel gekilrzt, die Wagenkilometer gingen um fast 30 Prozent zusiick
vrd die Piatzkilameter um ein Fiaflel. Es wurden fast 40 Prozent woniger Fahrzeuge
eingeselad, wobei zu bedankan Ist, daB die Qualitit der heute in Betrieh befindlichen
Fatuzeuge weiter verbessert worden istund sie mehePlitze haben. Demgegeniiberist der
U- und Stadtbahnbetrieb arheblich ausgedehnt wordan. So gelang s, den Abbau der
StraBenbahnen durch den U- und Stadthahnbau, was die 'Wagen- und Platekilometar
angeht, 2u kompsnsisran, Allerdings wurden mit dar Umsiellung an die 700 Kilometar
Liniennelz aufgegeben. Bei den U- und Stedibahnen selbst sind dis qeleisteten Platz-
IL;!Iumﬁtewerdunneltwurdan. D& Lintenlange wurds sogar auf meht als das Doppelta ver-
dngert,

e

Tahelien

Tabelie 10
Verkehrsleistung, Einnahmen und Defizile der VOV-Unternehmen

—_—

Jahr Befdrdere Pfarsc:-nva:n- Einrnen Emnah Deﬁzi— |
Fersonen kilometar beforderte  antwicklung')
. ' Ferscn
ire Mio, in Mip. in Mic. DM in Pfannigq in #dio. &M
1970 4524 24535 2204 48.7 647
1975 4834 25539 3020 827 17186 ]
1976 4650 24240 1296 708 1787
1977 4602 24948 3470 75.4 1826
1978 4502 25137 3654 79.6 1 564
1979 4722 26008 3994 84,6 1542
1980 4614 8083 4310 B7.7 1962
1981 4975 I8 258 4756 OR.6 2042

1082 4754 27 622 49325 1036 »

e T ——

"y Verblelbende Dafizite nach Beriicksichtigunyg ven Abgeltungsteistungen Dritter,

ﬂuella:é:‘erband difantlicher Verkebrshetriabe, VOV-Stalistik ‘81, Kaln 1082 (erganzande Auskunfe
Méarz 1983).

Di= Fahrgastzahlen und Verkehrslaistungen im dffentlichen Personennahverkehr sind van
1979 bis 1981 angestiegen und 1932 wisdarum leicht abgefallen. So ging die Zahl dst van
VOV-Unternehmen befdrderten Persanan um rund 3.5 Prozent zuriick, Dafiir sined die
Einnapmen 1982 weiter gestiegen, wenn guch mit geringeren Raten. Aufgrund der erst
stagnierenden und dann gesunkenen Fairgastzahlen bedeutet dies wie2ar einen stirke-
ren Anstieg der Fahrpreise pra Fahrgast. Dle Einnahmen pro befdrderte Person® stiegen
1961 um 10 Prozent gegeriiber dem Vorjahe und 1982 um 7 Prozent. Eine &haliche Entwick-
lung hatten wir beim Preisindex fr drtliche Varkehrsmittel festgestellt {vgl. Tabsaile 5).

Trotz gestiegener Einnahmen sind die Defizite emeut angewachsen, nachdem sie in den
Jahran 1978/79 etwas zuriickgegangen waren. Dazu diirften steigende Treibstoffpreiso
belgettagen habean. |

* Qhwohl In den Einnahmen pro Fabrgast auch Abgeliungsbatriige enthalten sind, kiinnen gl im
Zeltvarglalch als MaBstab benutzt werden, denn die Abgeltungshetriige sind recht konstant,
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Tabelle 11 Arbeitspraduktivitit’) in VOV-Unternehmen

LR R e - : PCYHE |

Beschaftigte

T

Wagen- Platz-

Jahr Beschaftigle’) Wagen-
Kilometer kilometer kilometer je 1 Milkon
in Aip. je Beschaftig- in Mia. Platzkilomeler
ten in Mio.
1960 108775 1076 gam 97 141 1,13
1970 83100 1109 13345 121 460 068
1975 a7200 1198 13733 131742 0,65
1976 86913 1208 14 060 152022 0,64
1977 B5 605 1199 139091 1532530 0.65 -
1978 B5 763 . na 14 038 134019 084
1979 86836 1225 14107 138079 0,62
1980 RRE54 1328 14680 144377 0.61
1981 Q184 1354 15014 148737 .59
1982 80095 1351 14086 148943 D80

S

Ty Arbeiteprodudivitdl wird hiar gemessen an dar Betriebeieistung (Magenkilometer je Be-
schiftigten sowle Beschattigie je 1 Millian Plaizkdilomeier).

23 voll- und Teilzeitbeschiftigle.

3y Vallbeschattigie.

Quelie: Varband sffenllicher Varkehrsbalricbe, VOV-Stalistik '8, Koin 1982 (ergiinzenue Auskiinfte
Mérz 19573).

Cie Zehl der Baschiftigten ist von 1978 his 1981 leicht angastiegen (4 Prozent). Im Jahre
1982 hat sich diaser Trend nicht fortgesetzt. Ein Vergleich mil 1960, ais nozh fast 10000
Menschenin den VOv-Unternehmen beschiftigt waren, zeigt den Rationalislerungseffakt
durch Einfithrung des schatineriosen Betriebs auf. Die Zunahme der 8eschaftigtenzahl ab
Mitte der siebziger Jahre diirfte auf die positiven Auswirkungen der Sfientlichen Investitio-
nen 2urickzufithran sein,

Beachtlich zugenommen hat die Arbeitsproduktivitdl, Sie Ist an 2welBatriehskennzahlen
gemessan wardan: Van 19701 his 1980 ist die Lelstung an Wapenkilometermn je Beschaftig-
ten um gut 12 Prozent gesticaen. Dies also zu einer Zeit, 2ls die Ratlonzlislerungsméglich-
keiten durch den Wesf2'l der Schaffnerfunktion weitgehend ausgeschédpft waren. Ein
dhnliches Bild ergibt sich, wenn man die Baschaftigtenzahl Im Verhiitnis zui-Platzkilo-
materieisting betrachiet, 1970 kamen - statistisch gesehen — 0,68 auf1 Millicn Platzkila-
metern, 18982 nach 0,60 Dies ist ein Rickgang um knapp 12 Prozent, oder richtig gesaat.
eina Praduktivitatastetgarting um eben diese Prozentzahl, Da#8 sie ein wenig niedriger ais
die nrach Wagenkilometern aemessene Arbeitsproduktivitit tiegt, ist auf Anderungen im
VerhaltnisWagen/Platzangebat zuriickzufiihren. Beide Werte sowie die ziemiich kanstan-
ten £ahlen seit 1980 belegen die These, dafl die Rationglisicrungsmioglichkeiten praktiach
gusgeschopft sind.

- —— .
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li. Einzelthemen aus dem Aktionsprogramm

Im folgenden werden Themen aus dem Forderungskatalog des Aktionspro-
gramms naher beleuchtet und dargestellt, Damit soll eine Argumentationshilfe
fur die Diskussion gegeben werden.

Die ausgewahlten Themenbereiche beziehen sich auf die Forderungen 3 bis 1.
Zu den Forderungen 1 und 2 haben wir auf erginzende Ausfithrungen verzich-
tet, weil sie aus fritheren Programmen usnd Verdffentlichungen her inhaltlich
begrindet sind.

Nicht immer sind alle Aspekte urd vorgeschlagenen MaBnahmen einer Forde-
rung abgehandelt waorden, sondern es wurden beispielhafte Problemkreise
herausgestellt. Sie eignen sfch deshalb auch zur Behandlung in Seminaren
und anderen Bildungsveranstaltungen zum Thema HOPMY.

Fur fachliche Beratung bei der Bearbeitung der einzeinen Themen danken wir
Minlsterialdirektor a. D, Dr.Erwin Gleibner, vormals Leiter der verkehrspoli-
tischen Grundsatzabteilung des Bundesministeriums fiir Verkehr,

Zum Themo

Neue Organisationsmodelle fiir den OPNV ir der Fiiche')

1. Zielsetzung fir dic Modeliversuche

In den landlichen Gehietenist das Angebot an éffentlichen Verkehrsmitt 2ln noch
slarker als in den groderen Stadten und in den Bailungsgebisten zuriickgegan-
gen. Dagegen sind die Verkehrsbediirfr.: » gesuegen: In den letzten-beiden
Jahrzehnten wurden mit der Gehietsreform viele kleine Gemeinden und Kreise
zu groBeren konwnunalen Gebiets- und Verwaltungseinheiten zusammenge-
schlossen. Durch dia Zentralisierung der Verwaltungen und anderer dffentlicher
Einrichtungen (z.8. Mittelpunktschulen) sind neue und lngere Wege erforder-
lich. Auch die Entfernungen zu den Arbeitsplitzen sind aufgrund der Kanzentra-
tion von Wirtschaft und industrie gewachsen. Ahnliches gilt tar Einkauts- Kultur-
und andere Freizeitmaglichkeiten. Wer nicht motorisiert ist oder mitgenommen
wird, mu auf vieles verzichten oder lange und umstandliche Fahrien mit Bahn
ader Bus auf sich nehmen,

1) Zu Forderung 3: Bessers Grundatsstatiung in denldndlichen Ragianan® {siehe 5. 18).
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Fine ausreichende ffentiiche Veskehsshedienung wird erschwert durch histo-
risch gewachsene Organisationsstrukturen, unterschiediiche Entscheidungs-
ebenen und Finanzverantwartiichkeiten. Die Verkehrslinien und -netze Gher-
schneiden und (berlagern sich hiufig und wearden von verschiedenen Verkehrs-
trégern betrieben: Van kammunalen und privaten Unternehmen, von der Bun-
desbahn und von der Bundespost. Ein halbwegs annehmbarer OPNY ist auBer-
halb von Baliungsréumen nur dort anzutreffan, wo er an die graBen Siedlungs-
achsen einschligBlich der Industrie- und Wirtschaftszentren angeschlossen ist.
Ansensten ist er unzureichend und insbescndere auf der Schiene hach defizitar,
weil sich dia Siediungsstruktur vom Schienennetz wegentwickelt hat (vgl.

a. £4/80].

Es hat auch positive Ansétze gegeben: In den letzien Jahren haben sich zahl-
reiche Tarif~- und Verkehrsgemeinschaften in landlichen Gebieten entwickett.
Danin sind hZufig auch die Omnibussa von Bahn und Post ainbezogaen worden.

Diese Entwicklung ist noch nicht abgeschiossen.

Der Bundesminister fir Verkehr forderte schon vor Jahren gine Uberpriifung des
Planungsprozesses und der finanziellen, organisatorischen und rechtlichen
Rahmenbedingungen des OPNV in den lidndiichen Regionen, Das Ziel ist, (iber
arganisatorische Anderungen zu einem effaldiveran Verkehrsangabot im GPNV

Zu kommen.

Bund und Léander haben in gemeinsamer Diskussion zvwei Grundformen der
OPNV-Crganisation imn lEndlichen Bereich entwickelt: Ein Zwei-Ebenen-Modell

und eln Brel-Ebenen-Modell,

Im Zwei-Ebenen-Medell ist die Offenttiche Kiorperschaft — zum DBeispiel
Gemeinde oder Landkreis — in einem abgegrenzien Nahverkehrsraum fiir die
Angebotsplanung des OPMV ung fir seine Finanziening zustéindig. Dies ist die
Ehene eins, sozusagen die verkehrspolitische Seite der Angelegenheit. Die
ofentliche Korperschaft bedient sich dabel der vorhandenen Verkehrsunter-
nehmen, an die sie die Verkehrsleistungen gegen Entgelt iiberirdgt. Auf dieser
Ebene zwei geht es um die direkte Verkehrsleistung gegeniber dem Fahrgast.
Die Verkehrsuntesnehmen behalten ihren Status als selbsténdige Linternahmen
bei

Im Drei-Ebernen-Modell wird zwischen die Sffentliche Korparschatt und die Ver-
kehrsunternehmen eine privatrechtliche Nahverkehrsgesellschaft geschaltet.
Sie wird von den Verkehrsunternehmen gebildet. Auch hiar ist die Gffentliche
Korperschaft auf Ebene eins der politisch verantwarttiche Aufoabentriger fiir
den OPNV. Ihre Titigkeit hezieht sich hauptséchiich auf die Entwicklung von Ziel-
varhaben flr die Verkehrs- und Tarifgestaltung sowie auf die Regelung des Defi-
zitausgleichs. -
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@ Abdackung Kammunale Private Hundes- Abdeckung
Fahibetrige Untarnehmen

Untarnehmen Unternehmen Fohlbatrine

L

Funftionen
Ahstimmung Verkehrsplanung — Raumplanung
Abstimmung Nahverkehrsplanung mit benachbarten Nahverikehraraumean @
Erarbeltung des OPNVv-MNeizes, des Fahrplans und des Tatils
Leistungsbestimmung flir die einzelnen Untern2hmen
Unterstiitzung der Rationalisierung (Linlenaustausch})

Aufteilung der Einnahmen
Deckung der Fehlbetrage, die durch politische Auflagen entstehen
Umlege der Fehtbetrige

Lelstungserstellung

Betriebliche Organisation @
Die Nahverkehrsgesellschaft auf Ebene zwei hat unternehmerische Aufgaben
zu eriullen. Dazu gehdren die Milwirkung bel der Verkehrsplanung und
Tarifgestaltung sowie die Durchfihrung der Verkehrsleistungen gyreh eigene
oder nicht der Gesellschaft angehorende Verkehrsunternenmen. Die Verkehrs-

unternehmen wiederum hahen — als Ehene dretl — die Aufgalv:, die Betriebs-
leistung zu erbringen und fiir die betrigbliche Organisation zu sorgen,

o & 2 & & » & a9
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” b Vearkehrsgesellschait |
Jf/l Vertrige 1
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Abdeciamng Kommunale EJ Privata Pnvata Hundes- Abdeclung
Fehloetrage Untemehmen Unter- unter Fehlhelrdge
d netimen nehmen JF
Funitionen
Unterstiitzung der Griindung fder Verkehragesellschaft @
Abstimmung Verkehrsplanung = Raumgplanung

Palittzche Zielvargabe fiir OPNV-Netz, Fahmplan, Tarife
Abstinimnung der Nahverkehrsplanuaa mit benachbarten Mzhvarkehrsraumen
Biligung der Vorschlige der Nahverkehrsgeselischart

Deckung der Fehlbetrigs bei der Verkehregesellschaft, die durch politische Auflagen
entstehen {Ausnahme Bundesuntermnebmemn

Umlage der Fchlbetrage auf die Gemeinden/Landkreise

Erarbeitung des OPNV-Netzas, des Fahrplans, des Terifs aus hetriehswirtschattlicher
Sicht unter Berucksichtigung der Zielvargaben des Zwetkverbandes @

Leistunpgsbestimmung fiir die einzeinen Untemehmen

Unterstittzung der Rationalisierung (Linientausch, betriebliche Zusammenarbeit}
Aufteiiung der Einnahmen

AbschiuB von Leisiungsvertragen mit Nichtmitgliedern

Leistungserstellung
Betreblicha Qrganisation O

W[
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2. Einzelne Modellversuche

Wie diese Vorstellungen zu verwirklichen sind, wird in Modeliversuchen Uber-
prift. Es sind:

2.1 Mahverkehrsmodz!l Hohznlohalrels

Am 1. September 1978 hat ein vierjahriger Probelauf begonnen} Der Landkreis
Hohenlohe ist fiir die Gestaltung des Gesamtangebaots und fiir die Finanzierung
varanmtwartlich. Angebaoten wird ein flichendeckenderVerkehr mit einheitlichem
Tarif, Tektfahrplan und ginem {lir denl&ndlichen Raum relativ hohen Bedianungs-
standard, Landkreis und Verkehrsinternehmen kooperieren eng miteinandes.
Dieser Versuch entspricht dem Zwei-Ebenen-Madall.

Das Nahverkehrsmode!l Hohenlohekreis hat folgende Verliehrsstrulitue

1. Mit dem vollig neugestalteten Liniennetz kiinnen von jedem gréBeren Wahn-
platz aus die zentralen Orte im Kraisgehiet erreicht werden.

2. Jederwohnplatz tiber SQEinwohner ist an den OPNY angeschlossen. Nahezu
95 Prozent der Einwahner des Landkreises haben somit die Miglichkeit, den
OPNYV in Anspruch zu nehmen.

3. Schulerverkehr und Berufsvarkehr sind soweit wie miglich in den aligamei-
nen Linienveriehr integriart.

4. Alte bisher im Landkreis tdatigen Verkehrsunternehmaen arbeiten freiwillig bei
dem Madellversuch mit. Entsprechend ihrem Verkehrsanteil vor dem Modell-
versuch sind sie am Gesamiverlehr beteiligt.

£

Der Talktfahrpian von mindestans neun Fahrtenpaaren auf allen Linien und in
jeder Richtung pro Werktag wurde unter Beriicksichtigung eines angenom-
menen Fahrgastverhaltens fesigelegt. Der Fahrplan ist vor allem auf
schulische Bedilrfhisse ausgerichtet.

(tasVerkehrsangebotistim Laufe des Versuchs leicht zuriickgenammen wordan
{zum Beispiel Angebotsverringerung an Sonn- und Feiertagen, Riicknahme der
Fahrleistung um 10 his 20 Prozent). Die Angehotsverringerungen waren sowohl
finanziell bedingt als auch auf Anpassung an dig Machfrage zuriickzufiihren.

Die Finanzierung des Modellversuchs Hohenlohekreis ist wie folgt geregeli:

& Grundstock derEinnabhmenistdie ErstattungderSchiiterbefdrderungskosten
durch das Land und die Abgeltung gemeinwirtschaftiicher Laistungen im

1) Die planensche Vorarbeit sowie die Begleilung des Projektes liegt in Hindon der
Kommunalentwicklung Baden-wWirttemberg (KE), elner vom Stiidietag, Gemeindztag
und Lendkreistzg BadenWdritemberg aetragenen Kommunaten Planungs-, Entwick-
[uhgs- und Sanierungsgescllschait mbH."
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Schitlerverkehr. Aus dem Schilerverikehr werden ungefahr die Hélfie der Ein-
nahmen aufgebracht.

¢ Beiden Tanfemnnahmen ist aufgrund =ines langsam zunchmenden Verkehrs-
aufkommens eine Aufwarisentwicklung zu verzeichnen.

e im Janr 1980 betrug der Kostendeckungsgrad des Modetls ungefanr 70 Pro-
zent. Bis 1982 ist der Kostendeckungsgrad auf ca. 83 Prozent gestiegen. Dazu
haben die cben grwahnten Kurzungen des Verkehrsangebols beigetragen,
Unter Berucksichtigung seines forschungspolitischen Ziels ist das €in im
Vergleich zu anderen Nahverkehrseinrichtungen beachiliches Ergebnis.

# Das Land Baden-Wirttemberg mit dem Hohenlahekreis sowie der Bund
beteiligen sich an den ungedeckten Kosten des Modellversuchs je zur Halfte.

Die bisherige verkehrspofitische 3ilanz des Hohenlohe-Modells ist nositiv. Trotz
zunichst z0germder Annahme des neuen Nahverkehrsangebots ist mittlerweile
eine beachiliche Nachfrage erreicht worden. Anfang 1983 hat der Hohenlohe-
kreis der {berfiithrung des Modeils in eine Dauereinrichtung grundsétziich zuge-
stimmt.

2.2 OPNV-Modelluntersuchung Kreis Lippe

Ziel dieser Modelluntersuchung ist es, den OPNV in sinem Kreis mit tandlicher
struktur, der mehrere Mittelstadte wie zum Beispiel Detmold und Lemgo in
Nachbarschaft zu dem Oberzenttum Bielefeld umfaft, neu zu organisieren.’)
tn dem Versuch geht es um neue Forrmen der Verkniipfung des Schienennahver-

kehrs mit dem dibrigen OPNV, insbesondere mit dem Busverkehr. Dariiber hinaus
wird auch die Verknipfung des OPNV mit regionalemn und {iberregionalem Schie-
nenverkehr neu untersucht,

Als Grundmodell wird das Drei-Ebenen-fModelt angewandt. Die Gestaltungs- und
Finanzverantwortung liegt beim Kreis. In Nordrhein-Westfalen ist die Neuargani-
sation des OPNV durch Bildung von Kooperationsraumen, die in der Regel
mehrere Kreise umfassen, schon weiter fortgeschritten. Deshalb wird in die
Untersuchung des kleinrdumigen Kreismodelis Lippe die Einbindung in die groB-
raumige Kooperation Ostwestfalenippe nach dem Nahverkehrskonzept
Nordrhein-Westfalen mit einbezogen.

Wesentliches Merkmal der OPNV-Untersuchung Lippe ist der Versuch der erst-
maligen Einbindung von BB-Nebenstrecken mit lokaler und regionaler Bedeu-
tung in eine kammunate GPNV-Kooperation.

) Inder Raumordnimg und Regionalplanung wird unter einem Oberzentrum eine Stadt
vgrsta nden, dig zentraler Ort (sozialer, wirtschaftlicher, kultureltsr M iftelpunkt) fir
einen Einzugsberelch von mindestens 100000 Einwchnern ist. Zum Verlechtungs-
bereich einer Stadt als Mittelzentrum gehiren 20000 bis 100000 Einwohner, Orte mit
dem Status Unterzentrum versorgen 10000 bis 20000 Einwchner,

Thema: Modellversuchs

2.3 OPNV-Modelluntersuchung Bodensee-Kreis

Hier geht es um die Neuaorganisation des OPNV in einem Kreis mit landlich
gepragtem Gebiet und dem starker verdichteten Gebiet um Fredrichshaten.
Hauptziel des Organisationsansatzes ist es, eine optimale Funkticnsteilung
zwischen konventioneltem Busverkehr und einem bedarfsgesteuerten Rufbus-
System herzustellen. Unter einem bedarfsgesteuerien Rufbus-System wird ein
Busverkehr verstanden, der auf Anforderung der Kunden erfolgt und nicht in
einem starren zeitlichen und &rtlichen Fahrplan abgewickett wird.

Es gibt hier vielféltige Problame. Sie liegen vor allem in dem noch nicht erbrach-
ten Nachweis der technischen Funktionsfghigieit und Wirtschaftlichkeit des
bedarfsgesteuerien Rufbus-Systems.

2.4 OPRNV-Madelluntersuchung Tiibingen

Ziel ist die Neuorganisation des OPNV in einerm Landkreis am Rande des Bal-
lungsraumes Stuttgart und mit einem eigenen Hochschulstandart, der Stads
Tubingen. Insbesondere die Universitdt mit thren auf verschiedene Stadtteile
verteiften Instituten und sonstigen Einsichtungen bringt groBe Verkehrs-
probleme mit sich, Ferner geht es um Jie Einbeziehung der Nebenstrecken der
Deutschen Bundesbahn und deren Verkniipfung mit der S-Bahn nach Stuttgart.

Allen Organisationsmodellen ist gemeinsam, daB sie Fragen der Mitbestimmung
und Mitwirkung der Beschiftigien auf der Koordinationsebene bisher aus-
geklammert haben und daf auBerdem die Finanzierung dieser Verkehrsvor-
haben auf Dauer nicht gesichert ist.

3. Der Modeliversuch Saarland
3.1 diele. Organisation und Finanzierung des Medellversuchs

Neue Keoperationsformen fir die Verkehrsbedienung in den hach verdichteten
Ballungsraumen werden in Verkehrsverbiinden praktiziert. In iindlichen Regio-
nen werden die in Abschnitt 2. 5. 43 ff. dargestellten Modellversuche erprabt.
Zwisthen diesen beiden Kooperationsarten ist der Modeliversuch Saariand
angesiedelt. Er soll Kooperationsmdaglichkeiten in einem .mittieren Verdich-

tungsraum” aufzeigen)

1) Als Verdichtungsrdume" werden in der Rasmaordnung besenders starke Konzentratio-
nen von Wohnungen und Arbeitsstitten bezeichnet: Auf Jeden gkm kormmen min-
destens 1.250 Einwohner und/oder Arbeitsstdtten. in der Bundesrepublik gibt es
24 Verdichtungsréume, zum Beispiel Hamburg, Miinchen, Koin, Stutigart, Ruhrgabiset,
Rhein-Main-Gebiat, Rhein-Neckar-Gehiet. Das Saarland z&klt darunter zu den ,mitt-

leren” Verdichtungsraumen,
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Seil 1880 bereilet die Kommunalentwicklung Baden-Wiarttemberg (KE} sinen
das gesamte Saarland umfassendenModellversuch vor Aufgabe des Madeliver-
suchs ist es, ein auleinander abgestirmmtes Nahverkehrsangebat zu schaffen,
das Saarbricken und die dbrigen Stadie ebenso einhezieht wie die kleineren

orie.

Zu den Angebotskriterien z&hien: Einheitliche GestalHung des Liniennetzes van
Schiene und Strafie, aufesinander abgestimmie Fahrplane, einheitliche Tarif-
systeme Lnd Fahrgastinformation, fahrgastfreundliche Geslaltung von Verknip-
fungspurkten sowie Einbeziehung daes Taxiverkehrs, Der freigestelite Schiifer-
vertkehr soll integrier! werden, s sind einbeitliche Bedienungsstandards und
Wagenurfaulplane vorgesehean. Ziel ist, das Verkehrsangebot mit dem vorhan-
denen Leistungspotential an Fahrzeugen unc Perscnal zu verbessern und atirak-

tiver zu gestalten.

Im Modellversuch sollen die kommunalen Verkehrsunternehmen mit den Bun-
desverkehrsunternehmen sowie mit den privaten Busuntemehmen zusammen-
arbeiten. Das vorgesehene Organisationsmodall fiir den OPNY im Saarland geht
vom Zwel-Ebenen-Modell aus. In der ersten Ebene wird eine Verkehrsgesell-
schaft Saar mbH gebildet. Sie ist eine gemeinsame Tachtergeselischatt der
betedigten Verkehrsunternehmen. Damit der verkehrspolitische Einflul der
Kommunen und des Landes gesicheti ist, sind sie nemeinsam mit den Verkehrs-
betrieben tm Aufsichtsrat vertreten. Ein weiteres Organ der Verkehrageseil-
schaft ist die Geschiftsfibrung. In den Entscheidungsgremien der Verkehrs-
gesellschaft werden die verkehrspolitischen Ziele abgesteckt, wird idber Sub-
ventiorerung, Planung und Absate entschieden. Hier wird der Rahmen fiir die
einzelnen Unternehmen vorgegeben.

Diese sind fur die Produltion® der Verkehrsleistung verantwortlich, zls zweite
Ebene des Organisationsmodells. In seiner Aufgabenstellung und Konstruidion
erinnert der Moedellversuch in vielen Punkien an die bestebenden Verkehrsyer-
binde.

Die Finanzlerung des Modellversuchs gilt als gesichert. So sollen die aufgrund
von Angebotsverbesserungen {zum Beispiel Bedienungsstandards) und Einnah-
meausfallen {einhe¢ itliche Tarife) entstehenden Kosten von Bund und Land
getragen werden. oy die anteilige Aufteilung der Mehrkosten von etwa 16 Mil-
lienen DM') auf Bund und Land mu8 noch gine Absprache getroffen werden. Zu
den Kosten des Landes werden im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs
jene Gemeinden mit herangezogen, die von anderen Kommunen badient wer-
den, aber bisher nicht zur Finanzierung beitragen. Die Finanziarung der bisher

1y DleseMehrkosten beziehen sich aufdle von derE errechnete SMEXimumlésung”, bel
der Minimumibsung® lige detr Batrag hei 9 Millionen DM.
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schon bel den Kammunen anfallenden Defizite ist von diesen weiterhin zu
tragen. in den Berechnungen der KE wird von 20 Millionen DM ausgegangen.

wenn die crganisatorische Vorbereitung, die mit dem grundsatzlichen Ja der
Landesregierung zurWeiterfiihrung des Vorhabens Mitte 1982 begonnen hat, bis
Mitle 1984 mit der Voriage eines planerischen Kanzepts abgeschlossen werden
kann, wird ab Fahmlanwechset Herbst 1984 der viesjiibrige Probelauf gestartet.
~Ur den sich anschliefenden Dauerbetrieb gibt es noch keine verbindlichen
Finanzierungszusagen, Gedacht ist an eine Regelung. nach der vom Bund die
Defizite der Bundesunternehmen getragen werden, das Land und die Kammu-
nen die Defizite der landeseigenen, kommunalen und privaten Unternehman
ubernehmen. Im Unterschied zum Probelauf wiirden Mehrkosten fiir Land und
Kommunen entstehen, denn der Bund zahlt dann nur noch fir Bzhn/Post und
nicht mehr fur die spezifischen Kosten des Medellversuchs.

3.2 Beurnteliung aus gewerkschaftlicher Sicht

Der Modellversuch Saarland ist auch ¢in Modellbeispiel fir gewerkschattiiche
Beteiligung, im Guten wie im Schlechten. Beginnen wir mit den Méngeln. Seit
Anfang 1980 haben die Gutachter mit Vertretern der Unternehmen, Behtrden
und Wirtschafisverbénde Gesprache geflihrt. Erst im Mai 1982 wurde thnen kiar,
dab auch Arbeitnehmer zu Verkehrsunternehmen gehdren. Da enthielt der 1981
abgefaBte SchiuBhericht Gber die Verkehrsstruktur im Saarland aber schen
einige problematische sozialpolitische Aussagen.

SO WUrce als ein Ziel herausgesteilt: \Bessere Auslastung derFahrzeuge und des
Fahrpersonals.” Dies geschah offensichtlich in Unkenntnis der Tatsache, daB
eine stdrkere Belastung der Fahrer zu gesundbeitlichen Schaden fiihren mul.
Auch die leichtfertine Fordetung, ein moglichst haher Antell der Arbeitszeit
misse als Lenkzeit genutzt werden (etwa nach dem Motta Arbeitszeit = Lenk-
zeit?y kann nur am griinen Tisch entstandan sein.

Es ist unverstindlich, daf sicn Planer, die im Interesse der Bevilierung das Ver-
kehrsangebot verbessern waollen, nicht der Sachkenntnls der Arbeitnehmer
bedienen, Wer wei denn besser Giber die Ménge! der Verkehrsbedienung
Bescheid als die vor Ort tétigen Arbeitnehmer aus den Verkehrsbetrieben. Auch
hatten die Planer im Organisationsmodell (siche Schaubild S. 48} jede Betleili-
gung, geschweige denn die Mitbeslimmung der Arbeitnehmer in der geplanten

Verkehrsgesellschaft $zar Ubersehen, Ihre damalige Meinung war; Die in den
rechtlich selbstandig bleibenden einzetnen Unternehrnen geltenden Mitbestim-
mungs- und Mitwirkungsrechte wiirden ausreichen,

Die Gewerksehaft GTV nahm im Mai 1982 zum Untersuchungsstand Stellung
und nannte thre Fardertingen end Anspriiche an das Modellvorhaben:
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Qrganisationsmodell QPNV Saartand

r
!

Qrgane Aufgaben !

Verkehrogesellschait Saasy mbi

als gemeinsame Tochtergesellschaft
der Verkehrsunternehman:

Aulsichtsrat
Deutsche Bundesbahn Land | Palidische

Omnibusverkehrsgemeinschaft Kommanen Entscheidung
Deutsche Bundesbahn/ Subvention

i Deutsche Bundespost Verkehrsbetriebe

Planung :

Kommunale Verkehrshetriepe
Absatz

Merzig-Biischielder Eisenbahn GmbH — Geschéftafiihrung

Private Cmnihusunternehmen ‘ !

vertreten durch den Landesverbend Stab |
Verkehrsgewerbe Saarland e.V,

Verkehrsunternehmen Produktion

Deutsche Bundesbahn

Omnihusverkehrsgemeinschaft
Ceutsche Bundesbiahn ;

Omnibusverkehrsgemeinschaft
Deutsche Bundespost

Geselischaft fur Stralenbahnen
Im Saartal AG

Krélsverkebrsbetriebe Saarlouls AG
fNeunkircher Verkehrs-AG

Staditwerke Valklingen
NMernig-Bischfelder Eisenbahn GmbH
Private Omnlbusuntemehmen

Qualle: SchluBbericht der ,Kommunalentwickiung Baden-
Wurttamberg” uber die Phase A - Stule || der Medelluntersuchung
Saarfand, Stuttgart, 8. Mai 1981,

Im Unterschied 2u den einzelnen Verkehrsuntermehmen, bei denen die Mitbestimmung
entsprechend der jewelligen Rechtsform verankert ist, ist fisr den Aufsichtsrat dergeplan-
len Verkehrsgesellschaft Saar mbH keing Beteiligung der Arbeitnehmer vorgesehen.
Dort sollen nur das Land, die Kemmunen und die Unternehmensleitungen der Verkehrs-
betriebe Sitz und Stimme haben,

Thema: Modellversuche

o Die Gewerkschaft OTY will das Madeitvorhaben nur unterstutzen, wann

1. der Moedellversuch zu einer Verbesserung der Nahverkehrsbedienung fir
die Einwohner {uhrt und

2. diesozia'en Bedingungen der Beschiaftigten in den Nahverkehrabetriehen
Im Sinne des Fortschritts weiterentwickelt werden.

¢ Indiesem Sinne midten die kritisierten sozialpalitischen Aussagen kormigiern
werden.

o Private Verkehrsunternehmen dirften in den Modeliversuch nur einbezogen
werden, wenn sie thren Beschaftigten vergleichbare Arbeits- und Einkomn-
mensbedingungen zu den 4ifentlichen Nahverkehrsunternebmen bieten.

= Has bisher bekannte Organisationsmodell wird abgelehnt, weil es keine Mit-
pestimmungsmagiichkeit der Arbeitnehmer in der Verkehrsgesellschaft Saar

varsieht.

Dazu heiBdt es: Da in der Verkehrsgesellschaft Saar die verkehrspolitischen
Entscheidungen sowie die Beschliisse (ber die Hohe der Subventionen, Gber
die Planung und den Absatz fallen und damit der Rahmen fiir die einzelnen
Verkehrsuntarnehmen hestimrt werden soll, miiBten dia Arbeitnehmer auf
dieser Ebene mitbestimmen. Der Verweis auf die rechtliche Selbstiandigkeit
der Verkehrsunternehmen sai kein stichhaltiges Gegenargumant. Im Gegen-
tell: Dle erreichten Mitbestismmungs- und Mitwirkungsrechte in denjeweiligen
Linternghmen wirden dadurchabgewenet, dab dieHahmenplanungin Ebene
etns fiir alla Unternehmen zusammen erfolge. Die Erfahrung in den bestehen-
den Verkehrsverbiinden habe die OTV gelebrt, auf einer Beteiligung in dan
Upergeordneten verkehrspolitischen Gremien zu bestehen. Sonst wiirda tiber
die Kopie der betroffenen Arbeitnehmer hinweg geplant.

Mittlerweaile haben sich die Kommunalentwicklung Baden-wWinttemberg und dig
Gewerlischaft OTV im Saarland auf eine Zusammenrarbeit bei der weiteren
Planung verstandigt. In dem seit Januar 1983 zur Vorbereitung der Verbund-
gesellschaft gebildeten Belrat ist der DGB mit sinem Mitglied vertreten. Ange-
stchis der zahlenmédBigen Ubermacht der Vertretervan Bund, Landern, Gemein-
den, den Verkehrsunternehmen sowie dar Arbaitskammer und derHandelskam-
mer [d8t sich leicht ablesen, da@ dies mit Blick auf die Nahverkehrsgesellschaft
keine befriedigende Lisung ist. Es ist nuar ein erster Schritt,

Auch dis Gewarkschaft OTV machte einen Larnproze® durch: Bei Planungen,
wennsieirn Moment auch noch so theoretisch und zeitlich weit entfernt erschei-
nen mdgen, mub man so frih wie eben miglich, am besten von Anfang an, dabei
sein. Das erfardert einen laufenden KommunikationsprozeB zwischen betrieh-
licher und auBerbetrieblicher interessenvertretung sowie zwischen den ver

schiedenen Ebenen der Organisation.
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Bundesverkenrswegeplan
Soll-Ist-Vergleich im Zeitraum 18711980

Thema:

Bundesverkehrswegeplan

Bundesverkehrswegeplan')
Alle Angaben in %o
1. Die Bedeutung der Bundesverkehrswegeplanung -
Liela allzug
Der Verkehrshaushalt ist der viertgroBte Einzelhaushalt des Bundes. Knapp {Sall) (Ist)
50Prozent des Gesamtvolumens van rund 25 Milliarden DM entfallen autinvesti-
tionen. Damit ist der Verkehrshaushalt der gréBte Investitionshaushalt des Bun- 50 1581650 AT18TE  187B5s o] -i390
des. Rund drei Viertel der Sachinvestitionen des Bundes und nahezu ein Drittel Ceap P (VP e F P
der Finanzierungshilfen des Bundes fur Investitionan Dritter sind im Einzelplan 12 1. Stule} 1. Stufc)
(Verkehr) veranschiagt BT REE DB Ee ] fian e
Wegen der auch gesamiwirischaftlich und beschiftigungspolitisch groBen | | EE 2186+ === 20 o
Bedeutung der Verkehrsinvestitionen ist ein planerisches Gesamtkonzept erfor- = I COOUOON I ORI Ea I SR R B
derlich. Das ist der Bundesverkehrswegeplan. E- umnfaBt die Investitionen in _ RN === J=aaan s
» das Schienennetz der Deutschen Bundeshahn, == :_mf_' = | T
e die BundesfernstraBen (Autabahnen und BundesstraBen), = == = = e Ea I
e die Bundeswasserstraen, 6008 Ee=— == =6025 e S
» die Flugsicherung === == BEStr — B e
e die Finanzhilfen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (OPNV = | = ———— —— ":_-T.'_i':':
und kommunaler StraBenbau), = — e e I
e die Beteiligung an finf groBen Verkehrsflughéfen. »— = P=rey| EErER
. . ‘s - H- }1_'1 - =FFT ] P — e 6 2 .._;_ E_ LG _'-‘ :__::1_::_
Die Entscheidung tber den Ausbau des Bundesverkehrswegenetzes stiitzen W 107 F T :f 4",__..-E'.J.NStr. m:&.:{;m;: T‘:#\ HJ.L? i
sich seit Anfang der siebziger Jahre auf eine zwischen den verschiedenen ver- N ﬂg\lﬁ %ﬁi\%}\% ﬁ\\‘fﬁ% CGrny EN10.7 4 wﬁ‘[jhgq‘i Hmax‘l
kehrswegan koordinierte Planung und Bewertung. Diese Flanung wird in regs!- x}\\_‘;\\_\\%% m E\‘QE.;}E 0PV  cyrg SNan I D I S et
méBigen Abstinden iiberprift. Der erste Bundesverkeh' swegeplan wurde 1973 Secco Mﬁ}*‘&}% cosis |
erstelit (BVWG 1. Stufe). Es folgte 1977 das koordinierte Investitionsprogramnm 5 ;::_1._-,—1,::9-_5: 10,35 =56 7 KStB k =
(KIP). 1979 wurde die letzte Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes vead TITY Eaer .
(BVWP 1880} vorgelegt. Die ndchste Fortschreibung soll 1985 eriolgen. 1 £mas ~ L0 o
f Abkiirzungen: BVWP: Bundesverkehrswegeplan
o . i KIP: Koordiniertes Investitionsprogramm fiir dig Bundesverkehrswega
2. Die Entwicklung der Investitionsanteile ! bis 2um Jahre 1985 (Fortschreibung das BVWP)
: DB Deutsche Bundesbahn
ile ict di : i - | BFStr: BundesfemstraBenbau
[rf der nehenstel_'lfenden Gi_'aphlk ist die Entwm!«t_;lung der lnvgst:tmnsanten!e der | BWSt: BundeswasserstraBenba
einzeinenInvestitionsbereiche nach den verschiedenen Stadien der Bundesver- GVFG: Gemeindeverkehrsfinanzicrungsgosetz
kehrswegeplanung dargestelit. Es wird deutlich, wie sehr zuniachst der StraBen- | KoSth: I{nmr;?unaler StraBonbau
bau dominierte, Erst spater wurde eine benierkenswerte Erhdhung der Investi- 3 S Sonstge
Quelle: Der Bundesminister fir Verkehr, Aprit 1982.
1) Zu Forderung 4: Hoherer Auteil des OPNV im Bundesverkehrswegeplan® (slehe 5.19). E'
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Thema: Bundesvekehrswegeplan

Burndesverkehrswegeplan
Soll-Ist-Vergleich tm Zeitraum 1971-1990 (absolute Zaklan)

Investitions- 1971-1875 1976-1980 1961-1990
bereiche BVWPE 1. Siuie KIF BVWP 1980
Saollh) Is12) Solll) 15k<) Soilt) istd)
Med. DM Mrd. OM Mrd. GM Mrd. DM 8rd. O Mrd, OM
DB 2,72 2780  BO0D 12202 A38 08,2
BFStr 23,62 25,321 26,36 27,854 ' 52,7
BWStr 1,61 2,507 3,86 3,386 8,50 6.5
Luftfahrt 1,05 1,211 1,01 0,776 1.8 2,2
CPNY 4,71 4,496 5,48 5812 {(1d.4) 126
KoStB 4,69 4,583 BT 0,308 (14, 4) 12,0
Sonstige QO8 1,057 1,35 1,557 a,4 3,3
Summe 3636 42084 50,13 56,316 148G 1163
AhKiirzungen:
BVWP: Bundesverkehrswegeplan
KiP: Koordiniertes Investilionsprogramm filr die Bundusverkehrswege biz zum
Jahre 1985 {Forischreibung des BVWP)
DB: Deutsche Bundesbahn

BFStr: BundasfernstraBernbau
BWStr: HurideswasserstraBenbau
KoSiB: Kommunaler StraBenbau

'] Sei-Gpalte: Ziet gemal Plan zum Zeilpunkt der Beschlulfassung.
2) Ist-Spalto: volizug; bel BYWP 1830: Stand 30, April 1982,

Quelle: Der Bundasminister Kir Verkehr, April 1832,

tiensanteile flr die 6ffentlichen Verkehrsmittel, Deutsche Bundesbahn und
QOPMV von 19 Prozent iiber 25 Prozent auf 39 Frozent im Sollund ven17? Prozent
lber 32 Prozent auf 35 Prozent im Vallzug {Ist) vorgenomimen. Dabei bleiben die
Mittetanséize fiir den Strafenbau im Volumen aber konstant. Erst durch die
haushaltspolitischen Kiirzungen und nicht aufgrund von Frioritatendnderungen,
wie falschlich behauptet wird, sind die StraBenhaumitte! gesunken,

Die Investitionsanteile flir den OPNV fiegen im Sollimmer etwas niedrigerats im
Valizug. Sie sind mit 10 bis 11 Prozent weitgehend konstant. Dies ist darauf
zurickzufilhren, daB die Finanzmittal fir den SPNY durch Hestimmungen des
Gemeindeverkenssfinanzierungsgesetzes weitgehend festgelegt sind (Zweck-
bindungauf 50 Prozent des Mineraliisteusraufkommens von 5.4 Pfznnig je Liter,
vgl. zum GVIFG S. 56 bis 61). Im Bundesverkehrswegeplan 1980 sind daher
Jeweils 1,2 his 1,3 Milliarden DM vorgesehen, was mit der Komplementérfinanzie-
rung der Lander und Gemeinden ein Investitionsvolumen von 2 Milliarden bis
2,2 Milkarden OM ausmacht

o2
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Verglichen mit den brigen Investitioncbereichen, ingbasondere mit der Strafe
~ auf sie enifallen 50 Prozent der investitionen -, ist der Anteil fir den OPNY
mit 10 bis 11 Prozent zu gering. Selbst die von der Gewerkschaft OTV vor-
geschlagene Anderung in der Quotierung der Mittel nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz von 50 auf 78 Prozent zu Lasten des kommunalen
StraBenbaus wiirde den OPNV-Anteil im Bundesverkehrswegeplan nus auf ca.
16 Prozent erndhen. Das waren jahriich etwa 1,85 Milliarden DM bzw. untear Ein-
beziehung der Komplementérfinanzierung ca. 3,1 Milllarden DM.

Um den OPNV zu einem Schwerpunkt des Bundesverkehrawegeplans zu
machen, ware deshalb eine zusétzliche Mineraldlsteugrerhéhung von 1 bis 2
Pfenniq je Literin Erwdqung zu zishen, um auf diese Weise die firr dieBundesver-
kehrswege insgesamt erforderliche Gesamtfinanzierung zu erhtihen. Damit
kdnnten Eingriffe in andere Investitionstipfe vermieden werden. Unter Minwais
auf die positiven Beschaftigungswirkungen und den Strafenentlastungseffeki
von OPMV-nvestitionan lieRe sich eing solche MaBnahme auch gegeniber den
Autofahrern plausibel begriinden.



Zum Thema:

Der QPNY im Verhiltnis zur
Stadt- und Siediungsentwicklung?)

Die 8tadt- und die Siedlungsentwicklung ist in der Vergangenheit verkehrspoli-
tisch maf3geblich vem Krafifahrzeugverkehr und vom SiraBenbau gepragt wor-
den. Dies hat sich auch heute nicht grundlegend geéindert. Inden Kernzonen der
Stadte ist Wohnraum durch die Ansiedlung finanzkraftiger kommerzieller Dienst-
leistungsuntemehmen (Kaufhiiuser, Versicherungen, Banken) vernichtet wor-
den. Aus den angrenzenden Innenstadigebieten sind die Anwohner wegen des
StraBenverkehrs ausgerogen. Dafir wurden Trabantenstddte in den frither
griinen Randzonen der Stéddte gebaut. Oft sind bisherige GroBstadtbhewohner
noch weiter hinausgezogen.

Diese Siedlungsstruktur, Je nach Einstellung als ,aufgelockerte Siediungsweise”
gepriesen oder Zersiedelung der Landschaft" kritisiert, wire ohne die Maotari-
sierung und einen expansiven StraBenbau nicht entstanden. Der dffentliche Per-
sonennahverkehr muBte so 2wangslaufig an Bedeutung verlieren. Getreu markt-
wirtschaftlicher Politik wurde er in den entscheidanden Jahren night oder nur in
geringfigigem Mafe mit offentlichen Investitionshilfen geftrdart,

Als die Probleme offenkundig wurden, {ag die Siedlungsstruktur weltgehend fest.
Die neu geschaffenen Nahverkehrsnetze wurden auf diese Siediungsstruktur
lediglich aufgesetzt und nicht zur Korrektur benutzt. Der GPNV sollte Menschen
und Stadte vamVerkehrschaas entfastrn, das vom Individualverkehrgeschaffen
warden war. Oet hatte sich festgefahren, Die Konzentration der OPNV-Forde-
rung auf die Ballungsraume und die Ausrichtung auf die tberlasteten Citys hat
hter tatsachlich Entlastung gebracht. Doch andere notwendige Férderungsmag-
nzhmen sind vernachldssigt warden, wie im folgenden belegt wird:

» DieKonzentration der GPNV-Mittel auf wenige Ballungszentren und dort wis-
derum aufGroBprojekte des U-, 8- und Stadtbahnbaus filhrte nur fiir einen Teil
von Verkehrsnutzern zu Angebotsverbesserungen.

e DieVorieile fir die Bewohner in der Region sind oft griBer als fiir die Einwah-
ner der zentralen Verbundstédte, Ein Beispiel: Die S-Bahn von Bietigheim
nach Stuttgart-Hauptbahnhof (24 km) bendtigt fiir diese Strecke 25 Minuten,
die StraBenbahn vomn Stadttell Stuttgart-Freiberg bis zum Hauptbahnhof ist
ebenfalls 25 Minuten unterwegs. Einziger Unterschied: Die Strecke ist nur
halb sa lang {rund 12 km). Darch solche Verkehrsangehote wird die Attraktivi-

1y ZuFardarung5: .GPNY als nstrument derStadteniwicklung® (siehe 3. 20). Die Ausfih-
- rungen beziehen sich zum Teil auch auf die Forderungan 2 und 3.
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tat des Umlandes weitar erhdht und die Abwanderung aus den Stédten gefér-
dert.

Die U- und 8-Bahnnetze sind durchweq radial angelagt, das heiBt sie laufen
sternformigauf das Stadtzentrum zu. Damit erhéht sich die Standartattraktivi-
tat der ohnehin schan mit Kaufhawsern, Versicherurigen, Banken und Verwal-
tungen dichtbesetzten City-Bereiche. Eine weitere Verdichtung wird auf
Kosten der Lebensqualitat forciert

U-Bahn- und StadtbahnKonzepte gehen von giner Streckenkonzentration
des Schianenverkehrs aus, Die Strafenhahn wird zugunsten von einigen
Stadi- und U-Bahnlinien stark reduziert, In den Gehieten zwischen den zenira-
len Stadt- und U-Bahnlinien werden die Verkehrsverniltnisse dadurch hiufig
eher verschlechcert als verbessen,

Bai der Stadt- und UJ-Bahn miissen die Fahrgaste fangere An- und Ab-
marschwege zu den Haltestellen zunicklegen. Es ist besanders fiir ltere
Menschen unzumutbar, wenn sie Hunderte von Metemn laufen miissen, um
einen Ubergang iiber einan ,besonderen Schienenkdrper* zu finden.

In Stadien mit S-Bahn-Hahepunkten Im Stadtgebiet wandem Fahrgéste von
den stiddtischen Verkehrsmitteln zur §-Bahn ab, Es ist auch valkswinschaft-
lich gesehen wenig sinnvoll, zwei kostenaufwendige Schienensysteme wie S-
und U-Bahnen gegeneinander konkuwrieren zu lassen. Aus Eigeninteressen
eines Verkehrsunternehmens dart es nickt zu neuen Parallelverkehren kom-
men. |

Dig durch das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz bewirkten GroBpro-
jekte von U- und S-Bahnbauten bedeuten fiir viele Stadte die Gefahr einer
Uberdimensionierung. Sie Uberehmen sich bei den Falgekosten.

Die Verkehrsplanungen wurden hiufig noch erstellt, als dig GroBstadie einen
starken Bevolkerungszuwachs zu verzeichnen hatten, So ging man zum Bei-
spiel bei der Stadtbahnplanung in Stuttganr von einer zukiinftigen Einwohner-
zahl in Hahe van 8560000 aus, Heute werden aber fur 1980 nur nach 600000
Einwghner prognostiziert, Hier ist zu fragen, inwieweit die Planungen korvigiert
werdan konnan.
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Zum Thema:

Investitionshilfen des Bundes fiir den OPNY nach dem
Gemeindoverkehrsfinanzierungsgesetz {GYFG)")

Seit dem Jahr 1867 fordert der Bund Investitionen zur Verbesserung der Ver-
kehreverhalinisse der Gemeinden”} Enfsprechend den Beslimmungen des
dafur geschaffenen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFQ)®) kdnnen
investitionsmittel fir den kommunalen Stralenbau und fiir den OPNY von den
Gemeinden beansprucht werden. Da die Forderungs- und Finanzierungsbedin-
gungen ernebliche Bedeutung fur die Wirkung des Programms haben, stellen wir
sie tm falgenden dar und nennen die wichtigsten Probleme.

1. Bestimmungen und Probleme des GVFG

& Das Geld fur die Investitionen wird aus der Mineraldlsteuer aufgebracht.
B Pfennig pro Liter sind fiir die Venieilung nach dem GVFG zweckgebunden.
Das daraus erzielte Aufkommen schwankt je nach Hdhe des Benzinver-
brauchs im Kraftfahrzeugverkehr. Nach den bisherigen Etahrungen liegt das
jahtliche Aufkammien aus einem Piennig Mineraldisteuer awischen 430 Millio-
nen DM und 450 Miflionen DM, Wenn wir ein Aufkomimen von 400 Millionen
W pro einem Pfennig Mineratdlisteuer voraussetzen, wiirden in dem betref-
fenden Jahr 2.4 Milliarden DM Investitionsmittel vorn Sund zur Verfligung
stehen. £5s ist aber noch zu beachten, dall aufgrund der seit Jahren praktizier-
ten Haushaltskirzungen nur die Einnahmen aus 5,4 Pfennig statt der vorge-
sehenen 6 Pfennig zur Verteilung kommen und sich dadurch der Gesamtbe-
irag verringert,

Problem:

Die Mittel zur Verbessening der Verkehrsserhilinisse der Gemeinden" sind
umse hther, desto stérker der Kraftfahrzeugverkehr ist, Dies heibt: Auch der

1 £u Farderung 8: Umverteilung der Mittel durch Andesung des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes (GVFGE) (siehe S. 21).

2) Ausgangspunkt war rias im Auftrag der Bundesregierung 1964 vargelegte Sach-
verstandigengutachten zur Verbasserung der Verkehrsverhiltnisse der Gameinden
(Bundestagsdrucksache W/2661), das Lisungsansitze fiir die Verkehrsprobleme in
den Ballumgsrdumen bisten sollte.

9 Rechtliche Grundlage war zundichst die am 12,Mal 1967 von der Bundesaregierung
erlassene Richtlinie fiir Bundeszuwendungan zur Verbasserung der Varkehraveriiili-
nisse-der Gemeinden {BundesanzeigerNr. 93 vam 20, Mai 1967), ab1. Januar1971 dann
f:las Gesatz Uber Finanzhilfen des Bundes zur Varbessarung der Verkehrsverhiitnisse
in den Gemelnden (Gemeindeverkehrsfinanzierungspesetz - GVFG) ~tetzta Fassung
vom 13 Marz 1972 (BGHL | S. 501),

P = L L o mA - .. . . - .

M e— = oy mEwr Tt WAl

Thema: GVFG

zisher geleistete Finanzhilfen fir Investitionen

[ ol o o o e R T T T I RN, T ;

investitionen
Jahr insgesamt _Hc;mmunalefﬂtrﬁﬁénbéaﬁ} ':jF:':-".IV-":I |

in in

M. DM % \io. DM %
1957 £95.6 3424 57.49 2528 42,44
1968 7855 1436 56,40 3423 4352
1959 943, 539.0 57,15 403, 1 42,75
1970 988 4 500, 4 50,63 488,5 49,22
1971 11722 | 5387 4595 T &312 53,85
1972~ 17537 863,7 49,25 T sB8T | 8046
1973 {950,7 1080,9 5816 ~ 8758 44 B8
1874 21305 1109,8 52,09 10149 47 B4
1675 20838 ag03 4753 1 0874 52,18
1976 21488 11433 53,21 538,a 46,48
1Q77 2077,2 953,3 45,89 1116,8 53,77
1978 21918 10308 a7.03 1155,8 52,73
1879 2413,3 11380 47 16 1267.9 5254
1980 23726 10928 46,06 12726 53.64

(- 71.3)2) + 71,32
1981 23901 10875 45,50 1996.4 54 24
(- 0,6 + G

1982 586540 10860 46,14 1262,0 53.61
insgesamt 28361,2 13865,7 48,80 144227 50,85

Iy Die Additien der Frozentzahlen ergibt nicht ganz 100 Prozent, weil ein ideiner Anteil firFarschungs-

vorhaban ausgegeben wird.

“y Umschichtungen aus dem kommunalen StraBenbau zugunsien des OPNV aus verschiedenen
Jahren (Nardrhicin¥vesttalan). Die Anderung ist In den Investitionszahlen fiir gan kommunalon
StraBenbav bzw. OPNY bereits beriicksiohtigl.

Quelle: Der Bundesminister 16 Werkehr, Bencht Gbher die Venvendung der finanrhilfen des Bundses
rur VYerbasserung daerVerkehrsverhaltnisse daer Gameinden far das Jakr 19280 Bann, Mat 1962 (Zahlen
fir 1281782 auigrund erganzender Auskinital.

OPNV erhélt nur dann hohere Invastitionen, wenn der Individuatvericehr
wachst. Geht dieser dagegen zunick oder sinkt der Verbrauch aus anderen
Grinden, wie zum Beispiel durch energiesparende Motoren und Fahrweise,
s0 vemngem sich die Mittel. im Falle der Energieeinsparung beim Fahren
wiirde das Mineraldlsteueraufkommen stagnieren oder gar absinken, selbst
wenn die Zahl der Fahrzeuge und die Fahrleistung noch zundhme, wie s der-
zeit geschieht. Hieran wird deutlich, wie widersitinig es ist, das Investitions-
volumen fiir den GPNV an das Minerafdisteueraufkormmen nach Piennig pro

Liter zu binden,
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&

Je 50 [Prozent der Nittel flieBen in den kommunalen Strasnbau und in den
QPNV. Das ergibe, wenn wir bei unserem Beispie! van 2,4 Milliarder DM jiibr-
lichem Aufkoemmen Bleiben, einen Anteitvon 1,2 Milliarden DM im Jabr flir den
OPNV, (gl zu den Einzelhelten wiederum die Tabelle auf S. 57)

Prabklem:

Nachdem antangtich der kommunale Strafenbau mit einem Anteil von 60 40
bevorzugt wurde, konnte der OPNY {iber 45: 56 (ab 1971} bis auf 50:50 (ab
1972} gleichziehen. Doch s heute hal der Ausbau des QPNVY immer nach

keinen Vorrang.')

Alterdings wurde den Bundesldndern das Recht eingerduml, die Quoie fir
gden OPNV zu verbessern, Seil 1973 konnten 10 Prozent, ab 1979 dann
15 Prozent vom kommunalen Strafenbau in den OPNY umgeschichtet wer-

den.

Pioblem:

von dieser freiwilliigen Regelung machen nur Nordrhein-wWestfalen und Berlin
Gebrauch. Hessen will 1983 10 Miflionen DM umschichten.

Mach dem Férderungskataiog kinnen im OPNY flir foigende MaBnahmen

investitionshilfen gewédhrt werden:

.Bau oder Ausbau von Verkehrswegen der

a} StraBenbahknen, Hoch- und Untergrundbahnen sowie Bahnen besanderar
Bauvart,

v} nichtbundeseigenen Eisenbahnen

soweit sie dem offentlichen Personennahverkehr dienen, in Verdichtungsrau-
men ader in den zugehdrigen Randgebieten liegen und auf besonderem
Bahnkorper gefiihrt werden.

Bau oder Aushau von zentralen Omnibushahnhifen und verkehrswichtigen

Umsteigeaniagen scwie van Betriebshifen und zentralen Werlstitten, so-
welt sie dem Gffentlichen Personennahverkehr dienen.

'}

o8

von diesem Aufteilungsvarhditnis wurde in zwei Féllen abgewichen:

1. Um wenigstens die absolute Hihe der SPNV-investitionsmitial zu halten {als0 die
angenomsmenen ca. 1,2 Milliarden DM j3hrlich) wurda zur Zeit ger zehnorozentiaen
Karzungen nach dem Haushafisstrukturgesetz 1975 iir dic Jahre 1977/ 78 dar Antell
voriibergenend auf 55:45 pugunsten des OPNV verindert.

2. Als husgleich derHaushaltskiirrungen ab 1881 his 1984 hatte derdametige Verkehrs-
minister Haulf zusiteliche Mittal aus dem allgemeinen Haushalt fir den PNV von
jahdich zwigchen 100 his 150 Milllonen DM vorgesehen. Fir 1983 wurden die ein-
gesetzien Mittel von 150 Mitlionan DM von dem mittlerweile amtierenden Bundes-
verkehrsminister Dellinger um 69 Millionen DM gekiirzt.

Thems: GVFE

Bau oder Ausbau von Parkeinfichtungen an Haitestellen des éffentlichen Per-
sonennahverkehrs, soweit sie dazu hestimmt und geeignet sind, dem Patken
beim Ubergang vom Kraftfahrzeug sum éffentlichen Nahverkehrsmittel zu
dienen. {Park-and-Ride-Systeme).""

Problem:

In der Praxis liefen die Férderungsbedingungen darauf hinaus, daB vorrangig
der Bau von kostenaufwendigen U- und S-Bahnstrecken betrieben wurde, Die
zentralen Grofstédte in den Battungsgebiaten wurden férmlich zum 8au die-
ser Projekte angeragt. Uber 90 Prozent der Investitionen flossen in die groBen
Ballungsgebiete und speziell in deren Zentren (man denke zum Beispiel an
Mlnchen, Frankfurt, Stuttgart, Hamburg). Die Stédte mit Busvericehr sind dos-
halb gegenuber Stadten mit Schienenverkehr benachteiligt.

£s gab nicht nur eine Tendenz zu Grofprojekten, sondern auch teilweise 2u
etwas zu groBzugiger Anlage der Bauwerlke, Dies war nichtimmer zum Nutzen
der Fahrgaste, denen oft zusétzliche Wege (ber Roli- und andere Treppen
zugemutet warden. Dab es auch maBvailer geht, hat jetzt der Vesbandsdirek-
tor des Verbandes offentlicher Verkehrsbetriebe (VOV) am Beispiel des U-
und Stadtbahnbaues dargestellt?)

Als besanders nachteilig hat sich herausgestellt, daB Fahrzeuge nicht finan-
zient werden, Dadurch ergibt sich ebenfalls eine Benachteiligung der bus-
bedienten Stédte und des flachen Landes. Aber auch die Stidte, dis
Schienenanlagen gebaut haben, fordern eine Systemifinanzierung - ein-
schlieslich Falnzeuge. Sie sind finanziell tiberfordert, wenn sie die Fahrzeuge
aliein finanzieren miissen.

Der Bund zahRk einen Antel von bis zu B0 Prozent der zuwendungsfahigen
Kostenje Projekt. Bei Liindern und Gemeinden verblaibt demnach einInvesti-
tionsantell von 40 Prozent. Die Aufieilung des Anteils zwischen dem jewreili-
gen Bundesland und den projekttragenden Stddten ist unterschiedlich. Die
Tendenz geht aber zu einem geringeren Anteil seitens der Stidte. Durch die
anteilige Gegenfinanzierung von Landem und Gemeinden erhdhen sich die
Invastitionen im OPNV von den oben genannteni,2 Milliarden DM Bundesmit-
teln auf ein Gesamtvolumen von ca. 2 Milliarden DM.

1 Vgl Gemeindeverkehrsfinanzictungsgesetz, § 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 4.
2] Girnaw, Ginter: Wa kann gespart werdan im U- und Stadthahnbau? in: Der Nahver-

kehr. Heft /83, S. B,
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Problem:

Der geringe Eigenanteil der Siddte von «witweise nur 10 Prozent an den Bau-
mafnabmen kénnte dazu beigetragen haben, zu aufwendige GroBprojekie zu
bauen. Dies soil aber nicht als Forderung verstanden werden, den Anteii der
Stadte zu erhdhen. Angesichis der Finanzverteiiung zwischen Bund, Landern
und Gemeinden ist ein Anteit von 10 Prozent oft schan eine Uberfarderung der
stadte. Richiiger ware es vieimehr, die Forderungsprojekte kritischer zu beur-
tellen und die Forderungsbedingungen zu dndern.

o Ausldserfir das GVFG waren die von der 8der-Sachverstandigenkommission
(stehe FuBnote 2, 5. H6) herausgesteliten Verkehrsprobieme in den Ballungs-
gepieten. Das GVFG richtet sich tn Zielsetzung und Praxis allein auf die
~erbasserung der Verkehrsverhaltnisse der Gemeinden® in den Baliungsge-

bietan.

Problem:

Neben der ungleichgewichtigen Forderung in den Baliungsgebieten selbst
wurde auch noch die Verkehrsbedienung in den landiichen Regionen ver-
nachlassigl. Auch dort verursacht der Individualverkehr erhebliche Belisti-
gungen und Schaden. Das Angebot des GPNV ist vitlig unzureichend. Fiir die
landlichen Regionen steht ein Farderungsprogramm noch aus.

2, Eine grundiegende Anderung des GVFG
ist bisher gescheitert

Nach der Bundestagswahl 1280 bemihte sich der damalige Bundesverkehrs-
minister Hauff das GVFG zu dndern. Er wollte den Katalog der forderungsfahi-
gen MaBnahmen envettern um:

o Rechnergestiitzte Betriebsleiteinrichtungen fiir den QPNV,

e Neu-Fahrzeuge fir den OPNV, soweit sie fiir eine nachhaltige Verbesserung
der Verkehrsbedienung dringend erforderdich sind.

e BaumaBnahmen an innerortlichen StraBen zum Zwecke der Bildung oder
Erweiterung von verkehrsbheruhigten Bareichen.

e Vorhaben der Regionalverkehrsgesellschaften des Bundss.

e Aufhebung der Bagatellgrenze von 200000 DM speziell fiir Radwege und
Gehwege im Zuge von SiraBen nach § 2 Abs, 1 Nr.1 GVFG. (Dadurch wird der
Bau von Rad- und Gehwegen oft erst ermdglicht).

» MalBnahmen zur LArmsanierung an StraBen und Schienenwegen entspre-
chend des damals geplanten Larmschutzgesetzes.

Thema: GYFGE

Damit hatten im OPNV endlich auch Fahrzeuge finanziart werden kénnen. Uber
das Fur und Wider und besonders das Wie von rechnargestiitzten Betrisbs-
leiteinrichiungen hiatten man reden missen. Investitionshiifen fiir Le&rmschutz-
maBnahmen wéren bei einer richtigen Zuordnung auf StraBen- und OPNV-Mittel
als pasitiv zu bewerten gewesen. Das galt auch fUr die aus den Mitteln fur den
kommunalen Straenbau zu finanzierenden MaBnahmen zur Verkehrsberubi-

gung.
Finanziert werden scllten die MaBnahmern durch

o die zusitzliche Zweckbindung eines weiteren Piennigs aus der ab 1. April 1081
geltenden Mineraldlsteuererhfhung sowie

o eine Anderung der Umschichtungsméglichkeit fiir die L ander von 30 Prozent
statt bisher 15 Prozent der StraBenbaumittel in den OPNY.,

Die Gewerkschaft OTV unterstiitzte den Verkehrsminister. Sie forderte aber, den
Verteilerschllssel von 50: 50 auf zwei Dritted fiir dan OPNY und ein Drittel fiir den
kommunaten Straenbau zu dndern, statt die Umschichtungsmaoglichkeit zu
erhdhen.’)

Die geptante Novellierung des GVFG scheiterte an der Finanzierung. Im Kabinett
konnte sich der Verkehrsminister wegen der Zweckbindung eines Pfennigs aus
der Mineraldlstevererhdhung flr das GVFG nicht durghsetzen. Als Ersatz wur-
den die OPNV-Investitionen aus allgemeinen Haushaltsmitieln leicht auf-
gestockt. Diese Aufstockung hat Doliinger fiir 1983 um 52 Milticnen DM gekiirzt.

Eine weitere Erhdhung der Mineratolsteuer wurde auch auf dem SPD-Parteitag
tm April 1982 gegen den Vorschlag des damaligen Finanzministers Matthdfer mit
Ricksicht auf die autafahrenden Arbeitnehmer abgelehnt. Nach den Erfahrun-
gen mit den laufenden Erhdhungen des Benzinpreises durch die Mineraldlgesei!-
schaften kammentierte der stetivertretende OTV-Vorsitzende Siegfried Mertan
diese Emwicklung auf der Konferenz des OTV-Bezirks Nordrhain-Waestfalen i
zum geplanten Verkehrsverbund Rhein-Sieqg am 4. Oktober 1982 in Bann mit den
Worten: ,Lieber 1 Pfennig fir den OPNV als 5 Pfennig fiir die Mineratdikonzeme.”

1} Vgl. zu den detaillierten Vorschiégen der Gewerkschait OTV das Schreiben des stell-

vertretenden OTV-Vorsitzenden Sieafricd Mcrten vom 22, Juni 1981 an den Bundas-
minister fur Varkehr, Dr. Volker Hauff, abgedruckt in: OTV-Verkehrsreport 3/81, 5. 2.
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Zum Thema:

Abgeltungsregeiungen filr soziale unu
gemeinwirtschaftliche Aufgaben des OPNY')

1. Die gesamten Leistungen von Bung,
Landern und Gemeaindean

Bund, Lander und Gemainden erbringen seit Jahren umfangreiche finanzielle
| eistungen fir den GPNYV. Sie setzen auf mehreren Ebenan an:

o Betriebszuschiisse als Ahgeltungen von Mindereinnahmen in bastimmten
Verkehren sowie als allgemeiner Defizitausgleich.

a [Investitionshilfen zum Bau von Nahverkehrsaniagen, zur fesseren Verknup-

fung des OFNY u.a.
e Finanzielle Forderung van Modeliversuchen und anderen Entwickiungen.

insgesamt teisteten Bund, Lander und Kommunen zusm Beispiel im Jabre 19801 n
allen drei Beraichen zusamman knapp 12 Milliarden DM. 75 bis 80 Prozent dieser
Summe wurden fir nichtinvestive Leistungen, also fir die Abdeckung der
8etricoszuschisse, aufgewendet. Die nichiinvestiven Mittel werden in der paoliti-
schen Diskussion auch ais konsumtive Ausgaben im Unterschied zu den investi-

ven Ausgaben bezeichnel,

2. Die konsumtiven Leistungen

Die nichtinvestiven finanzielien Leistungen der §ffentlichen Hand fir den OPNY
setzen sich aus einer Vielzaht von Einzelleistungen zusammen. Beim Bund
stehen dabei die Ausglaichsigistungen {lr den Schienenpersenennahverkenr
der Deutschen Bundesbahn {1980: 4,3 Miiliarden DM) und die — kiinftig entfal-
lende — Mineraldlsteuerrnickverglitung, die sogenannte Gasolbetriebsbeihiife
(1980: 570 Millionen DM} im Vordergrund. Bei den Léndemkonzentrieren sich die
nichtinvastiven Leistungen auf den Ausgleich gemeinwistschafiticher Leistun-
gen im Ausbitdungsverkehr gemé&l § 45 a PBefG und § 6 a Allgemeines Eisen-
bahn-Gesetz (1280: 625 Millicnen DM). Bei den Gemeinden undKreizenbeligfen
sich die Auspleichs!eistungsn fiir kemmunale und gemischtwirtschaftliche Ver-
kehrsbetriebe auf 2,4 Milliarden DM im Jahre 1880

1 Zu Forderung 7: , Hibherer Finanzlerungsbeitrag der dffentlichen Hand zu den laufen-
den Betriebskosten® {siehe 5. 22).
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3. Gesetzlich fesicolegte Abgeltungsleistungan

Unter den konsumtiven Leistungen fir den OPNY spielen die gesetzlich festge-
legten Abgeltungsigistungen eine wichtige Rolle. Sie sind fur die QPNY-Unter-
nehmen vor allem deshatb von zeniraler Bedeutung, weil sie den Uniernehmen
einan rechtlich fixierten und damit fest kaikulierbaren Anspruch auf Ausgleichs-
leistungen garantieren. Der wichtigste Ausglgichstathestand ist die Ausgleichs-
pfiicht fur die Beforderung von Personen mit Zeitfabrausweisen des Auvsbil-
dungsverkehrs. Nach § 45 a PBeiG werden den OPNV-Unternehmen 50 Prozent
des Unterschiedsbetrags zwischen dem Ertrag, der fur die Betarderung von Par-
sonen mit Jeitfahrausweisen des Aushildungsverkehrs erzielt worden ist, und
den in diesem Verkehr aufgewendeten Kosten gewannt.

DieKostensatze werden autder Grundlage von Caten reprasentativer tinterngh-
men ermittelt und in zeitlichen Abstanden angepafit. Bel schnellen Kostenstei-
gerungen kann as zu Anpassungsschwierigkeitan kommen. Der Ausgleich wird
von dern Land gewadhirt, in dessen Gebiet der Verkehr betrieben wird. Den Aus-
gleich tur Lnternehmen, die sich uberwiegend in der Hand des Bundes oder
gines mehrheitiich dem Bund geharenden Unternehmen befinden, also zumBei-
spiel dia@ Bundesbusdiznste, gewahtt der Bund.

Ein weiterer gesetziich fixierter Ausgleichstatbestand ist dia Abgeltung der
unentgeltlichen Beférderung von Schwerhehinderten im OPMY. Nach dem 1979
arlassenen ,Gesetz Uker die unentgeltliche Befarderung Schwerbehinderterim
Offentlichen Persanenvearkehr” (BGBI. | S, 889) haben alle Schwerbehinderten,
Jdie infolge ihrer Behinderung in ihrer Bewegungsfdhigkeit im StraBenverkehr
erhebtich besintrdchtigt sind”, einen Anspruch auf unantgeltliche Bafarderung.
lhnan gleichgestalit sind alle Schwerbehinderten mit wenigstens 80 Prozent
Minderung der Erwerbsfihigkeit. (Val. 85§ 67, 58 Schwerpehindertengesetz.) Der
Kreis der Anspruchsberechligien wurde damit gegeniber fritheren 8egetungen
ausgeweitet. Dafiir wird den Unternehmen ein fester Vom-Hundert-5atz auf die
Erstattung von Fahrgeldausféllen im Nahverkehr gewahrt. Die Aufwendungen im
mahverkehr werden von den Landern getragen. Fiir denNahverkehr beiBundes-
unternehmen, also zum Beispiel den Bundesbusdiensten, und flir den Fernver-
kehr kommt der Bund auf.

in der letzien Zeit mehren sich die Klagen der OPNV-Unternehmen, dal der
Erstattungssatz die Fahrgeldausfatle nicht mebr abdeckt. Er lag 1281/82
zwischen 3,0 Prozent {Saarland) und 6,5 Prozent {Nordrhein-Westfalen}. Die tat-
sdchtichen Anteile werden von den Unternebhimen beirachtlich hoher einge-
schiizt, da nach ihren Efahrungen die Schwerbehinderten regen Gebrauch von
der Freifahrtmoglichkeit machen. lnshesondere in Kurstiddien ist der Anteil der
Schwerbehinderten so groB, daB eine hetrdchtiiche Lidcke zum gesetzlich fixies-
ten Erstattungssatz kiafft. Bestrebungen zu seiner Erhdhung sind im Gange.
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Thema: Abgeltungen
4. Weiltere Abgeltungen waren ndtig. ..

Zum Autbau einer gesicherten finanziellen Basis fir OPNV-Untarnehmen wira
es erstrebenswert, wenn von der éffontlichen Hand fur samttiche vom GPNY
erbrachten gemeinwirtschaftlichen Leistungen Abgeltungsregelungen vorge-
sehen wirden. Insbescendere solite die fir den Ausbildungsverkehr eingefiihrte
Abgeltungsregelung nicht nur verbessert, soendern auch aul andere Bereiche,
zum Beispiel den Berufsyerkehr, ausgedehnt werden. Als Mitte! der Finanzierung
50{lte nach Auffassung der OTV auch eine Nahverkehrsabgabe von der Wirt-
schaft, deren Standortbedingungen durch OPNV-Bedienung entscheidend ver-
I;;ressert wearden, gepruft werden. Ferner ware es winschenswert, wenn dem
OPNV gemeinwirtschaflliche Leistungen, die er auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes, der StraBenentlastung, der Energieeinsparung und der Verkehrs-
sicherheit erbringt, abgeqoiten wiirden.

2. ... aber Minister Dollinger
will kensumtive Ausgaben streichen

Bundesverkehrsminister Dollinger will dagegen die konsumtiven Ausgaben
abbauen. Ihm geht es [aut nterview vorn 31, Marz 1983 in der Deutschen Ver-
kKehrs-Zeitung {0V} um die Umschichtung im Haushalt zugunsten der investi-
ven Ausgaben, wobel die konsumtiven Verkehrsieile eingeddammt ader, was
noch besser ware, abgebaut werden sallten”. Erverkennt dabai, dai gemeinwirt-
schaftliche Aufgaben nicht nur liber Investitionen betrieben werden kinnen,
sondern auch im taufanden Betrieb beriicksichtigt werden miissen. Auch wenn
hei der Verwlrklichung seiner Plane zundchst nur” die Bundesunternehmen
betroffan sein wurden, diirfte im Sinne einer Signalwirkung bei Landem und
Gemeinden ebenfalls zu betirchten sein, dal sie sich aus ihrer gemeinwirt-
schaftlichen Varantwortung zu entziehen trachten.
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Zum Thema:

Das Personenbefdrderungsgesetz entspricht nicht den
verkehrspolitischen Anforderungen')

Die gesetzlichen Bedingungen fir den dffentlichen Personennakv~rkehr sind
widersprichlich. Da es sich um eine Sifentliche Aufgabe handelt, werden de
Verkehrsunternehmen bestimmte Pflichten auferlegt. Zuerst zu nennen ist hier
die Beforderungspflicht gegeniiber den Blirgern nach § 22 PBefG: Jeder Fahr-

gast, der die Beforderungsbedingungen erfullt, mul befordert werden.

Weiterhin ist der Verkehrsbeatrieb verpflichtet, wahrend der Dauer der Genehmi-
gung den Betrieb nach den Verkehrsbadurfnissen und dem Stand der Technik
auvfrechizuerhalten und ordnungsgemzB einzuricnten (§ 21 Abs. 1 PBefG,
Betriebspfiicht). Er kann sogar zu einer Erweiterung und veranderung seines
Butriebes verpflichtet werden, wenn das offentliche Verkehrsinteresse dies
erfordert und er wirtschafilich dazu in der Lage ist (§ 20 a PBefG). Hierin liegt
schon ein Widerspruch.

Seinen Fahrplan muB das Unternehmen der Genehmigungsbehdrde zur Zustim-
mung voriegen (§ 20 Ahs, 2 PBefG). Sie kann im Interesse siner besseren Aus-
gestaltung des Verkehrs eine Fahrplandnderung vertangen (§ 40 Abs. 3 PBefG).

Auch die Beférderungsentgelte (Fahrpreise) sind genehmigungspflichtig {soge-
nannte Tarifpflicht nach § 32 Abs, 1 PBefG), Sie sollen unter Berlcksichtigung
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmeng, einer ausreichenden Verzinsung
und Tilgung des Anlagekapitals ungd der netwendigen technischen Entwicklung
angemessen sein und mit den o&ffentlichen Verkehrsinteressen und dem
Gemeinwohl in Einklang stehen (§ 39 Abs. 2 PBef(3). Damit sollte ein Schutz der
Fahrgaste gegen zu hohe Fahmpreise gewahrleistet werden.

An dieserReaelung wird die Widerspritchlichkeit der Vorschriften des Personen-
beforderungsgesetzes besanders deutlich. Einerseits muf der , wirtschaftlichen
Lage des Unternehmens® Rechnung getragen werden, anderarseits soll das
Jffentliche Verkehrsinteresse® und . .Gemeinwohl® beachtet werden. Diesen
Zielkonflikt hatten wir schon bei der Bestimmung lber die im tifentlichen Inter-
esse gebotene Erweiterung des Betriebes nach § 20 PBefG festgestellt. Die
Erwelterung kann nur dann verlangt werden, wenn das Unternehmen dazu wirt-
schaftlich in der Lage ist.

In den Vorschntten zu den BefOrderungsentgelten sind zwei Priifungstatbe-
siande gegeben: Der betriebswintschafiliche bezieht sich auf die wirtschaft-

1) Zu Forderung 8: Anderung der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen im Perso-
nenbeférderungsgesetz” (siehe 8. 23).
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liche L.age des Verkehrsunternehmens, der volkswirtschaftlicne auf das offent-
liche Verkehrsinteresse und Gemeinwohi. Die Frage ist, ob dig betden Prufungs-
tathestande gleichwertig oder in bestir  '=r Rangfolge anzuwenden sind.

Aus der Entstehungsgeschichte des PBefG heraus dirften dig Vorschriften so
auszuiegen sein, daB zunachst festgestelit wird, ob die vargesehenenFahipreise
betriebawirtschaftlich gerechtfertigt sind. Erst wenn dies gewahrieistet ist,
konnte das volkswirtschaftliche Ziel {Gfferdliche Verkehrsinteressen und
Gemeinwoh!) beriicksichtigt werden. Dies ist herrschende Meinung und so wird
in der Genehmigungspraxis veriahren.

Folgte man diesem Standpunic, so wire zu prufen, ob die aus den Fahrpreisen zu
erwartenden Ertrdge zusammen mit anderen Ertrdgen die zu erwartenden Auf-
wendungen decken, Zu den Aufwendungen gehdren auch die Zinsen und
Abschreibungen (. Tilgung des Anlagekapitals"} sowie Zuftihrungen zu Ruck-
lagen fiir die technische Forteniwicklung {vgl. § 38 Abs. 2 PBe&fG}. Das hiefe, die
Fahrpreise miiBten aus betriebswirtschaftlichen Griinden s0 hoch sein, da
Kostendeckung einschlizilich eines Gewinns erzielbar sei. In diesem Anspruch
des Personenbefdrderungsgesetzes ist das Elgenwirtschaftlichkeitsprinzip
verankert. Eigenwirtschaftlichikeit aber bedeutet nichts anderes als eine gemil-
derte Form des Rentabilitdtsziels (Gewinnziels). Das Unternehmen soll Kosten-

deckung und einen angemessenen Gewinn erreichen.

Dieser Zielsetzung steht die verkehrspolitische Wirkiichkeit entgegen. Die
lupenreing Anwendung des Eigenwirtschattlichkeitsprinzips wiirde enorm hohe
Fahrpreise bedeuten, eine beschleunigte Abwanderung bewirken und zum Aus-
pluten des OPNV fiihren. Das liegt wiederum nicht im ,&ffentlichen Verkehrs-
interasse”, Da Kostendeckung und geschweige Gewinne nicht mehr erzielbar
sind, wenn Fahrpreise und Verkehrsangebot attrakiiv bleiben sollen, sind aus
volkswirtschaftlichen Griinden keine kostendeckenden Fahtpreise mehr

aerreichbar und veriretbar.

Der Fahrpreis ist idngst zu einem verkehrspolitischen Preis geworden. Damit hat
das Eigenwirtschaftlichkeitsgebot des Personenbefordesrur.gsgesetzes seinen
Sinn verloren. Zwar wird bei der Prifung von Fahrpreisen formel! nach dem
PRef verfahren, doch die Genehmigungsbehorden gehen stillschweigend ven
siner Defizitabdeckung durch die Stidte und Gemeinden aus. Dieses Verfahren
ist ynbefriedigend, weil es aufgrund fehlender finanzieller Verpflichtung einen
jghrlich wiederkehrenden Konflikt um die Abdeckung des betrieblichen Defizits

heraufbeschwdort.

Heute und in Zukunft miissen die gesellschaftspolitischen Anforderungen, die
durch den &ffentlichen Personennahverkehr und seine Betriebe zum Wohi der
Allgemeinheit erfiillt werden sollen, eindeutig Vorrang haben. Zu solchen Anfor-
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derungen zéhlen: Zielvorgaben der S1adt- und Regionalplanung, gleiche Lebens-
bedingungen fur Stagt- und Landbevolkerung, Umwellaspekte, energiepal-
tische Ziele sowie sozialpolitische Erfordernisse fir finanzschwache Bevolke-
rungsschichten, Ebenso muB ein zumutbares Grundangebeot fiir alle jene
Menschen vorhanden sein, die aus verschiedenen Grunden nicht Auto fahren.
Aus alt diesen Grilnden ist eine gemeinwirtschaftiiche Zielsetzung erfordertich,
die neben einem verkehrspolitisch attraktiven Fahrprets klare Abgeliungsver-
pftichtungen fiir den vom OPNY erzielten gesellschaftspolitischen Nutzen
umtaBbt.
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Zum 1 hsma:

Auswirkungen der Nahverkehrsforschung
auf Fahrgaste und Arheitnehmer')

1. Aufgabengebiete der Nahverkehrsforschung

Staatliche Nahverkehrsforachung wird in der Bundesrepublik von zwei Ministe-
rien betrieben: Das Bundesministerium fiir Verkehr (BMV) vergibt Forschungs-
projekte iliber Attrakfivitit und Organisation des OPNV, Nutzerverhalten,
Planungsverfahren sowie Umweitschutz, Energigeinsparung und Verkehrs-
beruhigung, in begrenziem MaBe auch uber technische Untersuchungen; das
Bundesministerium fiir Forschung und Technologie (BMFT) fordert die
Forschung und Entwickiung fir bestehende und neue Technologien. Dem BMV
stehen jahrich etwa 6 Millionen DM fir ein Forschungsprogramm Stadtverkehy
aus Mitteln des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes fur Forschungspro-
jekta zur Verfugung. Die Ergebnisse sollen als Hiifen fiir verkehrspolitische
Entscheidungen dienen.

Die Forschungsmittel des BMFT sind nicht nus wesentlich hoher, sondern haben
auch eine andere Zielsetzung. Im Durchschnitt der zehn Jahre von 1973 bis 1882
konnten jahrlich an die 80 Millionen DM aus Haushaltsmittetn investiert werden.
e BMFT-Nahverkehrsforschung unterscheidet sich von der BMV-Forschung
Stadtverkehr hauptséchlich darin, daB sie offentliche Mittel an private Industrig-
firmen vergibt. Es handelt sich im Unternehmen, die Verkehrsmitte! oder Ver-
kerrsanlagen bzw. Teile oder Teilcvsteme produzieran. Dieses Programm wird
mit der cesonderen Situation im OPNV sowie mit internationalen Absatzinteres-
sen dar betroffenen Industrie begrindet.

Im Gegensatz zur Forschung und Ertwickiung fir und um den privaten PRw hat
sich bei den éffentlichen Verkehrsmittain und -anlagen frisher nur wenig getan.
Von der privaten industrie wurde in dem wirtschaftiich niedergehenden OPNV
kein interessanter Absatzmarkt gesehen. Erst als die Benutzung offentlicher Ver-
xehrsmittel nesellschafispolitisch wieder positiv bewertet wurde, Kamen neue
AnstoBe fiir seine technologische Weiterentwicklung. Uberdigs war es damals
das Ziel sozigldemokretischer Politik, die wirtschaftliche Enterickiung in der

1} Zu Forderung 9: Forschung, Entwicklung und betriebliche Investitionen zugtinsten
von Fahygdsten und Arbeitnehmern® (Sighe 5. 24).
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Bundesrepublik durch sogenannte innovationen zukunftstrachtig zu beteben.”)
Hierzu soilten den privaten Produzenten durch offentiiche Forachungsmitted
Anreize geboten werden.

2. Zieie der Nahverkehrsforschiing

LDie Zigte der Nahverkehrsforschung des BMFT waren bereiis im ersten For-
schungsprogramm (Programm Nahverkehrsfarschung 19741678 festgeiegt:

o Erhohung der Leistungsfahigkeit der Verkehrsmittel und der Verkehrs-
batriebe,

@ Verringeruny der Gesamtkosten der Verkehrsleistung,

o Erhohung der Luveriassigkeit, Sicherheit und Umweitfreundiichkeit der Ver-
kehrsmittel sowie rationelle Energie- ung Reohstoffausnutzung,

e Gewdhrleistung einer tangfristigen Wetthewerbsfihigkeit der gemeinwirt-
schafttichen Verkehrstrager, abier auch der exporticrenden Wirtschaft,

¢ Sieigerung der Attralktivitdt des dffentiichen Mahverkehrs fisr den Eenutzer.

An diesen Zielen hat sich his heute nichts gedndert. Im Laufe der letzten Jahre
und insbesondere in jingster Zeit ist allerdings eine Anderung der Randbedin-
gungen und der Gewichtung deutlich geworden, Gerade die Themen Wirtschaft-
lichkeit, Energie und tmwell sind auch fiis die Nahverkehrsfarschung immer
wichiiger gewarden,

Die ersten vam BMFT gefirderten Projekte waren zwei automatische Kabhinen-
bahn-Systeme, aber baid sind die Weiterentwickiung von Bus und Bahn gleich-
gewichtig hinzugakommen.“?)

Obenan im Zielkataiog steht die Yerbesserung des QPNY: Die Gestaltung und
Bewaltigung des Nahverkehrs ist nach wie vor ein Schllisselproblem fiir die kiinf-
tige Entwicklung unserer Stidte und Gemeinden. Besonders in den fhnen-

1} Unter der Bezeichnung Innevatlon wird die Durchssetzung neuer Produkte, Produk-
tionswer‘ahren und Organisatlonsformen in Betrieb, Verwalung und am Marlkt verstan-
den (vgl. W. Rifcershofer, Das Lexikon Wirlschaft, Gasellschaft, Gewerkschaften,
4. Auflege, K3In/Gtuttgart 1981), Die damaligen Forschungsminister Matthafer und
Reuff {SPD) wollten mit einem relativ umEinglichen staatlichen Forschungsprograrmm
eine {echnologisc...: B uerung einfeiten, zu der dle private Wirschaft aus eigener
Kraft und eigenem Interesse gifensichtlich nicht fahig schien, Dabeiwar die Férderung
der DPNV-Pradukte nur ein kleiner Teilbereich (ca. 1 Prazent des BMFT-Heushalts).

7} Frenzel, Dletmar, Gate, Rainer, Heinrich, Klaus, 10 Jahre staatlich geforderte Nahver-
kehrsforschung, in: Eisenbahntechnische Rundschau (ETRY Nr, 111081, 8, 793-709
{Die VesTasser waren - Franzel, Gtz — bzw. sind —Helnrlch - :a8geblich amProgramrn
MNahverkehrsfarschung beteiligt),
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stadten kOnnen nichi immer mehr und immer Dreitere StraBan fur den Kiz-Ver-
kehr gebaut werden. Im iandlichen Raum und in Ballungsrandgebieten kann erst
durch ein bedarfsgerechies Angebot im &ffentiichen Nahverkehr die eddorder-
liche Verflechtung ven Stadien und Umiand erreicht werden. Zu Recht wird
daher gefordert, dem privaten Pkw misse gin leistungsiahiger affentlicher
Nahvearkehr zur Seite gestellt werden, der das heutige Angebot verbessen und
wirtschaftlich tragbar ist™’) {nd an anderer Stelle heiBt es: | Das Angebot mu
durch Weiterentwicklung der bestehenden Systeme und durch neue sysieme
ergdnzt werden."?)

Ein weiterer zentraler Gesichispunkt ist der Einsatz neuer Technologien, Nicht
zZufdllig waren die ersten geférdarten Projekta automatische Kabinenbahn-
Systeme, alsc neuartige Verkehrsmittel, inre Entwickiung wurde hesonders
unier exportwirschaftiichen Jiglen betrieben, Wia tiberhaupt das BMFT die
Produktion von Nahverkehrsmitteln und -systemen zum Exportartikel machen

wollte,

Drittes Hauptziel ist die Verringerung der Gesamtkosten" oder andersherum
ausgedruckt, die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit; ,Der 6ffentliche Nahver-
kebr ist besonders in seiner Qualitat und Wirschafilichkeit verbesserungs-
bediirftig.=} Was dies heiBt, ndmiich Personalabbau, wird noch ndher darzustel-

len sein,

3. Ablauf und Schwerpunkte der Nahverkehrsforschung

3.1 Die Forschungsschwerpunkte im Wandel der Zalt

Seit Beginn des Programims im Jahre 1971 gibt es drei Schwerpunida: Die Kabi-
nenhahnen, diz Stadt- und Schnellbahnen sowie die Bussysteme. Auf dem
BMET-Statusseminar 1974 wurde berichtet, einachlielich 1974 seien die Mittel
hauptsdchlich in die Entwicklung neuartiger Verkehrssysteme, also von
Kabinenbahnen, geflossen. Aber gleichzeitig gab es Hinwetse auf eine Sthwer-
punktverlagerung. Mit dem weiteren Ausbeu des Foérderungsprogramms seien
zusitzliche Schwerpunkte hinzugekemmen wie die Anpassung des Busses an
die verinderten Anfarderungen, dieWeiterentwicklung und dabeihauptsachtich

1y Drer Bundesminisier fur Forsshung und Techrologie (Hrsg.), Mahyerkehrsforschung
1977 - Statusseminar iV, Bonn 1977, 8. 5 (Seit 1974 fuhrt das BMFET jghriich sggenannte
Statusseminare zum Mahverkehrsforschungs-Programm durch, tber dio jeweils in

glnear infarmationsschrift berichiat wird).

2} Der Bundesminlstar fitir Forschung undd Technrologle (Hrsg.), Programm Rahverkehrs-
forschung 1874 bis 1978, Bann 1874, 5.12.

3 8.a 0,512
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Automatisierung der Betriebsabliufe der U- und Staditschnellbahnen sowie
systemibergreifende technolagische Entwickiungsarbeitant)

im 1878er-Seminar hiefl es dann schon:  Heute legen wir ungetahr gleiches
Gewicht auf die Verbesserung bestehender Systeme und auf die Einfibrung
neyer Mahverkehrsmittel mit hesonderer Betonung darauf, dig beiden zusam-
menzubringen.” Dazu dirfte nebendengeringen praktischenMaglichkeiten zum
Finsatz neuartiger Verkehramittel auch die Kastenentwicklung beigetragen
haben: Rickblickend hat sich die Entwicklung der Kabinenbahnen als wesent-
ich tedrer und zeitaufwendiger erwiesen als urspringtich im ersten Pragramm
Mahverkehrsforschung angenomimen.”

Ein Jahr spdter, 1973, wurde in einer Zwischenbilanz festgestetlt, aus siner Viel-
zahl von Konzepten habe man die .realen technischen Lisungsmiglichkeiten®
herausgearbeitel und z2u futuristische Projekie” aufgegeben. Entsprechena die-
ser Schwerpunktverlagerung haben sich die finanziellen Anteile verandert: In
den ersten Jahren flossen dig Mittel fast ausschliaBlich in die Entwicklung neu-
artiger Verkehrsmittel, etwa ab Mitie der siebziger Jahre noch zur Hiifle und
heute singd es nur noch ungetahr ein Viertel.

Cer Ubergang auf die vorrangige Weiterantwickiung konventioneller Verkehrs-
mittel bedeutet nicht, da@d dort auf neuartige Techniken cder Technoiogien
verzichtet wird. Wie sich beim automatischen U-Bahn-Betrieb oder dem quer-
gefuhrien Bus zeigt, werden durchaus neuartige Einzelelemente entwickelt.
Aber es geht nicht um vollig neuartioe Systeme. Gleichwohl sollte sich niemand
darbber hinwegtduschen lassen, wie sehr sichauchder Charakter eines konven-
tionelien Verkehrssystems verandert, wenn wie zum Beispiel beim Bus verschie-
dene Systemteile wie Bedarfssteuerung, Leitstellenfunktion und auvtomatische
spurfihrung auf Grundlage der EDV-Technik volt ader zumindest teilweise koor-
diniert werden.

32 MNewe spurgebundene Nahverkehrssysteme {abinenbahnen)

Allen Kabinenbahnen — ob Klein- oder GraBkahinenhbahn, C- H- oder M-Bahn —
ist elgen, daf sie automatisch auf eigener Trasse verkehren. Die eigene Trasse,
maglichst in aufgestandertier Hochlage, bietet den Vorteil der Unabhéngigkeit
vom Autaverkenr, hat aber den Nachteil, dafl es schwer Ist, sie harmaonischindas
Stadibild einzufiigen.

Von der verkehrtichen Aufgabe het soflen Kabinenbahnen den Vorteilen des
Pw's (2um Beispiel als Kiginkabine) so nahe wie moglich kommen, ohne dessen

11 Als Quellenmatenat wurden dle in denFuBnoten 2 &. 70 und 1 und 2, S. 71 erwihnten
Verdffentlichungen, haupiséchlich die jhrichen Bevichte iiber dis Siatusseminare,
benutzt. Wirverzichlen aus Griinden der Leserlichkeil im folgenden auf die detaillieria
Guellenangabe,
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Machteile (Varkehrsstau, Umwelischaden. Energickasten) aufzuweisen: ande-
rerseits sollen sie dig Vorteile des unabhinginen Schienenverkehrs bigten, ohne
auf ein enisprechend hohes Verkehrsaufkemmen wie U- oder S-8ahnen ange-
wiesen zu sein (deshalb die Grofikabine).

Jer systemgemale automatische Betrieb hwetet aus Sicht der Projektirdger
und derForderer den Morteit" der Personalikoestenreduzierung. Hier sei aus einer
Vietzahl von AuBerungen nur eine aus dem Statusseminar 1877 liber denK.osten-
vergleich zum Busangetihrt: Esisi schonbemerkenswert, dal zum Beispiel die
Betriebskosten der H-Bahn nur noch weniger als 30 Prozent {ir Personatkosien
ausweisen, wahrend es der heutige Linienbus auf 70 tis 80 Prozent bringt. In
diesermn Zusamsmenhang ist darauf hinzuweisen, da8 in der Vergangenneit die
Personalkosten im offentlichen Nahverkehy immer doppelt so schnell gestiegen
sind wie die Anlagen- und Energiekosten und daB sich dieser Trer , .. = "™mi
fortsetzen wird" Es nimmt sich etwas merkwirdig aus, wenn marn. .« ar
Seminarbericht liest, eines der Ziele der Nahverkehrsprojekte sei die Sicnerung
der Arbeitsplitze”. Hier kénnen nicht die Arbeitspliitze im GPNV gemeint
gewesen sein.

Entwickiungsstand:

Im Gegensatz zu den hohen Erwartungen zu Beginn der Projekie wurde auf dem
Statusseminar 1282 eine ernichtermnde Bilanz gezogen: Fir die Entwickler war
es eine Zeit des Aufbruchs mit einer Motivation, die sich etwa so zusammen-
fassen lEB1: Wirwerden viel besser sein als der kiassische OPNVY und billiger oder
zumindest gleich teuer Wir missen heute, zehn Jahre danach, feststellen, zwei
kamen nicht durch, das waren TRANSURBANM und leider auch die C-Bahn, Wis
wissen heute, 2wel kamen sehr weit, die H-Bahn und die M-Bahn, wir kbnnen
aber nach nicht sagen: Zwei kamen saweit, daB sie sich auf dem Markt imin-und

Austand verkaufen lassen.”
Yon vielen i odellen sind die H-Bahn und die M -Bahn ais einzige dbrig gebliehen.

Die H-Bahn ist flir die FlichenerschlieAung bei mittlerem Verkehrsaufkommen
sowieals Zubringer furStadte mit Stadtschnellbaknen gedacht. Sig soll auf einer
1000 m langen Demonstrationsanlage zur Verbindung 2weier Gebdudekomn-

plexe der Universitat Dortmund inre Eignung bewsaisen.

lhre 20 Sitz-und 22 Stehpldtze umfassende 8 m lange Kabine wird an aufgestan-
derten Tragemn gefihrt, Angetrieben wird sie von 4 E-Mataren mit je 23 KW undl
erreicht eine Geschwindigkeit von 50 km/h. Der Batrieb salt vollautematisch

ohne Fahrer im Lintenbetieb erfolgen.

im LUinterschied zur H-Bahn handelt es sich bet der M-Bahn um ein magnatisch
getragenes Fahrzeug ohne Motor auf einer gesonderten Schiens, die auf dem
Boden oder aufgesténdenrt sein kann. Das relativ leichte Fahrzeug wird durch
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Dauermagnete getragen. Dig erprobten Fahrzeuge knnen bis zu 70 Personen
aufnehmen, die Maximalgeschwindigkeit betrigt 47 km/h. Die M-Bahn, die auf
einer Versuchsanlage in Braunschweig erfolgreich erprebt worden ist, soll nach
der Zutassung auf einer 1,6 kKm langen Trasse in Berlin als Demonstraticnsbhetrieb
mit Fahrgasien betrieben werden,

Praoblemn:

Einem breiteren und damit wirtschaftlich wie sozial vertretbaren Einsatz von
automatischen Kabinenbahnen stehen die hohen Investilionskosten bei der
Installation, die stadiebaulichen Schwierigkeiten sowie die generellen Probleme
des personalfreien Betriebs fir Storanfalligkeit gegenidber Die Kabinenbahh
durfte auch langfristig nur ein erganzendes Verkehrsmitiel fur Sonderfalle wie
zum Beispiel in Dotmund bleiben.

3.3 Automation von Stadt- und Stadischnelibahnen

Das interesse an der Automatisierung und der damit erhoffien Personalein-
sparung hat sich schon frilhzeitig von den neuartigen Verkehrsmitteln auf die
konverdionelle U-Bahn verlageri. Wihrend man bei den Kabinenbahnen noch
verkehriiche Vorteile fir den Nutzer als Motiv nennen konnte, entfallen diese bei
U-Bahnen, denn sie fahren unabhangig in Tunneln und auf eigenen Trassen. 3¢
ging es unverhohlen um das Ziel ,nennenswerier Personaleinsparungen’ mittels
moglichst personalarmer Betriebsfuhrung” und , personallosen Bahnhéfen®.

Alterdings soll die Einsparung von Personal ,vor dem Hintergrund der gesamt-
wirtschaftlichen Lage der Arbeitsmarktsituation, der innerbetrieblichen Durch-
setzbarxeit und nicht zuletzi der Wartungs- und instandhaltungsaufwendungen
fur die Automatisierungseinrichtunaen reiativiert werden” Auch soll das Fahr-
persanal beim automatisierten Betrieb nicht verringert, sondern der Rationalisie-
rungseffekt durch ,verdreifachten" Betrieb aufgefangen oder das Fahrpersonal
fur andere Funktionen eingesetzt werden, , beispielsweise zur Betreuung der
Reisenden”. Wer's glaubt, ...

Entwicklungsstand:

Nicht zu Unrecht fragte sich der einfiihrende Referent auf dem BMFT-Seminar
B82: ,Was kinnen wir denn iberhaupt noch verbessern? Er gab sich gleich die
passends Antwort; Mit der Automation wird angestrebt, den Betrieb noch
punktlicher und regelmagiger zu gestalien, den Ressourcen-Bedarf zu minimie-
ren, den Energiebedarf durch programmierte Fahrweise zu senken und schliei-
lich die Arbeitsbedingungen fiir das Personal zu verbessern." Unter dieser Ziel
setzung werden folgende Projekte betrieben:

Referenzaniage [J-Bahn Hamburg mit betrieblicher Erprobunga ab M#rz 1982 mit
dem Ziel, .die Fahrautomation auf einen solchen Stand zu bringen, daB sowghl
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Wiaviel ferngesteuertie Daten heute einen Stadtbahnwagen in Betrieb setzen und halien,
ikann der Fahrgast auf den eisten Blick gar nicht mehr erkennen. Fir den Betrieb ergibt
sich die Schwicrigkeit, dad die Gerdte meistens von unterschisdiichen Herstellem kom-
men und jeweils eln eiganas Steuergerit haben. Um diese Probleme auszuraumen, sail
durch den Einsatz gines Integrierten Bord-informations-8ystems eine Vereinheitlichung
erreicht warden. Vorteile fiir den Fahrer sind u, a., dad im Fahrerstand nur noch ein Steuer-

gerit unterzubringen ist und di~ Bedienunyg elnhaitlich erfolgen kann.

die signaltechnische Sichetheit im eisenbahntechnischen Sinne als auch eine
hohe Zuverldssigkeit des Bahnbetriebes erreicht werden®.

Referenzaniage U-Bahn Berlin seit dem 4. Mai1981 zur ,Belriebserprabung atler
Komponenten des automatischen U-Bahnsystems unter :en realen Bedingun-
gen des tiglichen Einsatzes im Fahrgastverkehr”. Weiterhin steht in Berlin eine
derzeit fir den Fahrgastbetrieb nichl genwizte 1,7 km lange doppeigleisige
U-Bahn-Strecke als Versuchszentrum fir verschiedene Kompoenenten des auto-
matischen Betriebs zur Verfigung.

Verschiedene Mafinahmen im Stadibahnbereich: Sie laufen zum einen cben-
falls auf ,eine miglichst personalarme Betriebsfiihrung®, insbesondere durch
unbegetzte Bahnhife, hinaus, sind andererseits zur technischen Verbesserung

und Vereinheitlichung des Systems gedacht.
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Prablem:

Die einseitige Ausrichtung auf den Abbau von Personal durch autematisiarten
Betrieh liegt weder im Interesse der Fahrgaste noch der Baschaftigten. Slati-
dessen wire es erfardertich, alle Mafnabmen allein auf die weitere Verbesse-
rung derSicherheit zu kanzentrieren und die entwickelten technischen Mewerun-
gen zZur Stlitzung der Tatigkeit des Fahrperscnais einzusetzen. Ebenso miiite die
Fahrgastbeireuung und -information durch Menschen statt Autematen erfolgen,
Auch hier diirfen technrische ginnchtungen nur die menschiichen Tatigkeiten
unterstiilzen und begleiten.

34 Bussysteme

Schon in der Uberschrift liegt der erste Anspruch: Busverkehre sollen zum
Bussystem werden. Dabei haben zunachst einzelne neue Bussysteme wie zum
Beispiel Elektrobus, Gelenkbus, Standard-Linien-Bus, Dual-Mode-Bus, hedarfs-
geateuerter Bus im Vordergrund gastanden. Doch in neuerer Zeit ist immer meahr
der Wunsch und die Maglichkeit dazugekommen, einzefne Kompongenten zu
einem Gaesamthussystem zusammenzufugen. Der Bus ist sozusagen neu ent-

deck! worden:

.cHaser Forderungsbereich erstreckt sich deshalb nicht nur auf das Fahrzeug
und seine Komponenten, sondern auch auf den Fahrweg, das Informations-
system, den Energiebedarf und auf Leitsysteme. Dazu gehdren die Entwick-
lungsschwerpunkte Fahrzeuge, Antriebe, Dual-Made-Busse und bedarfsge-
steuverte Bussysteme” (Aus Aufsatz: 10 Jahre. . ”, siehe Fullnote 2, 5. 70).

Aus digser Ziglsetzung wie auch aus der Darstellung der einzelnen Projekte wird
deutlich, dal bei den Buspregrammen die Leistungsverbesszrung das OPMY
eindeutig im Vordergrund steht. Um es noch deutlicher zu sagen: Hier geht es
ntcht um Personalabbiau, Aber es finden dach Rationalisizrungsprozesse statt,
dic fUr die Arbeitnehmer in den Nahverkehrsunternenmen von erheblicher
Bedeautung sind.

Entwicklungsstand:
Die Forschung um den Bus Konzentriart sich auf fiinf Schwerpunkts:

e Das Yerkehragystem Bus soll mit der Betenung auf System in Demonsira-
tionsvorhaben (Lubeck, Miinchen-Studentenstadt) in der Praxi. ‘
werden. In erster Linie geht es darum, einzelne Verbesserungen zus v-
angebat, Fahrwegq, Haltestelle, Betrieb, Fahrgasthedienung und Fahrzeu,, cu
einem Gesamtsystem zusammenzufiigen.

¢ Ein weiterer Forschungsschwerpunkt ist die Busstandardislerung. Hier geht
gs um daen ONV-Bus |f, der als einheitlicher Typ des Standardlinianbusses ent-
wickelt wird.
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o Zur Antriebsentwickiung laufen eine Reihe von Versuchen: Der Hydrobus
und Gyrobus, mit dem Forschungsziel der Rickgewinnung von Bremsenargie
zwegks Einsparung von Kraftstoff sowie der Elektrobus als Muster fur alterna-
tive Antriehsmoglichieiten.

o Wie sehr neuartige Elemente Einzug in Konventionglle Verkehrssysteme

gefunden haban, kann am Dual-fMode-Bus-System demonstriert werden.
Hier greifen zwei Systemkoempanentsn ineinandear. Vom Antrisb her derDUCG-
Bus mit der Maglichkeit, etektrisch an der Fahrleitung oder unabhangig mit
dem Dieseimotor zu fahren (Erprobung seit 1979 in Esslingen bei Stuttgart).
LUnd vom Fahrweg her mit der Koembination von Spurfibrung und Normal-
betriek im Strapenverkehr, wie g5 derzeit in £ssen erprobt wird.

Daraus ergibt sich die Maglichkeil, den Bus in den AuBenbezirken dar Stadte
im normalen StraBenverkehr, gesteuert durch den Fahrer und mit Dieselbe-
trieb einzusetzen und ihn dann, wenn er in die uberfullien Stadtkerne Rommt,
auf nesonderen Fahsspuren astomatisch , quergefuhrt tahren zu tassen. Fur
den Fahrer entfallt auf diesen Strecken die Lenktatigkeit. Wobeifur diese City-
Bereiche auch, wie és in Esser getestet warden s0ll, dig Stactbahntunnel

benutzt werden kénnen.

¢ Funfter Forschungsschwerpuni ist der bedarfsgesteuerte StraSennahver-
kehr. Higrbei handell es sich um rechnergesteuerte Bussysteme, indenender
Fahrgast sizh seinen Bus rufen kann (daher der Name ,Rufbus-System™). Gie
eignen sich fir dilnner besiedelte Stddie und Gebiete, in denen ein normaler
Linienverkehr aufgrund relativ geringen Verkehrsaufkommens auf zu lange
Taktzeitan kommen wiirde. Insofern ist der Rufbus gut zur Erganzung des her-
kdmmlichen Linienbussystems geeignet.

Die mehrjahrige Erprobung in Wunstor! bei Hannaver hat gezeirt, dad sich die
Mabilitat der dortigen Beviikerung ganz erheblich erhaht hat. Im Badenseekrais
l&uft ein weiterer Versuch an, der insbesondere auf die Integration van Linign-
und Rufbusbetrieb abzielt, nachdem dort dia Rufbis-Variante bereits getesteat,
aber wegen Pragrammschwichen in der elektronischen Steuerung abgebro-
chen wearden muBte. Ein Sanderfalt der Rufbus-Technik ist der Telebus in Berlin,

der fir schwerbehinderte Fahrgéste eingesetzt wird,

Der Rufbus ist gleichzeitig ein Demoenstrationsobjekt fur die Entwicklung von
Leitsystamen. Sie sind nicht auf U-Bahn und Stadtbahnen begrenzt, sondarn soll
verstirie im Oberfidchenverkehr von Straenhahnen und Bussen eingesetzt
werdan. Ziel ist es, durch stdndige Efassung det Standorte einen Fehrplan-3oii-
Ist-Vergleich zu ermiglichen und die Fahrzeugfalge entsprechand dem Fahrplan

moghchst exakt zu steuern.
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Dual-Mode-Bus-Netz
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in der modellkaften Darstellung eines Dual-Mode-Bus-Netzes sind die verschiedanen
Vatiaticnsmaglichkeiten enthalten: Aus den Aufenbezirken und vom Stadirand laufen
Buslinier auf fraier Straenstrecke ( .- — _ _ Yin Richtung Zentrum aderim Querverkehr.
In den zentrumsnahen Stadtbezirken wesden die Bustinien @ und @ auf frijheren SteaBen-
bahntrassen spurgefiihrt gefahren ( ). Hier ware es denkbar, sie mit Dieselantrieb
oder a&n der Obetleitung fahren zu lassen. Im Stadtzentrum werden die beiden Buslinien
ein Stuck sm Tunnel geflihnt ZXx¥r¥xz, der ansonsten von der Stadtbahn benutzt wird. Die
Buslinie (3) kann von Siiden ebenfalls ein Stiick lang eine ehemalige StraBenbahntrasse
betahren, muB aber kurz var dem Stadtzentrum wieder auf die StraBe gehen, weil dost die
Trasse aufgrund von Geschaftsbauten und ibren ZufahitsstraBen aicht mehr vorhanden
ist. Richtung Norden féhrt die (3) vom zentralen Knotenpunkt aus im Zentrum noch einige
hundert Meter spurgefihrt. Diese Spur wird auch von der Linie @) benutzt. Eine Reihe
anderer Buslinien wird andie Linien (1) und{2)dort herangefiibrt, wo diese auf eigener Spur
fahren. Sa soll der Verkehr in Richtung Zentrum gebiindelt werden.
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Problem:

Im interesse eines kundenfreundlichen OPNV sind die technischen und auch
organisatorischen Weiterentwicklungen zu Busverkehsssystemen sicherlich zu
pegriBen. Flir die in den QPNV-Unternebmen beschaftigten Arbeitnehmer
ergeben sich aber erhebliche Rationalisierungseffekte. So treten neue Tatig-
keitselemente auf wie zum Beispiel tahrerioser Betrieh auf Teilstrecken ung
Befolgen von Rechnerbefehlen bei Leitsystemen. Durch die rechnergesteuertern
Leitsysteme erhoht sich gegeniber dem normalen Fahrptantetrieb die Arbeits-
intensitit noch weiter Deshalb sind die neuen Systeme sehr genau auf die
Auswirkungen auf die Beschéftigten zu fiberpriifen. Das giit besonders, wenn
mehrere Systemelemente komhbiniert werden, der Fahier beispielsweise vom
Rufbus tiber den itblichen Linienbus bis hin 2um automatisch quergefuhrten Bus
im Mischeinsatz und unter einem rechnergesteuerten Leitsystem tatig sein soll.
Auch st zu verhindern, daBg spurgefilhrie Busstrecken chne Fahrer durchfahren

werden.

4. Einschéatzung der Nahverkehrsiorschung
aus Sicht der Gewerkschaft OTV

Von der Zielsetzung des BMFT-P ogramms Nahverkehrsforschung herist positiv
zu bewerten, daB endiich Anst&Be flir Forschungen im OPNV erfolgt sind. Not-
-vendig war es auch, Impulse und Geld von seiten des Staates zu geben. Von sich
aus hitte die Privatindustrie die Emtwicklung nicht oder nicht iy erfgrdenichen
Umfang betrieben, weil keine zahlungsfahigen Nachfrager vorhanden gewesen

wéren (defizitire QPNV-Unternelimen).

Von A. "..ng an fragwiirdig war der Ansatz des Programms, neuartige Verkehrs-
mittet wie zum Beispiel Kabinenbahnen bevorzugt zu tordern. Dieses Programm-
ziel entsprach zwar der Gesamizielsetzung der Furschungspolitik nach Zzchni-
schen Innovationen, doch es wurde dabei verkannt, dag gine Weiterentwickiung
der konventionellen Verkehramitte! Bahn und Bus viel grofere Moglichxeiten zur
Varbesserung des OPNV-Angebots geboten hiitte, Hier hat dann auch der Ein-

satz neuartiger Elemente seinen Sinn.

Den neuartigen Verkehrsmitteln wurde auch aus einem weitersn Grund Prioritt
eingerdumt: Hinter den Floskeln von der Verringerung der Gesamikasten” und
der Verbesserung der Wirtschaftlichkeit” verbarg sich gas Zief einer Reduzie-
rung des Personals. Es war das Negative an der Nahverkehrsforschung des
BMFT, daB diese Zielsetzung mindestens in den ersten Jahren vorherrschend
war. Denn sie versielite die Méglichkeit flir eine breite Angebotsverbesserung.
Heute wird bei den U- und Stadtbahnprojektenimmer noch zu sehr auf Personal-

abbau hingearbeitgt,
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Zum Thema:

Vorteile und Probleme von Verkehrsverbiinden')

1. Zur Aufgabenstellung der Verbinde

Der Verkehrsverbund ist eine Kooperationsform: Einzelne Nahverkehrsunter-
nehmen einer Region oder eines Varkehrsraumes schiliefen sich zusammen und
bieten ihre Verkehrsleistungen gemeinsam an. Es wird eine Verbundgesellschaft
- zum Beispiel in der Rechtsform einer GmbH ~ gebildet. Die einzeinen Nah-
verkehrsunternchmen {bertragen der Verbundgesellschaft einan bedeutenden
Teit ihrer urspriinglichen Aufgaben. Die Verbundgesellschaft arbeitet mit
eigenem Personal und eigenen Sachmitteln.

e Verkehrsunternehmen schranken freiwillig ihre wirtschafiliche Selbstindig-
keit ein, indem sie der Verbundgesellschaft wichtige unternehmerische Auf-
gaben ubertragen. Dabel geht es vor allein um die Netz- und Linienplanung, diz
Bestimmung des Grundfahrplanes, die Tarifbildung, die Einnahmenverteilung
und die Werbung.

Der Verkehrsverbund ibernimmt alsc die marktbezogenen Aufgaben der Ver-
kehrshedienung. Dageqgen verbleiben bei den am Verbund beteiligten Unterneh-
men all jene Tdtigkeiten, die direkt mit der Verkehrsleistung im Zusamrenhang
stehen. Das hierfur edforderliche Personal bleibt ebentalls bei den jeweiligen ver-
kehrsunternehmen beschaftigh, Diese behalten ihre rechtliche und - wenn auch
mit Einschrankungen - wirtschaftliche Sefbstiindigkeit.

Aus Sicht des Bunries ist der Verbund die typische Kooperationsform fiir Bal-
lungsrdume. Als Voraussetzung fir einen Verbund werden unter anderem
genzannt: Siedlungsraum von mindestens 500 Guadratkilometzr, eine Einwoh-
nerzah: von Uber 1,5 Millionen, gemischtes Verkehrsangehot mit DB-Schienen-
bahnen als Rickgrat.

Und so sind die Aufgaben venrteilt;

—araa

Aunfgaben des Auizahen des elnzeinen
Verkehrsverbundes Verkehrsynternehmens
e Erforschung der Entwickiungs- e Bereitsteilung der Betiiebsanlagen und

tendenzen und Strul«_ctunva_ndlungan it der Verkehramittel,
Nahverkehrswesen, im Stidtebau und ¢ jnvestitionstitigkeit fiir das Unter-

in der Wirtschatt. nehmen im Rahmen der abgestimmten
o Planung des Verkehrsnetzes: der Gesamiplanung.

Verkehrslinien einschlieglich ihrer ; : -

, 2 1 ® Weiterentwicklung ifirer tect |, 3
Haltesteflen sowie der Ubergénge 2u und betrisblichen Emrchtum, n
anderen Verkehrsmitteln. M th

) £u Forderung 10: ,Befiirwortung van Verbiinden nur bei Angobotsverbesserung und
Mitbestimmung” {giehe S. 251.).
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Aufgéhﬂn des Aufgaben des einzelnen

Varkehrsverbundes Verkehrsuntemehmens
¢ Starkung der Schnellbahnsysterne, o Erstellung der Betnefsleistung.
o Frihzeitige Anbindung von Strapen- o Uberwachung des Betnebsablaufs.
kehrslinien. e Aufstellung des Dhenstplanas.
© Abbau von Paraiiglve_rkehren._ o Personalplanung und Persanaleinsatz
o Vorgahe des betrieblichen Leistungs- o Erhebung des Fahrgeldes.
angebots durch
o (lelegenheitsverkehr

Entwicklung der Fahrplangrogramme
und des VYerbundfahrplans,
Bestimmung der Leistungen und

Kapazitaten wie
Einsatzdauer, Fahrtenhaufigkeit, Pla*.-

angebot, Anschiiusse.

¢ Weiterentwickiung des Gemeain-
schaftstarifes, tarifiiche Sonderange-
bote, Verhesserning des Absatz- uad
Verkaufssystic: .3

o Aufteilung der Einnahmen auf die
verbungduesellschafier.

e Marketing, Presse und Offentlict teits-
arbeit.

2. Die Gebietskorperschafien ubermnehmen
verkehrspolitische Verantworiung

Ein Fortschritt war es, daB sich die politischen Trager der Verbunde - Bund,
i &nder. Gemeinden — ausdeitcklich zu der verkehrspolitischen Bedeuiung des

OPNV bekannt und eine finanzieile Vercntwortung und Beteiligeng anerkannt
haben. So wurde jeder Verbund mit spektakulédren Qualitiisverbesserungen wie
nauen U- oder S Qahn-Stracken erdffnet. Heute besteht die Gefahr, das de

damit geweckien Erwartungen nicht erfillt werden.

Die Verbundgesellschaft seli auen EinfivB auf den Stidtebau und die Sie dlungs-
entwicklung nehmen. Hisrmit sind Yorausseizungen fd: eine Koordination der
Verkahrspolitik mit der Stadtentwicklungs- und Sieclungspolitik geschatfen wor-
den. In der Praxis ist bisher vienig getan worden, S0 wirken sich einzaine MaB-
nahmen oft nachieilig auf die Stadt- und Siediungeaniwickiung aus. Dieses
Thema wird im wesentlichen im Kagitet ,Der OPNV im Verhéltnis zur Stadt- und

Siedlungsstrukiur® behandelt (5. 54/355).
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Strul:iurdaten der Verkehrsverbtinde

- '
Abkur-
Zung

Eezeich-
nunrg des
Yerkehrs-
verbundes

a} VYorhendene Verkehrsverbiinde

{5rdn-

ding

Strukturdaten (1951)

Flache Eirw.

in km2 in 1000  Pers.
in Miag,

Beford.

Flatzlkm.

in Mio.

P+R-
Stall-
plitze

1 Hamburger
Verkehrs-
verburd

HVY

1965

3000 2440 450

24929

7250

2 Monchener
Vaerkehrs-
unc
Tarif-
verbund

hWV

1972

=000 2270 464

17478

9028

£ b

Frankfurter
Verkehrs-
Lngd

Tari-
verbund

1974

2182 2459 209

16840

3606

4 Stuttgarter
Verkehrg-
und
Tarif-
verbund

1977

012 2142 227

772

4 288

a9 Verkehrs-

verbund
Rhein-Auhr

VRH

1380

5025 7392 215

20629

7E0

& Grograum-
varkehr

Hannovear

GV

1970

2275 1084 156

S876

b) In Varbereitung befindliche Verkehrsyerbiinde

1 Verkehrs- voraus-
verbund VRS sichtl. Ha% 2840 - - -
chein-Sieg 1883

2 Nimberser
Verkehrs- voraus-
und VGN sichil. 2330 1300 - - —
Tarit- 1924
verhund

3 Verkehys- VOraus-
verbund VRE slchil. 328 1BOO - - -
Rhein-Neckear 1835

S e i
Jusife;: Der Sundesminister fir Verkehr, Septembar 1982,

Thema: Verkaehrsverbund

3. Zentrale Planung fiihrt zu neuen Problemen

[vie Vertagerung der Aufgaben auf grofraumige, dberdrtliche und sogar iiherre-
gionale Verkehrssysterme (zum Beispiel Verkehrsverbund Rhein-Ruhr) brachte
nicht nur Vorieile, sondern schuf neue Probleme fiir die Beschaftigten. Es stellte
sich bald heraus, daB Entscheidungen des Verbundes betrieblich abgesicherte
Rechte heaintrichtigen konnen.

Die Kompetenzverlagerung auf den Verbund hat sowohi EinfluB auf die Zahi der
Arbeitsplatze in den einzelinen Verkehrsunternehmen als auch auf die Arbeitsba-
dingungen. Samtliche der aufgelisteten Kompetenzen des Verbundes haben
direkten oder mindestens indiraktaen Einfluf auf die Arbeitshedingungen.

Besonders deutlich wird dies kei de:: Fahr- und Dienstplanen. Da die Fahrplane
im GrundriB im Yerbund vorgegeben werden, teilwaise sogar im Detail, bleibt
dem einzelnen Verkehrsurternehmen kaum noch gin gigener Spiziraum. Aber
auch andere, grundlegende Entscheiduiizan betreffen die Arbeitnehmer clirekt.
Das gilt fur die Planung des Verkehrenetzes ehenso wie fur die Bestimmung der
Leistungen und Kapazitdten jedes Einzeluntemehmens.

Die konzeptionelle Gestaltung des Verbundnetzes kann sich auf die Zahl der
Arbeitsplatze auswirken, wenn beispielsweise Verkehre abgebaut, Strecken stiil-
gelagt und Schienanersatzverkehre geschaffen werden. Einanderes Probiem ist
zunehmend aktuell geworden: Die Konkurrenz der Bundesbahn mit ihren
S-Bahn-Strecken gegeriber den kommunalen Verkehren. Diese Kankurrenz

Mithestimmung der Arbeitnehmer in Verkehrsverblinden
T e

Yerbund Mithestimmung Zusammensetzing des
Aufsichtsrates

Hamburger Verkehrsverbund

(HW) nein -

Miinchener Verkehrs- ong

Tardve aund (MVV) FIEin -

Frs~" .. "ar Verehrs- und

Tarii * -vund (FVV) nein -

Stut.gaiter Varkenrs- und Arbeitnehmer: B

Talifverbuns (VV5) ja BB/SSH: 6
sradt/Land/Bund: B

Verkehrsverbund Rheln-Ruhr Arbeitnehmer A

(VRR) ja Gesellschafler: B
Zweckverband: 3
Land- !
Bund: 1

P PTITTTIRIRTmm T e  SE

uslie: Eigung Zusammenslellung.
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kann sich aul die Zahl der Arbeitsplatze bei den Kommunaien veroundpannern
auswirken.

Zu 19sen waren diese Prohleme nur mit der naritédtischen Mitbestimmung bei
den verbundgeselischaften. Wenn die Entscheidungen immer mehr zentralisiert
werden, missen die Beschaftigten auch in den Zentralen mitbestimmen kon-
nen. Zu fragen bleitd ohnehin, b es sinnvoll ist, betriebliche und lokale Aufgaben
derart zu zentratisieren, wie &s zum Beispicl bet einem GroBgebilde wie dem Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhe der Fall ist.

Hei aiten Vorte!'en fiur den Fahrgast im regionalen und iliberregionalen Verkehr
verliert er einen Tell der Beginflugbarkeit des lokalen Angebaots. Bei Beschwer-
den vor Ort Gber Fahrpreisstruldur und -hdhe wird er zum Beispiel auf den
gemaeinsamen Verbund verwiesen. Kommunalpolitikern, den ginzelnen Linter-
nehmen und betrieblichen Vertretern der Beschiftigten wird es immer schwerer
gemacht, ihre Interessen gegeniiber dem Verbundgebllide und seinen Institutio-
nen zur Geltung bringen. Hier bedarf es neuer Uberlegungen zur Losung der
Probleme, wenn Biirgemahe und Arbeitnehmerbeteitigung nicht ad absurdum
getuhrt werden satlen.

CRECICE oL BECT B -8 = i Eara T L} =
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Themsa; Privatisierung

Zum Thema:
Privatisierung im offentlichen Personennahverkeht')

1. Zur Begriffserklarung

Zunichst soli gekidrt werden, in welrhem Stone die in diesem Teil benutzten
Begriffe gebraucht werden. Gffentlicher Personennahverkehr ist - vereinfacht
gesagt — der Linienverkehr mit Bussen, Stradenbzhnen, U- und 5-Bahnen SOwWie

tadtbahnen im iakalen und 2unehmend auch im regionalen Beraich., Zum
affenttichen Personennahverkehr zdhlen neben dem aligemeingn” Limen-
verkehr (geregelt in § 42 PBefG) auch die Sonderformen des Linienverkenrs
(§ 43 PBefG) wie der Berufs- und Schillerveriehr, sowie der freigestellte Schuler-
verkehr (im Unterschied zum Schilerverkehr nach § 43 FBetf(G ist er unentgelt-

lich).

7u unterscheiden vom dffentlichen Persanennahverkehr ist der Gelegenheits-
verkehr. Dazu gehdren der Taxenverkeht, der Ausflugs- und Ferienverkehr sowie
der Migtwagenverkehr {vgl. § 46 PBef{G}. Der Definition nach istdies nichtoffent-
licher Verkehr. Sein Hauptmerkmal ist, da@ er nicht linienmésig betrieben wird.

Oftentlichar Persanennahverkehr ist eine offentliche Aufgabe. So werden im
persanenhbeforderungsgesetz gine Reihe von Verpflichtungen fiir den Linienbe-
trieh testgetagt, die eine ausreicherde Verkehrsbedienung fir die Bevalkerung
garantieren sollen.?) Der Gffentliche Personennahverkebr wird von affentlichan

und privaten Verkehrsunternehmen betrieben.

Als affentliche Nahverkehrsuntemshmen werden in dieser Untersuchung dieim
affentlichen Personennatverkehr titigen Unternehmen bezeichnet, die ganz
oder liberwiegend (gemeinwirtschaftiiche LUaternehmen} im Eigentum der
Sffentlichen Hand sind. Dabei interessiert nicht, ob sie eine private Rechtsform
(zum Beispiel Aktiengesellschaft; GmbH} haben oder als Eigenhetrieb gefinr

werden,

Unter privaten Nahverkehrsunternehmen verstehen wir dagegen Unternehmen
in privater Hand, die im offentlichen Personennahverkehs tatig sind. Fiir sie Ist
Mischverkehr aus Galegenheltsverkehr sowie Linien- und Sonderiinienverkehr
typisch, wobei der wirtschaftliche Schwerpunid oft im Gelegenheitsverkehr und
Sonderiinienverkehr liegt. Im Linienverkehr sind sie haufig nur im Anmiet-

gaschift tatig.

1y Zu Forderung 11: ,Gegen jeds Privatisiarung im OPNV* (siehe 8. 27).
2) V. hierzu die Ausfiihrungen zum Themi _Personenbetdrdarungsgesetz .. ¥ (5. 66T
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CHentliche und private Nahverkehrsunternehmen unterscheiden sich im Unter-
nzhmensziel und damil in den untiernehmerischen Verhaltensweisen veneinan-
der. Fur offentliche Nahverkehrsuntermehrnen steht das betriebliche Leistungs-
riel ganz im Vardergrund; Eine auf die Bedirfnisse der Bevilkerung abge-
stimmie Verkehsrshedienung. Sie soll allerdings so wirtschaftlich wie moglich
erbracht werden. Die privaten Unternehmen wirtschaften dagegen nach dem
Rentabilitatsziet, sie wollen Gewinn machen, Setbstverstandlich mit einem mog-
lichst guten VYerkehrsangehot. Aber dies arientiert sich nicht varrangig an einer
umtagssenden Bedienung der Verkehrsbediirfnisse, sondern an den gewinn-
frachtigan Verkehren.

Offentliche wie auch private Nahverkehrsunternehmen sind durch das Perso-
nenbefOrderungsgesetz in ihrer Wirkungswelse eingeschriankt. Die 6ffenttichen
Unternehmen werden immer noch gezwungen, sich trotz der dffentlichen Auf-
gabe am Eigenwirlschaftlichkeitsprinzip zu orientieren. Auf der anderen Seite
wird bei den Privaten das Gewinnziel durch die Bindung an ,iffentliches Inter-
esse” und Gemeinwohl* begrenzt, Im Unterschied zu anderen Wirtschafts-
weigen mub der offentliche Perscnennahverkehr unter relativ enggefaften
rechtlichen Regelungen betrieben werden, Dies entspricht seinem Charakter als
giner &ffentlichen Aufgabe.

Als Privatisierung bezeichnen wir die Ubertragung von Tatigkeiten dffentlicher
Nahverkehrsunternehmen an private Verkehrsunternehmen. Dabei kann es sich
sowahl um den gesamten Titigkeitsbereich des dffentlichen Nahverkehrsunter-
nehrmens als auch um Teilbereiche handetn, Demgegeniiber verstehen wir die
Umwandlung der Rechisform eines &ffentlichen Nahverkenrsunternehmens
zum Eeispiel yom kommunalen Eigenbetrieh in eine Aktiengeselischaft nicht als
Privatisiorung.’)

Entscheidendes Merkmal der Privatisierung ist, daB die 6ffentliche Aufgabe Nah-
verkehr nach privatwirtschaftlichen (Gewinn- Methoden betrieben wiirde.
Was dies fur den offentlichen Nahverkehr und damit fir  .rgiste und Bevil-
kerung bedeuten wilrde, sol} irn folgenden dargestelit werden. Vorab wollen wir
die moghichen Farmen van Privatisierung nennesn.

'} In dieser Falle miiBte zunZichst aeklart werden, ab guch Untemehmensaziet und unte:-
nehmerizche Verhaltensweisen gedinderdt werden soiten.
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2. Formen von Privatisierung im OPNV')

Abgabe eines geschlossenen Liniennetzes (Vollprivatisierung)

Das Liniennetz einer Stad{ oder Region geht an ein Privatunternehmen iber.
Abgebe von einzelnen Linienkonzesslonen

Das offentliche Verkehrsunternehmen ftritt einzelne Linienkonzessionen an pri-
vate Verkehrsunternehmen ab. Falls mehrare miteinander verbundene Linrien an
Private {bergehen, kinnte von der Abgabe eines Teil-Notzes gesprochen

werden.
Ausgliederung von Betriebsteilen oder Betrinshsaufgaben

Das Gffentliche Nahverkehrsunternehmen |6t zum Beispiel seine Werkstatt auf
und vergibt diese Tatigkeit an private Werkstattan. Denkbar ware auch, einzelne
Wartungs- oder Reparaturaufgaben in private Hénde zu geben.

Anmistverkehre

Frivate Verkehrsunternehmen werden zur Bedienung einzeiner Linien angemie-
tet. Das offentliche Nahverkehrsuntemehmaen bleibt Inhaber der Linienkenzes-
sion und Kann das Anmietverhiitnis je nach Vertragsbedingungen wieder tisen.

Diese vier moglichen Fidlle van Privatisierung sind von unterschiedlichemn
Gewichl. Der weltesigehende ist die Vergabe eines ganzen Metzes an private
Verkehrsunternchmen. Dasist vollstandige Privatisierung. Die anderendreiMog-

tichkeiten sind Teilprivatisierung,

3. Privatisierung am Beispiel einer Voliprivatisierung

In einer Studie hat die Gewerkschaft OTV die Auswirkungen einer moglichen Pri-
vatisierung eines Liniennetzes an drei Fa. veispielen untersucht.?)

) Die Privatisierung innerbetrigblicher Teilaufaaben wie 2.8, der Reinigungsdienst wird
aus derBetrachiung ausgeklammeart. Wir kanzentrieras uns auf die direkt zur Verkehrs-

Ieistung zéhlanden Aufgaben.

) Vgl Gewerkschaft OTV, Zur Privatisierungspolilik im éffentliichen Personannahvarkehr
{QGENV) - 3 Fallstudien: Qldenburg, Erlangen, Delmenhorst, Haft 12 in der Reihe: Zur
Frivatisisrung dffsntiichar Dienstisistungan. Stutigart 1952.

[a — erfraulicherwaise — in den letzian Jahren kein nennenswer! groBes, goschlosse-

nes Verkehrenetz privatisiert worden ist, bezogen sich die Fille auf:

1. Den Yarsuch elner Privatislerung {E€riangany),

2, gin privates Verkehrsunternehman mit einem &rlifehen Verkehrsnetz (Clden-
burg),

d. den Verkauf eines Privatentermehmens an ein tffentliches (Delmenhorst),

Die Analyse der drai Falle 1881 veratigemeinernde Schlutfelgerunge: fir eine Vollpriva-

tisierung zu.
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Aus den Erkenntnissen der drei Failstudien lassen sich folgende schiuBfolga-
risngen ableiten:

o Beiprivatwirtschaftlicher Unternehmensweise wiirden sowohl| das Leistungs-
angebot als auch der Sezialstandard der Beschaftigten erheblich reduziert.

Denn es hat sich eindeutig ergeben: Private Nahverkehrsunternehmen arbei-
ien bei vergieichbaren Sozial- und Einkommensbedingungen sowie ver-
gleichbarer Verkehrsleistung nicht wirtschaftlicher als éffentliche.

e Die von privaten Nahverkehrsunternehmen angefuhrten Wettbewesbsvor-
teile beruhen in Wirklichkeit auf Wettbewerbsverzerrungen wie zum Beispiel
ay fiedrigeren Lohnen,

b} einem geringeren Sozialniveau,

c) schlechteren Arbeitsbedingungen,

d) dem Einsatz von Aushilfsfahrern sowie

e) einetn weniger attraktiven Verkehrsangebot fir die Fahrgiste.

» Die liassischen Mittel privatwirtschaftlicher Unternehmen sind im GPNV nicht
mehr anwendbar: Fahrpreiserndhungen oder Leistungsreduzierungen in
einem Ausmag, das Eigenwirtschaftlickkeit erreicht wird, sind verkehrspoli-
tisch widersinnig. Sie wiirden nur die Abwanderung vom OPNV fordern.

s Wenn die ffeniliche Hand privaten Verkehrsunternehmen diese verkahrs-
politischen Risiken durch Ausgleichszahlungen abnimmt, kommen Privat-
unternehmen teurer als kommunale. Der Unternehmergewinn wird dann, wie
das Beispiel Oldenburg zeigt') - ebenfalls aus Steuergeldern hezahit,

¢ Die sich speziell aus dem Mischeinsatz von Fahrern und Fahrzeugen im Ge-
legenheits- und Linienverkehr ergebenden Kostenvorteile beruhen meistens
auf Verstbfen gegen die Arbeitszeitvorschriften. Zudem haben sich die im
Linienverkehr oft eingesetzten Reisebusse als fiir den Nahverkehr unzwegk-
mapig erwiesen.

Die Ergebnisse Zeigen, daB gin verkehrs- wie auch sozialpolitisch leistungsfihi-
ger OPNV nicht nach privatwirtschaftiicher Unternehmensweise zu leisten ist,
Efne Privatisierung offentlicher Nahverkehrsunternehmen und damit ganzer
Lm::nnetze muB deshalb verhindert werden. Diese Aussage gilt auch fiir Teit-
natze.

Iq S!;idten unf:i Gemeinden, in denen heute ein privates Verkehrsunternehmen

gin OPNV—LI_r_iteni'Eetz betreibt, mug die ffentliche Hand die finanzielien Vaoraus-

ietzungen fur gleichwertige verkehrs- und sozialpoliische Bedingungen garan-
erean:

'} WZur Privatisierung ... Heft 12, a.a.0., $. 47/48.
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o Anpassung der Einkemmens- und Sozialbedingungen an die der &ffentlichen
Nzhverkehrsunternehmen.

e Verkehrspolitische Milsprache- und Konirolirechte der Stadt Gber das
Leistungsangebot im Sinne einer attraktiven Verkehrsbedienung.

o Beschrankung einer finanziellen Abgeltung an die Eigentiimer auf Basis einer
Verzinsung des von ihnen eingesetzten Kanpitals (Verzingung der Kapitalein-
lage statt des Anlagevermtgens oder anderer — oft fiktiver — Werie).

Mit dizsen MaBnahmen kann ein Interessenausgisich zwischen einer Stadt und
einem alteingesessenen Privatunternehmen geschaffen werden. Die Siadt
sollte aber mittel- his langiristig versuchen, den &éffentlichen Persenennahver-
kehr in eigene Regie zu tbernenmen. Dies wilrde auch eine Integration des
OPNV in eine stadt- und siedlungspolitische Gesamtplanung erleichtern.

4. Privatisierung durch Abgabe
ainzelner Linienkonzessionen

Die Abgabe einzeiner Linienkenzessicnen unierscheidet sich nicht grundsatz-
lichvonderVollprivatisierung. Die meistendergenannten Argumente trefien des-
halb auch hier zu. Das offentliche Unternehmen wiirde mit der Abgabe von Kon-
zessionen seine verkehrspolitische Gestaltungsaufgabe aus der Hand gebken.

In I&ndlichen Gehbieten verfugen hauhg Privatunternehmen (ber Konzessionen.
Ste sind in ahnlichem Sinne, wie e3 im Abschnitt 3 (siehe 5. 87f11) tur geschlos-
sene Verkehranetze vorgeschiagen worden ist, zu hehandein. Die Gebiets-
kirperschaften (Gemeinden, Landkreise) soliten wie beirn Modell Hoheniohe-
Kreis Verkehrskooperationen bilden und die bereits tatigen Privatunternghmen

ginbeziehen.!)

5. Privatisierung durch Ausgiliedarung von
Batriebsteilen und einzelnen Betriebsaufgaben

Bei einer Ausgliederung von Betriebsteilen wie zum Beispiel der Werkstatt oder
einzelnen Aufgabenbereichen, wie etwa besiimmiten Wantungsaufgaben, wer-
den Arbeitsplitze aufgegeben, die unter die gunstigeren Tarifbedingungen der
Kommunen fallen, AuBerdem besteht die Gefahr, daB die Preisforderungen bei
Fremdisistung spater erhtht werden und dann starker steigen als die Kostenbe-
lastung bei Eigenleistung, Soweit Tochterunternehmen privater Rechtsfarm {AG,
GmbH) zur Ubernahme von Einzelbereichen und -aufgaben gegriindet werden,
muB das Sozial- und Einkommensnivear izr dort Beschaftigten auf gleicher

Ebene wie im Mutterunternehmen gehaiten werden.

1y vail. dig Ausfihrungen zum Thema ,Neue Qrganisationsmeodelle ... " (8. 391{f.).
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m dbrigen ist Varsicht bei der Bildung von Tachtergeseallachaften angebracht.
Die meistens zur Begrundung angefuhrien steuerlichen oder unternehmeri-
schen Vosteile kannen im Widerspruch zu den sazirien Interessen der Beschaf-
tigten stehen. Im Fallbeispiel Ertangen sollte etne Tochtergesellschaft des 6ffent-
ichen Nahverkehrsunternebmeans mit dem unternehmerischen Zigl gegrindet
werden, gegenuber den Angeboten privater Linternehmer. .konkurrenzfihig” zu
gein.!) Eine genaue Lintersuchung ergab, woraus die bessere Konkurrenzfghig-
keit bestehen sollte:

» Die Untemehmensieitung waolite die Tochiergesellschaff auferhalb des
dffentiichen Tarifbereichs ansiedeln. Dies hiite lhr ermdéglicht, Tarifvertrage
unterhalb der Kondjtionen im dffentlichen Bereich abzuschlieBen.

» Geplant war ein Haustarif. Er sollte zwischen dem Tarifniveart Ao 'm-ﬂrnuna-
len Linternehmen und dem privaten Persanenverkehr lie il
gleicher Arbeitsleistung zweil Klassen von Arbeit !
worden; Die besserverdienenden bei derMuttergese T
ter verdienenden bei der Tochtergeseilschalft.

6. Privatisierung durch verstarkien Anmie

Die Anmietung privater Verkebrsunternehmen untersche. - - - L5 uer
Abgabe der Konzession in einem wesentlichen Punkt: Die verkehrspalitische
Gestaltungsaufgabe und damit die Hoheit iber die betroffenen Linien bleibt
beim cffentlichen Nahverkehrsunternehmen. Die Anmietvertriige hahen aufer-
dem eina wesentlich kiirzere Laufzett als Linienkonzessionan (8 Jahre). Trotz-
gem mu dem starken Ansteigen des Anmietverkehrs mit Skepsis begegnet
werden.

Angemietete Busse im Jahre 1981
o

Unternghmensform Busse Davon Anteil der
insgesamt angemietsat engemieteten
Busse
in %
Kommunale und gemeinwirt-
schaflliche Untermehmen 18018 3483 18,4
Nichtbundeseigene
Eisenbahnen 2835 485 19,1
Breutsche Bundesbahn 3928 4752 886
Ceutsche Bundespost 4778 3388 708
Privata Untemehmen 31773 1045 3,9
Spazisit:
vaviintemehmen 20840 d 8846 18,6

SV
Y Vgl zu den naheran Einzetheiten  Zur Privatisterung .. .", Helt 12, 4.a.0., 8. 79 i,
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Einsatz angemieteter Omnibusse durch vOV-Unternehmen
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*Die Uberproportionale Zunahme von 1879 auf 1980 is1 avf den Beitritt van
3 groBen Regionalverkehrsgesellschaften zum VOV zurickzufishren.

Sinn der Anmietung war ursprilnglich, unrentable oder fur die Dienstplange-
staltung ungilnstige Linien an Private abzugeben. Zu diesem Interesse des
offentlichen Untemehmens kam von seilen der Privaten der Varteil, einzelne
Linienverkehre giinstig in die betrebliche Mischleistung aus Gelegenheits-
und Linienverkehr einzubinden, Aus dieser Entwickiung heraus hat ein Teil
dar heute gefahrenan Anmietvarkehre seine Berechtigung,

Mittlerweile hat sich die Situation gewandslt. Heute wird der Anrnielverkehr
von vielen dffentlichen Mahyverkehraunternetimean aut breiter Front ausgedehnt,
um die betrieblichen Defizite zu senkan. Dieses Verfahren selzt voraus, daB
privata Anmigter kastengiinstiger sind, Méglich ist das wiederum nur, wenn das
Sozial- und Lohnkostenniveau bei den Privaten niedriger iiegt. Von den anmia-
tenden kommunalen Unternshmen wird nicht immer darauf geachlet, ob
Anmietpreis und Quatitit des Verkehrsangebots in richtiger Relation ztteinander
stehten und ob das Privatunternehmen sozial gute Arbeitsplatze anbictet.

Dabel geraten auch die privaten Verkehrsunternehmen unter Druck: Die Gifent-
lichen Nahverkehrsunternehmen wollen so billig wie méaglich anmieten und
fordern indirekt den intemen Xonkurrenzkampf zwischon den Privatunter-
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nehmen. Dadurch werden die Preise soweit nach unten gedruckt, daB die sozial-
politisch schlechteren unter den Privatunternehmen den Zuschlag erhalten.
Besgaders  verdient* haben sich auf diesem Gebietl die Bundesbahn und die

Bundespost gemacht.
Ein salches Preisgebaren schadel allers Arbeitnehmern im Personenverkehr:

» In den Offentlichen Nahverkehrsuniernehmen gehen tariflich besser aus-
gestatiete Arbeitspiatze verloren,

¢ Die wachsende Kankurrenz der privaten Verkehrsunternehmen gefihrdet die
Existenz der offentlichen Unternehmen.

e Aufgrund der in Richtung auf Niedrigstpreise tendierenden Preispolitik im
Anmietverkehr ist es kaum maoglich, die sozial- und lohnpolitischen Rahmen-
bedingungen fir die bei den Privaten beschaftigten Arbeitnehmer zu verbes-
sern. Das engt die tarnfpolitischen Moglichkeiten der Gewerkschaft OTV ein
und schadet den Arbeitnehmern im privaten Personenverkehr.

Den Kostendruck spiiren auch die Fahrgadste:

¢ Eine Reihe privater Verkehrsunternehmen setzt Busse ein, die vom dffent-
fichen Unternehmen ausrangiert warden sind und nicht mehrden neuen Erfor-
dernissen {z.B. VOV-Standardbus) entsprechen.

o Uberpriifungen der Verkehrssicherheit durch die Aufsichtsbehirden haben
bei pnvaten Untermehmen bedenkiiche Mangel ergeben, insbesondere bei
den im Schiilerverkehr eingesetzien Fahrzeugen.

e Fallen Fahrzeuge aus, konnen die privaten Unternehmen haufig keing Ersatz-

fahrzeuge stellen. Dies fuhrt darzu, daB Fahrten gestrichen werden miissen
oder das anmietende offentliche Nahverkehraunternshmen mit Reservefahr-
zeugen einspringen muBb,

Beim Vergleich &ffentlicher mit privaten Unternehmen bieibt meistens unbeach-
tet, daB die tffentlichen Unternehmen eine Reihe von Vorhaltungskosten fiir die
privaten Unternehmen tragen. Dazu zdhien zum Beispiel Haltestsllenausstat-
tung, Anschiud ang Funknetz, Gestaltung des Netz- und Fahrplanes,
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Beschlusse des Deutschen
Gewerkschaftsbundes {DGB)
und der Gewerkschaft OTV

1. Beschlu@l des 12. Crdentlichen DGB-Kongresses,
Beriin, Mat 1982

EntschlieBung zur Verkehrspolitik (Auszige)

Angesichts der sich weiter verschirfenden Energieprobleme und der steigen-
aen Dmweitbelastung, bekraftigl der Deutsche Gewerkschaftsbund seine For-
derungen nach einem vorrangigen Ausbau der offentlichen Verkehrsmittel, ins-
besondere im Nahverkehr, aber auch tim Fernverkehr. Die Verkehrsverhditnisse
bestimmen zu einem bedeutenden Teildie Lebensqgualitat der Menschen und die
gesamtwirtschaftliche Entwickiung. £s liegt deshalb im Interesse alier Arbeit-
nehmer wie auch der Beschéftigten im Verkehrasektor, das Verkehrssystemund
die Verkehrsbedingungen verstérkt nach geselischaftspolitischen Zielen zu
gestalten und gleichzeitig eine volkswirtschaftlich glinstigere Verkehrsauftei-
lung als bisher zu schaffen. Die vorhandenen Verkebrstrédger sind zu einem

Gesamtsystem zu verknipfen. Ihre Kooperation ist zu verbessem. ..

Der DGE agpelliert an Bund und Linder, das Gemeindeverkehrafinanzierungs-
gesetz (GVFG) zugunsten des vom DGB geforderten Anteils des offentlichen
Psrsonennahverkehrs (OPNV) von 75 Prozent zu dndern und gleichzeitig die
Finanzierung weiterer Einrichtungen des OPNV, wie z.B. von Fahrzeugen auf-

zunehmen.

Der bisher nur ungeniigend beriicksichtigte Fabrrad- und Fuigingerverkehr ist
durch den Ausbau der entsprechenden Wegenetze und die Anlage verkehrsbe-

rithigter Zonen zu férdemn. Ebenso sind Mittel fiir die Verringerung un:: den
SchutzvorVerkehrslérm {Verabschiedung des Verkehrslarmschutzgeseizes) zur
Verfligung zu stellen. ..

Eine entsprechende dffentliche Investitionspolitik schafft neue Beschaftigungs-
mbglichkeiten im Bausektor, im Fahrzeughau und im Verkehrswesen und unter-
stiitzt damit das Ziel der Vollbeschéaftigung. Magliche Rickgange im StraBenbau
gind so zu kompensieren,

in der Verkehrsordnungspolitik sind die gemeinwirischafitichen Aufgaben der
tffentlichen Verkehrsunternehmen zu sichern. Ruindse, sozial und volkswirt-
schaftlich schadliche Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Verkehrstragern

und den Verkehrsunternehmen sing zu verhindem. ..
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Im Personenverkehr bedarf es weiterer organisatorischer Verbessarungen, nicht
nurin den Baliungsraumen, sondern auch in der Flache. Nachdem bereitsinvie-
tan Ballungsgebieien der gesamite Nahverkehr durch die Verbuntrigesellschatften
integriert geplant und organisiert wird, muB nun auch der Personeny arkehrinder
Region auf eine neue Grundlage gesteltt werden. Dabeiist unter Beteiligung der
Gemesinden und Landkreise ein langfristiges Konzept fir die kiinftige Arbeitstet-
lung zwischen Schiene und Bii= sowie zwischen den Versehrsunternehmen zu
entwickeln . ..

W private Verkehrsi'nternehmen tatig sind, ist sicherzustelien, daf im Inferesse
cer Beschéftigten uind der Sicherheit des Verwehrs Arbeitsbedingungen
~eschaffen baw. arhalten werden, die mit denen der industrie und mit denen im

tentlichen Dienst vergieichbar sind.

2. Beschlusse des 9. Gewerkschaftstages
der Gewerkschaft O7Y, Berlin, Juni 1980

Forschungsprojekte im offentlichen Perscnennahverkehr
(OPNV) (Antrag 927)

Der Gewerkschaftstag rordert den Hauptvorstand auf, die politischen Instanzen
zu verenlassen, zusitrliche Forschungsprojekie fir den Bereich des OPNV zu
vergeben und zu finanzieren, Solche Farschunasprojekie sollen insbesonders
zum Ziel haben:

¢ Dis Attraktivitdl des ﬁF’NVﬂS?SIEFﬂS fur den Fahrgast zu erhdhen,

¢ die urnter gesamiwirischaftlichen Kasten-Nutzen-Vergleichen glinstic_ren
‘Verkehrssysteme zu wahlen und

& die Arbeiissituation der Beschaftigien zu verbegssern.
Begrundung

Der offentliche Verkebr gewin,.t =unehmend an Bedeutung, Bei der Entwickiung
eines volkswirtschaftlich sinnvoll koordinierten Gesamiverkehrssystems hal der
OPNV Prioritat. Er erhiht die Verkehrssicherheit, verwendet energiesparende
Verlehrsmittel und trict zur Verbesseruny des Umweltschuizes bei.

Unter dieser Zielsetzung kemmt Forschungsvorhaben zur Verbesserung und
Weiterentwicklung der konventionellen Verkehrsmittel besondere Bedeutung
zu. (Gerade im Interesse der Verkehrsnuizer muB es Ziel von Forschungsprajek-
ten sein, nicht dazu beizutragen, da8 menschliche Arbeit durch Automaten
ersetzt wird, sonder . daB technisch magliche Verbesserungen die Handhabung
der Verkehrsmitici iurch die Beschiéftigten erleichtern.
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Sozialbedingungen bei privaten
Personenyerkehrsunternehmen im Anmietverkehr von
OPNV-Unternehmen {Anirag 328)

Private Verkenrsunternehmen sellen von OPNV-Unternahmen i Anmigtveriehr
nur dann eingesetzt werden, wenn sig im Vergleich mit den betreffenden 6ffent-
lichen Nahverkehrsunternehmen vergleichbare Einkommen und soziale Bedin-
gungen der bei ihnen beschiftigien Arbeitnehmer nachweisen kdnnen

Beqrindung

Frivate Verkehrsunternebmen verschafien sich aufgrund einas niedrigeren Ein-
kommens und schlechteren sozialen Bedingungen dar hei thnen beschiftigien
Arbeitnehmer Wettbhewerbsvorteile und werdr.rin damit zu einer Bedrohunyg {ur
die soriale Qrdnung im Bereich des dffentiic.hien Parsonennahverkehrs, S¢ ist
zum Beispiel der Anteil des Anmietverkehrs am gesamten Liniennetz der VOV-
Betriebe von fast 6 Prozent im Jahr 1969 auf ¢a. 15 Prozent im Jahr 1979 gestie-
gen. Dami -1 gin ruindser Wettbewerb auf Kosten der Arbeitnehmer gefor-

dart.

3. OTV-Thesen zur Verkehrspolitik
BeschiuB des Hauptvorstandes, Hamburg,
Juni 1979 (Ausziige)

Die Gewerkschaft OTV fordert fiir die Verkehrspolitik generail:

e [lie Verkehrspolitik muB drfentliche Verkehrstrager varrangig férderm und ins-
hesondere die Verkehrsinfrastrukturpolitik hierauf ausrichten.

@ AuchdieBundesverkehrswegeptanung hat sich an diesem Zigl zu origntigren,

m
- gesamtwirtschaftlich unverivethar. - Farailelkapazitaten zu veriindern,

~ vorhandene Kapazitdten besser 2u nuizen,

— den gesamtwirtschaftlich giinstigsten Verkehrsweg vorrangig zu borick-
sichtigen und

— den Schutz der nattirlichen Um» . © zu gawanrieisten. ..

» Der offentliche Personenverkehr, der nicht dber den Markt geordnet werdan
kann, muB gezielt staatlich geférdert werden, Das giit besonders fir den

“ffentlichen Farsonennahverkehr,
Die Gewerkschaft OTV fordert fur den 6ffentlichs =~ - e L erxehr:

a Der offentfiche fersonennahverkenr ist eine Ge. A s abs und
zihit zu den uny- *zichtbaren Grundbediirfnissen dea taglichen . ebens, Seine
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gesellschaftspolitische Bedeutung muB eindeutig den Vorrang vor betriebs-
wirtschaftlichen Uberfegungen erhalten.

» Der Anteil des offentlichen Personennahverkehrs muB im Sinne eines
ausgewagenen Verhdltnisses zwischen Individuaiverkehr und offentlichem

Persanennrahverkehr erhoht werden.

» Die Verkehrspolitik far die landlichen Regionen hat dafur zu sorgen, das Schie-
nennetz der Bundesbahn als Ruckgrat der regionalen Verkehrsbedienung zu
erhalten, fur die bisher vernachiassigten Regionan in der Bundasrepubiik eine
Grundausstattung offentlicher Verkehrsmittel bereitzustellen und die Koope-
ration der Verkehrsunternebmen zum Beispiet durch Verkehrsverbunde zu

fordern.

e Es sind gesetzliche Regelungen ungd praktische Finanzierungamiglichkeiten
zu schaffen, die zu einer gemeinwirtaschaftlich orientierten Wirtschaftsweise
Im offentlichen Personennahverkehr fithren.

s Afle Investitionan, einschlielich Fahrzeuae, sind aus offentlichen Mitteln 2u
finanzieren. Die Finanzmittel zur Verbesserung der Verkehrsverhiltnisse der
Gemeinden sind zu erhéhen und so zu verteilen, dai 75 Prozent ftir den Hffent-
lichen Personennahverkehr zur Verfliigung stehen.

e Fiir die vaom offentiichen Personennahverkehr erbrachien gemeinwirtschaft-
fichen Leistungen sind von der dffentiichen Hand Abgeltungsregelungen vor-
zusehen. Die Abgeltung ist auf bisher unberiicksightigte gemeinwirtschafi-
liche Leistungen auszudehnen {zum Beispie! Stragenentlastung, Umwelt-
schutz).

e Fahrpreize mussen im Verhéltnis zum Individualverkehr attraktiv und gegen-
tiber den Fahrgéasten sozial vertretbar sein.

« Damitden Einwohnern einer Region einaufeinander abgestimmtes Verkehrs-
angebot bereitgestellt wird, ist der 4ffentliche Personennahverkehr kiinftig
regional zu ptanen und zu betreiben. Es sind Gabietskonzessionen etnzufith-
ren, die an Verkehraverbiinde zu erteilen sind.

e InVerkehrsverbtunden und Einzetunternehmen ist die paritdtische Mitbestim-
mung zi verwirklichen.

e Die Privatisierung von Einrichtungen des §ffentlichen Persuriennahverkehrs
wird abgelehnt. |

Die Gewetkschaft TV fordert fiir den privaten StraSenpersonenvarkehr:

& [m privaten Omnibushewerbe muB die Verkehrspalitik darauf abzielen, Vor-
aussetzungen fiir sozial und wirtschaftlich ieistungsfahigere Untemehmens-
graBen zu schaffen, die den Arbeitnehmern sichere Arbeitsplétze und den

26
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Beschlusse

Verkehranutzern ein {sistungsfahiges Angebot bieten. Die Badingungen fir
gen Zugang zum Markt sind zu verschiarfen, inshasgndere stérker auf die wirt-
schaftliche Leistungsfihigkeit des Unternehmens abzustellen. Die Beschifti-
gung von Aushilfsfahrern im privaten Qmnibusgewerbe ist zu untersagen.

e Im Taxengewerbe ist die Zah! der Konzessionen und Genehmigungen ent-

sprechend den tatséchlichen Transportanforderungen zu begrenzen, um
einen ruinosen Wettbewerb zu verhindern.
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V., Parteiprogramme zum GPNY

Cine kritische Yorbemerkung

Die programmatischen Vorstellungen der Parteien zum dffentlichen Personen-
nahverkehr sind von Qualitdt, Quantitdt und der Einbindung in die politische
Gesamtkonzeption rechi unterschiedlich. CDU und SPD verfigen Gber recht
detaillierte Konzepte. Dagegen wird der OPNV von CSU und FDP nurim Rahmen
der Gesamtverkehrspalitik erwihnt. Die GRUNEN haben sich wiederum ausfizhr-
licher mit dem OPNV befaBt.

Lte SPD-Verkehrspolitik ist Teil eines Programms zur Umweltschutzpolitik”,
erarbeitet von der Kommission fiir Umweltfragen und OkKologie beim SPD-
Parteivorstand”. Immerhin flihrte der damalige Verkehrsminister Volker Haufi
den Vorsitz, Das letzie von einem Parteitag beschiossene Prograrm zum OPNY
war Teil des Kommunaipolitischen Grundsatzprogramms der SPD" von 1975.
Auch in dieser Abfolge spiegetn sich Akzentverschiebungen. Unumstritten war
der Umnwelt-Ansatz fir die Verkehrspolitik nicht, wie sich aui dem ,SPD-Forum
Verkehr* am 11./12. Februar 1982 in Bonn zeigte. (Vgl. dazu OTV-Verkehrsreport
1/1982).

Die Christlich Demokratische Union (CDU) sieht den OPNV hauptséchlich unter
dem Gesichtspunkt Kosten und Folgekosten. In ihrem 1982 vom _Bundes-
fachausschuB fur Verkehrspolitik" verabschiedeten  Leitsétzen zum offent-
lichen Peraonennahverkehr” lehnt die CODU ,einen ideologisch festgeschriebe-
hen Vorrang® fur den OPNV ab. Sie fordert, die Palitik der Verbesserung des
OPNV .mehr denn je an den Méglichkeiten ikrer Finanzierbarkeit auszurichten®.
Einig sind sich SPD und CDU immerhin darin, daB der dffentliche Personennah-
verkehr ,mit Nachdruck” (CDW) verbessert werden muB. Bei der SPD heift es
<Erhéhung der Attraktivitat”.

Mehr grundséatzlich als detailtiert hat sich die Christlich Soziale Union (CSU) aus
Bayern geZiufert, Sie vertritt in ihrem ,Grundsatzprogramm® von 1980 mehr die
Position des Sowohl-als-auch: ,In den Ballungsgebieten ist der &ffentliche
Personennahverkehr attraktiver zu gestalten, ohne daB deshalb in diinn besie-
delten ldandlichen R8umen die Férdervng des Individualverkehrs unterbleibt”
Einzelheiten soll die Bayerische Staatsregierung ausarbeiten. im ,Grundsatzpro-
gramm®” finden sich dariber hinaus beachtenswerte Ausflihrungen zum Verhiilt-
nis von Verkehrsbedienung und ,menschengerechter Stadt.

Die Freten Demokraten (FDF) haben gerade noch etwas Verkehrspolitik flir die
Wahlai.ssage '83 zusammenbekommen, Auch sie wolien den Sffentlichen Ver-
kehrverbessem, sogar konkret: In Baliungsgebieten hat der Gffentliche Nahver-
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kehr Vorrang vor dem Indivicdualverkehr Radwege sind zur Zeit Uberall gefragt,
also auch bei der FDP. Ausfiihrlicher geht s beim Umweltschutiz um Reduzie-
rung der Kfz-Abgase, bleifreies Benzin sowie Verkehrslarmregeiungen Eine Ver-
kehrstibel" des  Bundesfachausschusses fiir Verkehrspaolitik® von 1980 mit
.Grundaussagen" auch zum OPNV ist Arbsitspapier geblieben, weil sie - nicht
aus inhaltlichen Grinden - von Prasidium und Bundesvorstand nicht ver-
abschiedet worden ist.

Bei den GRUNEN finden wir wie bei der SPD vieles von dem wieder, was die DG B-
Gewerkschaften schon seit Anfang der siebziger Jahre fordern. Wenig
Konkretes wird zu Fragen wie der Finanzierung von Investitionen und gemein-
schaftlichen Leistungen gesagt. Neben neuen ideen, sie haben eigentlich die
Fahrradfahrer und FuBgénger entdecid, gibt es auch uniiberlegt Technokrati-
sches wie etwa das teurs | bedarfsgesteuerte Rufbussystem®.

Die SPD zur OPNV-Politik

Umwelt und Verkehr?)

... ie bisherige Politik, die Infrastrukiur hauptsachlich fiir den Kraftfahy-
zeugverkehr zur Verfugung zu stellen, ist im Hinblick auf die erreichten Grenzen
der Umweltbelastung zu tberdenken.

Hauptaufgabe der Verkehrspalitik muB es sein, Verkehrsinfrastruktur und
Verkehrsbedienung okonomisch und sozial so zu gestalten, daf die negativen
Wirkungen des motorisierten Verkehrs, soweit méglich, reduziert varden.

Dazu muf die Verkehrspolitik starker mit der Raumordnungs- und Stddiebaupoli-
tik kcordiniert werden. ber ordnungs- und investitionspolitische Matnahmen
mui eine volkswirtsshaftlich sinnvolliere Arbeitsteilung zwischen den einzelnen
Verkehrstragern bzw. -mittein erreicht warden. Dabei mu8 auch der nichtmotori-
sierie Verkehr starkere Beachiung finden als bisher. ..

Im MNahverkehr heilit die entsprechende Ferderung, Erhéhung der Atiraktivitéit

des OPHNV, Ein attraktiver Gffentlicher Personennahverkehr, vermehrt auf

Flachendeckung abzielend, ist in verdichteten wie in landlichan Regionen von
erhebiicher Bedeutung. Er konnte aber schon aus Kaparzitatsgriinden atch
iangerfristiq nur einen deschrankten Teill des Pkw-Nahverkebrs ersetzen. Auf
lange Sicht ist der Ausbau des Radwegenetzes von wachsender Bedeutung.

1} Auszige sus ..E'Hulng{epmg;ischa Origntierung der SPD®, vomelegt von der Kommis:
sion filr Umweltfragen und OQkalogie beim SPD-Parteivorstand, Herausgeber: Vorstand

der SPJ, Bonn 1981.
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Zugleich soll durch stdatebauliche und raumordnerische Mainahmen das Ziel
verfolgt werden, die alltdglichen Wege zu verliirzen. Diesem Ziel wiirde z.B die
Dezentraiisierung offentlicher Einrichtungen, insbesondere die Verlagerung von
Behdrden aus Verdichtungsregionen in kleinere und mit{elaroe Stddte dienen.

Es bedarf eines aufeinander abgestimmten Biindels verkehrspolitischer, sied-
lungspolitischer und rasmordnungspolitischer MaBnahmen, um ldngerfristig
eine Neuorientierung im Nahbereich zu erreichen.

Die Kapazitaten der Verlehrsmitlel sind méglichst voll auszulasten, insbeson-
dere durch verbesserte Abstimmung der Verkehrstrager und durch die Férde-
rung von Fahrgemeinschaften.

Die Umweltbelastungen und -gefahrdungen durch den Verkehr verdichten sich
tn Siedlungsgebigten und in tkologisch empfindlichen RGumen: in diesen Gebie-
ten ist dem Schutz der Umwelt besonderes Gewicht einzurdumen. In der Um-
gebung von Flughdfen, stark befahrenen Fernstragen und Bahnlinien treten
hohe Belastungen fiir die Anwohner auf, die auch durch passiven Larmschutz zu
mindern sind. ..

Das bestehende Verkehrasystem belastet vorwiegend sozialschwiichere
Schichten.

Es ist daher Aufgabe einer aktiven Politik, diese Benachteifigungen abzubauen
und auch die Mobilitatschancen derjenigen zu erhohen, die nicht oder nur selten
tber ein Auto verfiigen und bei ibren t8glichen Wegen durch den Autoverkehr
behindert werden,

Die rechtlichen und finanzieflen Instrumente der bisherigen Verkehrspolitik mis-
sen uberpriift werden,

Dies gilt besonders fir die Férderung des kommunalen HauptstraBenbaus nach
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz.

Der Ausbau von HaupiverkehrsstraBen und verkehrswichtigen Zubringerstras-
sen soilte auf die wenigen Falle beschrinkt werden, die zur Beseitigung eines
Unfallschwerpunkies oder zur Ermdglichung verkehrsberuhigender MaBnah-
men notwendig sind, In giner grundlegenden Novelllerung des Gemaeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes sollten folgende Tatbestinde als forderunaswiirdig
anerkannt werden:

¢ Einbeziehung der diinner besiedelten Raume,

e die verstirkte Umschichtung vom kemmunalen StraBenbau hin zu OPNV-
Investitionen und -Planungshilfen,

e der Umbau innerdrilicher Stragen zum Zwecke der Verkehrsberuhigung im
Zusammenhang mit MaBnahmen der Stadterneuerung,
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o der Ausbau von Radverkehrsanlagen,
o der Ldrmschutz mit Magnahmen der Verkehrsheruhigunag,

o die Forderung von neuen Technologien, wie beispielsweise Leitsysteme fiir
Busse.

Ein anderes Beispiel notwendiger Anderung ist die Kilometerpauschale. Sie
behindert in der gegenwartioen Form die Bildung von Fahrgemeinschafien und
die Nutzung des dffentlichen Personennahverikehrs. Dies Kénnte durch die
Umwandiung in eing Entfernungspauschale vermieden werden. ..

Die Verkehrsberuhigung ist ein ausgesprochener Schwerpunit der Verbesse-
rung und Umstruldurierung der Nahverkehrsverhiltnisse in den Stidten. ..

In Verbindung mitdem Ausbau der innerstidtischen Fui- und Fahrradwege kann
die Attraktivitat des nichtmotorisierten Verkehrs erhiaht werdan, Dadurch ez
sich auch die Verkehrssicherheit erhghen, vor allem fir Kinder und alie
Menschen...

Durch die Vetlegung des OFNVin den GroBstadien unter die Oberfiiche ist viel-
fach zusatzlicher StraBentaum fiir den Individualverizehr entstanden. Die U-Bahk-
nen konnten aber die innerstidtischen Gebiste nicht in der glcichen Netzdichle
erschlieden wie Stragenbahnen oder Busse. Sig brachtaen verbesserte Verbin-
dungen 2wischen dem Zentrum und der Peripherie, aber auch sins geringare
innerstédtische Netzdichts des offentlichen Personennahverkenrs. Der OENVY
verlangt daher kunfiig eine stirkere Berilcksichtigung des Nutzen-iKosien-
Verhiiltnisses einzelner OPNV-MaBnahmen. Cies gilt auch fir neuere Mahver-
kehrstechnologien, z.B. das Kabingentaxi.

Fur die diinner besiedelten Rdume sind im Gegensatz zu den groBen Verdich-
tungsraumen in der Vergangenheit keine grofien Anstrengungen der Landery,
Giemeinden und Landkreise mit durchgreifendam Erfolg zur Verbessorung des
offentlichen Personennahverkehrs unternommen worden. Daherist es dringlich,
die ErschlieBungsqualitat und Bedienungshiufigkeit des dtfentlichen Parsonen-
nahverkehrs in diesen Raumen erheblich zu verbassern, wie esin jingster Zeit in
Modellversuchen {(Hohenlohe) erprebt wurde. Dazu badarf es vor allem einer
Rearganisation des 6ffentlichen Personennahverkehrs...

Der ordnungsrechtliche Hahmen des offentiichen Personennzhverkehrs ist
agaher im Sinne einer Starkung der Planungs- ung Durchsetzungsbefugnisse der
Landkreise oder sonstiger zustindiger Gebistskdrperschaften fortzuent-
wickeln. Bungd und Linder soliten bei der Erstellung und Einbringung von regio-

nalen Nahverkehrsplénen Starthilfen geben...
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Die CDU zur GPNY-Politil

Leitcitze zum offentlichen Personennahverieint),
verabschiedat vem Bundesfashausschul
firr Verkehrspolilik

Gffentlicher Personennahverkehr ist fiir unsere Gesellschaft unentbehrlich. Die
CDU will it ihren Leitsdtzen den Weg flr Verbesserungen des Nahverkehrs in
Stadt und Land auizeigen. Natwendig ist eine Palitik mit Augenmal, ansteila van
Ideologie ahine schiiissige Begriindung und ohne finanzielte Verantwortung.
Denn die Haushalte von Bund, Landern und Gemeinden waren 1980 mit 11,2 Mil-
liarden DMV an investitionen und Folgekosten im &ffentiichen Nahverkehr be-
lastet. [n den letzten sicbenJahren haben sich fiir die dffentlichen Hinde die Aut-
wandungen beim Nahverkehr, die der Fahrschein nicht deckt, verdreifacht. Eine
Nahverkehrspollik ochne Ricksicht auf Defizite bei leeren dffentlichen Kassen,

das kann nicht gutgehen.

Fauberformeln & la Verkehrsminister Hauff von der Priaritdi des Nahverlkehrs
helfen nicht weiter: insbesondere nicht, wenn in der Praxis durch Wegiail der
Mineraldisteverbefreiung, laufende Fahrpreiserhthungen, Ausdunnung von
Fahrpianen und SchlieBung van Haltepunikten das genaue Gegenteil geschient,
erkiine der Vorsitzende des Bundesfachausschusses fir Verkehrspolitix der
CDU, Dieter Schulte, MdB, antBlich der Yerdffentlichung der CDU-Leitsatze.
Auch die von Hauff betricbene Verschiebungder finanziellen Lasten des Nahver-
kehrs auf andere CGebietskdrperschaften hilft in der Sache nicht weiter. ldeolo-
gische Verfechter einer Potitik der Autofeindlichkeit und etnes grundsatzlichen
varrangs fiir den dffentlichen Personennahverkehr, die selbst Bus uad Bahn

nicht benutzen, sind unglaubwirdig.

Die Nahverkehrspoiitit der CDU ist hemiiht, sachlichen Notwendigkeiten zu fol-
gen. Sie fordert den Begriindungszwang fiir den in der jeweiligen Region
bedarfsgerechten und finanzierbaren Gffentlichen Personennahverkehr Die
sinnvolle Aufgabenteilung zwischen stfentlichem Nahverkehr undindividuaiver-

kehr muf Gegenstand der Politik sein.

{. Grithdiagen

1. Offentlicher Personennahveriehr ist fir unsere Geselischaft unentbehriich.
Er ist ein Instrument der Daseinsyorsorge. Die CDU tritt deshalb mit Nach-
druck fiir seine Verbesserung &in,

1) Aus: Union in Dautschland, Informationsdienst der Chrisilich Bemokratischen Unian,
CDU-Dokumentatian 18, 27. Mai 1982, 5, 1 his S, Benn,
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2. FirdieVerkehrspolitils der CDU gilt, dad weder offentlicher Persenennahver-
kKehr noch individuaiverkehr allein in der Lage ist, den Mabilititsbadart der
Burger in 3tadt und Land zu decken, Die sinnvolle Asfgabenteilung mus Ge-
qenstand der Politik sein.

3 Furdie COU ist offentiicher Personennahverkehr kein Sethsizweck, sondem

falgt sachlichen Natwendigkeiten. Einenidealogiach festgeschriebenen Vor-
rang lehnt die COU ab. Schlagworter, wie autagerechte ader autatnse Stadt,
erschweren die verkehrspolitische Entacheidung. Fiir die CDU ist Autofeind-
lichkeit nicht die Begrindung fur den dffentiichen Personsnnahvaerkehr,

4. Die CDU sight im 6ffentlichen Persanennahvericenr ein wesaentliches Insiru-
ment zur Erreichung folgender Zisle:

e Sicherung der Mobilitat;

o Verbindung von Stadt und Land ais wichtiger Beitrag zur Schaffung gleich-
wertiger Lebensbedingunger::

Energiesinsparung;

umweltgerechte Entlastung der Strafien;

Verringerung des varkehriichen Raumhbedarfs:
Arbeitsplatzsicherung durch verkehrliche ErschiieBung;
meahr Verkehrssicherheit;

Ausqgleicit zwischen individualler Mabilitat und Erhaltung lebanswerter
Stédte und Gemainden.

Digse Ziele bestimmen fiir die CDU die konliret anzustrehende Aufgahen-
teifung zwischen Individualverkehr und dffentlichem Personennahverkehr

» ® & @& @ Q

5. Die verkehrspolitischen Handlungsspielrdume der 80gr Jahra werden nicht
nur verstdrkt vaon Energie- und Umwelterderdernissen bkaestimmt, sondemn
auch von den zurehmenden finanzwintschafilichen Engpiissen. Die Falitik
der Verbesserung des difentlichen Personennahverkehrs ist deshaib mehr
denn je an den Moglichkeiten ihrer Finanzierbarkei! auszurichien,

If. Froblemiage

6. Seit1967 wurden 50Milliarden DM inden Ausbaou des affentlichen Persanean-
nahverkehrs investiert, Trotz dieser Anstrengung ist der Anteil des 4ffent-
ichen Nahverkehrs am gesamten Personennahverkehr in diesem Zeitraum

von 24 % auf 20% gesunken,

7. Wihrend sich seit 1960 bei verfiinffachter Zah! der Plw seine Verkehre-
leistung verdreifachte, kommt es im dffentiichen Persenennahverkehr erst
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10.

11.
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in den letzten Jahren in den Ballungszentiren, wo die neuen Mahverkehrssy-
steme zusammenhangend in Betrieb sind, zu deutlich gestiegenen Fahr-
gastzahlen, Datur sind allerdings Gber 80% der staatlichen nvestitionsmittel
flr den Ausbauv des offenitichen Mahverkehrs in diese Rdume geflossen.

Die finanzielle Last der Kostenunterdeckung dieser Nahverkehrssysteme in
den Ballungszentren ist erheblich.

- WLE S BN

Kostenunterdeckung 1980
in Mio. DM (BT-Drs, 911273)

Verkehraverhund Bhein/Ruhr 1279,4
Berliner Verlehrsbetriebe 457,1
Frankfurter Verkehrs- und Tarifverbund - 3m23
hinchener Verkehrs- und Tatifverbund 3354
Verkehrsverbund Hamburg 2853
Verkehrs- und Taritverbund Stuttgart Z61.8
Grofraum-Veskehr Hannover 147,7

Kolner Verkehrsbetrigbe |

1471

Der offentliche Persanennahverkehr entwickelt sich in weiten Bereichen
von einem Investiions- zu einem Subventionsproblem. Der Fahrschein
deckt immer weniger die Kosten. In den letzten siesben Jahren hat sich die
Kostenunterdeckung im offentlichen Nahverkeht verdraifacht.

1280 standen Investitionen von 2.4 Milliarden in diesem Bercich gegeniiber:

2 O
12,3 Milliarden OM

Liher den Fahrschein nicht gedeckte Kosten

bei allan Nahverkehtshetseben van
8.8 Milliardea DM
3.5 Milliarden DM

Staatliche Zuschiusse van
e

Hei den Verkahrshetriehen verblickhcne Defizite van

Die Bundesregierung reklamiert fiir lhre Verkehrspofitik die Prioritiit des
offentichen Personennahverkehrs. Hinsichtlich derfinanziellen Konsequen-
zen sind jedach ihre verstéarkten Bemilhungen unverkennbar, die Last auf
andere Gebietskbrperse haften abzuwélzen. Sie propagiert mehr defizitéren
gffentlichen Persenennahvarkehr, sagt aber nicht, wie er bezahit warden
soll. Das gilt auch in bezug auf den Nahverkehr der Bundesbahn.

Die Bundesbahn errechnet fUr 1985 eine Kostenunterdeckung im Schienen-
personennahyverkehs von ca. § Milliarden DM gegeniiber 4,2 Milliarden DM
1980. Die Bundesregierung ist aber nicht mehr bereit, die Kostenunter-
deckung zu finanzieren, Sie dokumentiert dies durch Einfrieren der jGhr-

T2
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lichen Bundeszuwendungen an die Bundesbahn in ihrar Finanzplanung,
vobei heute schon 1,4 Milliarden DM Kostenunterdeckung im Nahverkenran
der Bahn hdngenbleiben.

Die Bundesbahn macht fiir die Koglendeckungsgrade im Schienenpersa-
nennahverkehr sowie deren Entwickiung folgende Rechaung auf;

Status quo

1980 Prognopse 1985
Fliche 20.6% 186% (- 0.8
Verdichtungsraum 28,45 27.0% (- 1.4
Mittierer Ballungsraum 358% 31.3% (- 4.5
GroGer Ballungsraum N 37,25 J0.2% (- ?,Uj__ |

Die Bahn erwartet damit in den Ballungsrdumen ein besanders starkes
Absinken der Kestandeckuna.

Eine waghsende Diskrepanz entwickalt sich zwischen der Qualitat der Nah-
verkehrsbedienung in Ballungs- und Yerdichtungsrdumen einerseits und in
landlichen Regionen {Fldche} andererseits zuungunsten der Fliche, Dies
wird verstérkt durch die regionale Vereilung der Investitionsmittel sowie
durch die Vorgaben der Bundesregierung an die Bundesbahn,

I osungsansatze

Die Verkehsspotitik mufl die finanziellen Maglichkeiten der tifentlichen
Hande im Bergich der Investitionen sowie der Folgekosten als wichtige Ent-
scheidungsgrundlage anerkennen. Anstelle von Zauberformeln der Prioritit
des MNahverkehrs setzt die CDU den Begriindungszwang fiir die jeweils
bedarfsgerechte und finanzierbare Verkehrsbedienungy.

Far die zukunftigen investitionen im dffentlichen Persanennahverkehr miis-
sen dar Verkehrswert und seine Wirtschaftlichkeit bestimmend sein und
nicht die Perfektion derTechnik aderdie jeweilige Hihe derSubvention: Das
Teuerste ist nicht immer das Heste.

Die CDU tritt dafir ein, dab der Ausbau des dffentlichen Persaonennahver-
kehrs den jeweiligen reg.onalen Gegebenheitenund Bediirfnissen angepaft
wird. Der ,MaBanzug" ist hier billiger als die ,Uniform®. Die Einheitslosung
fuhrt zu Fehlinvestitionen und unveriretbaren Folgekosien,

Der Mineraldlverbrauch ist als Finanzierungsbasis fiir den dffentlichen
Hersonennahverkehr euf Dauer ungeeignet, weil Enargicsparen zugleich dis
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Basis schmélert, Dariiber hinaus ist die Finanzieritng 3¢ zu &ndern, dab nicht
die perfekte Ingenieurleistung, sondern der flir eine Region passende
MaBanzug gettrdert wird. Dabei i5t auch auf die Folgekosten zu achten.

1B. [ie mdglichen Bedienungsstandards reichen von Verkehrsverblnden uber
Verikehrs- und Tarifgemetnschaiten, die Integration der Schiterverkehre ung
werkseigenen Berufsverkehre in die Gifentliche Verkehrsbedienung bis zur
Forderung von Fahrgemeinschaften.

19. Auch beider Organisation des Nahverkehrs sind die Folgekosten zu berick-
sichtigen. Bei Verkehrsverbinden tritt die CDU deshath fiir wirtschaftlich
vamiinflige Gréfeneinheiten zu vertretbaren verbundspezifischen Kosten

gln.

20. Aus den bisherigen Erfahrungen zieht die CDU den SchluB, daB oftrmals
Fehler und Schwachienim Detail groBe negative Auswirtungen auf die Atrak-
tivitat des dHentlicher Persanannahverkehss haben. Wer Sifentiichen
Personennahverkehr atiraktiv gestaiten will, muB deshalb das Urnsteigen
vom Auto 50 prabiemlos wie méglich machen. Sclange Pariiraum und Park-
leitsysteme fehlen, blelben viele Nahverkehrsinvestitionen auf nalbem

Wege stehean.

21. Rei aller wirtschaftlich notwendigen Unterschiedlichkeit der Nahverkehes-
sysiteme ist es im zentralen Interesse des Benutzers, die Infarmations-
systeme zu vereinheitlichen, Nur so kann verhindert werden, daB Automa-

tion desinformiert und Kunden vertreibt.

22, Die Kapazitidtsspitzen sind eine der Kostentrachtigsten Faktoren des dffent-
lichen Pesrsonennahverkehrs, thr Abbau als Beitrag zu gleichmaiger Aus-
lastung und Verbesserung der Wirtschaftlichkeit st noch night aus-

geschopft.

23. Bei atler Notwendigkeit unterschigdiicher Nahverkehrssysteme verschlech-
tert die Typenvietfall der Fahrzeuge, insbesondere im schienengebundenen
Nahvarkehr, auf Dauer dessen Wirdschattlichkeit Ris hin zuy Wartung und
muB deshalb im Zyklus der Emeuerungen akgebaut werden,
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Die CSU zur OPNY-Politik

Markiwirtschaftiiche Verkehrspolitile')

it der Yerkehrapolitik hat fiir diz Christlich Soziale Unign die raumpalitlsche
romponente besondere Bedeutung. Dies gilt fiir alle Bereiche des Verkehrs,
insbesondere flir den Schienen-und StraBenverkehr, Me ErschiieBungsiunk-
ticn von Verikehrswegen wird ats gleichrangig mit der Sickerstellung des Ver-
kehreablaufea angesehen.

Bayern als Flachenstaat mit Randiage in der Bundesrepublik und in der Europii-
schen Gemeinschaft ist auf eine komplette Verkehrsinfrastruldur, leistungs-
fahige Anschliisse an das deutsche und europidische Verkehrsnetz und auf wirt-
schaftlich tragbare Transportarten angewiesen. Bayern braucht eine tatlréftige
Forsetzung des Aushaus des Stralennetzes. Ein laistungsfahiges Eisenbahn-
netz muB erhalten bleiben. Bei allen Uherlegqungen von ostreckenstillagungen ist
diz besandere Randlage Bayerns zu berlicksichtigen. Ein Gesamtvearkehsplan
hat den Ausbau der verschiedenan Verkehrsnetze aufeinander abzustimmen.

Die Christlich Soziale Union tritt filr einen geordneten Verkehrsmarlkt ein. der sich
an markiwintschatilichen Grundsdtzen ausrichtet. Verkehrsirdger sofien ihre
Kosten grundsdtzlich selbst erwirtschaften. Leistungs- und Preisauflagen dar
offentlichen Hand sind abzugelten. In den Ballungsqebieten ist der Gifentliche
Personennahverkehr attrakiiver zu gestalten, chne dai deshalb in diinn besiz-
deltan [dndlichen R3aumen die Firderung des Individualverkehrs unterblaibt, tm
Bereich der Verkehrspolitik ist eine Harmenisierung in der Furopdischen
Gemeinschaft besonders vordringlich,”

Menschengerechte Stadt

0ie menschengerechte Stadt ist fur die Christlich Soziale Unlon Leitbild ihrer
Stadte- und Wohnbaupollilk. Sie muB dem Biirger tiber das Angehot an
materiellen Gitern hinaus eilhabe am Gemeinwasen und daverhafie Ver-
bundenhelt mit seiner Heimat ermeglichen. Dies edordert {iberschaubare
Stadtstrukturen.

Die gemeindliche Bauleitplanung muB das W+ hnumfeld vor Beelntrachligun-
gen und Schaden sichern und gewahtlelsten, dad die Wohn-, Arbeits-, Ver-
Kehrs-, Bildungs-, Versorgungs- und Freizeitstrukturen 5o gestaitet werden,
daf ihre Umweltqualitaten gesichert bleloen.. ®

1} Auszupge aus dem Grundsatzprogramm der Christlich Sozialen Linion (C8U), Heraus-
geber: CSU-Landesleitung, Minchen 1930.
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Nor allem in den grofien Stddten hauten sich Umwelt- und Verkehirsprobleme.
Die Vorstellung von der ,autogerechten Stadt” hat sich als Irrweg erwiesen, Die-
sem faischen stactebavlichen Leitbild wurde zum Teil histonisch wertvolle Bau-
substanz geopfert. [Mie LOsung der Verkehrsprobleme in den groBen Stadten
erfardert einen aufeinancer abe 2stimmten Ausbau von Individual- und Massen-
verkehr. "

Zur Humanisierung der Stadte gehdrt auch die Auflockerung der in der Stédte-
baupalitik der Nachkriegszeit betriebenen rdumlichen Trennung von Waohnge-
Dieten, Gewerbe- und Geschaftsviertelr: und Erholungsaniagen. Auf diese Ent-
mischung der menschlichen Grundfunktionen ist nicht nur ein Gutteil der Ver-
kehrsprableme, sondern auch die Verddung bestimmter Staditeile, insheson-
dere der Stadtkerne, zurlickzufilhren. Die Anlage von sogenannten Fuginger-
zonen alirin genlgt nicht. Es geht vor allem darum, zu verhindern, daf die Wohn-
bevolkerung der Stddie immerwaeiter ins Umland abgedrange wird und dic inpen-
siadte vorwiegend zu Standorien von Birogebiuden und Handelsgeschiiien
veriéden.

Das Bau- und Bodenrecht ist demenisprechend anzuwenden, wo notwendig,
abzudandern ..,

Neue Wahnsiedlungen sollen 50 ausgewiesen werdan, dald in Abstimmung mit
den raumardnungs- und landesplanerischen Grundsétzen und Zielen die dazu-
gehérigen Gemeinschaftseinrichtungan, Verkehrsverbindungen, Griin- und
Erholungsflachen bereitgestellt werden kiinnen. Schlafstédte auf der griinen
VWiesa sind Kein Beitrag zur menschengerechten Stadt™

FDP zur OPNV-Politik

Verkehr und Umwelt - Umweltpolitik!)
Die FO.B will den offentlichen Verkehr verbessern.

cin bedarfsgerechtes und kostengiinstipes Verkehrsangebot, inshesondere im
landlichen Raum, st dringend geboten.

Wir lahnen dirigistische Verkehramagnabmen jedoch nach wie vor ab, wir for-
dern StraBenbau nach Maf. Deshall steht die Qualititsyerbesserung des vor-
handenen StraBennetzes gindeutiq Im Vordergrund.

N Ausrilge aus Wahlaussaye '83", beschiossen auf den. a.p. Bundesparieitag der
rreien Demokralischan Partei am 29./30. Januar 1983 in Freiburg, Harauzsgeber:
Liberal-Verlag, St Augustin 1983.
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Das bedeutet vor allem:

¢ Die Verkahrssicherheit zu erhichen (in reinen Wohngebieten 30 km/h),
o mehr Ortsumgehungen und Aadwege zu bauen und

a hohenglziche Bahnubergange zu beseitigan.

Die FD.P wird die sich daraus ergebenden Chancen fur eine bessere Urmwelt in
Bund, Landern und Gemeinden voll nutzen” ...

.Der Schadstoffausstoll ger Krafifahrzeuge st weiter zu reduzieren. Die Her-
absetzung der Grenzwezrte ist inlemational durchzusetzen. MaGstah dafur sind
die 1981 in Brussel vorgelegten dautschen Vorschlage.

Esist emne EG-Richtlinie zu fordern mit dem Ziel der voiligen Bleifreihait e Ver-
gaserkraftstaffen. Dies ist die Voraussetzung fiir die Einfilnrung von Abpas-
katalysatoren als dem wirksamsten Mittel zur erheblichen Yarmingderung des
Sohadstoeffansstodes bei Kraftfahrzeugen™

Jerkenhrsldrmregetungen, zundchst wenigsiens fur neue Verkehrswege und
neug Granzwerte Tur Kraftfahrzeuge und Motorrdder. In Rallungsgeteten hat
der Gffentliche Nahverikehr Vorrang vor dum Individualverkehr

Offentliches Verkehrsangebot')

Offentliche Unternehmen im Verkehrsbereich werderi shre berondere Bedeu-
tung auch in Zukunft erthalten. Der auch von der FD.E befurwortete Ausbau des
gffentlichen Verkehrs darf jedoch nicht die Steliung der privaten Verkehrsuntar-
nehmen aushihlen. Private Verkehrsunternchmen arbeiten :awan! im Giter-
als auch im Personenverkehr hiufig wirtschaftlicher als Sifentliche Unterneh-

men. Sie sind daherin das dffentliche Leistungsangehot einzubeziehen, wo digs
ohne Beeintrachiigung der Verkehrsbedienung moéglich ist, Gemeinwirtschan-
liche Aufgahen &ffentlicher und privater Verkehrsunternehmen (wig z B, Sozial-
tarife) sing vom Veranlasser finanziell auszugleichen, Ditbei muB der Anreiz zu
wirtschafilicher Varkshrsbedienurg ernalten bleiban....

.Die Parole Offentlicher Personennahverkenr (OPNV) oder individualverkehs®
ist nach Auffassung der FD.P ideologisch geprdgt und Gberholt. Nicht ein kinst-
liches Gegenainander, sandermn eine bessere Verkniipfung von OPNY und Indivi-

dualverkenr hiift weiter"..,

1) Ausziige a_us einens Arbeitspapier FD.P- Verkehesfibel" des Bundasfachausschusses
fiir Verkehrspotitik der Freien Demokratischen Partai, Benp, August 1980
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,:In den Stidien und Ballungsrdumen sind die Voreile eines leistungsidhigen
OPNV eindeutig. Hier trigt ar wirksam zur Entlastung vam Autoverkehr bei, Die
F.D.P fordert den weiteren Aushau des OPNV und setzt sich fiir einen hdheren
Quualitdtsstandard ein.

In den verkehrsschwiicheren Gebieten wird der Individualverkehr auch in
Zukunft seine zentraie Rolle behalten. Aber auch dort ist eing Grundausstattung
mit einem bedarfsgerechien, kostenglinstigen Angebot Gffentlicher Varkehrs-
letstungen notwendig, um dem Blirger ein Mindestmag an persénticher Mohbilit:it
zu ermaglichen.

Die FD.F ist unverandert gegen die Einfiihrung von Gebieisgenchmiqungen im
DPNV, weil dadurch Manopolisiesrungstendenzen gefordert werden und ent-
vignend in bestehende Rechtaverhaltnisse eingegriffen wird. Sie beflirwortet
eine verstdrkte Zusammenarbait der Verkehrsunternehmen auf frelwilliger
Vertragsbasis. Verkehrsverbiinde haben den Fahrgésten in den gréferen Bal-
lungsraumen enischeidende verbesserungen gebracht, wegen ihrer sehr auf-
wendigen QOrganisationsform sind sie Jedoch fiir die librigen Regionen wenig
geeignet. Dort kanndie notwendige Zusammenarbeit durch Verkehrs-und Tarif-
gemeinschalten erreicht werden, Die Ansiétze fiir andere Organisationsformen
sollten weiterentwickelt werden. Dort kann die angestrahte Zusammenarbeit
auch durch Verkehrs-und Tarifgemelnschaften erreicht werden. Die Ansitze fiir
andere Organisations- und Betriebsformen sollten waiterentwickelt werden,
Dabei ist allen in einer Verkehrsregion tétigen Yerkehrsuntemehmen die Mit-
arbeit uneingeschrankt zu erméglichen.

Unibersichtliche Tarifsysteme, komplizierte Fahrscheinautomati und unzu-
reichende Fahrgastinformationen der éffentlichen Nahverkehrsunternehmen
erschweren hiufig das Umateigen vom Auto auf den OFPNV. Die FD.P fordert
daher im Interesse der Verkehrsnutzer verstindfichere Tarifsysteme mit gin-

Ijleitlichen Grundelementan und kundenfreundlichere Fahrgastinformationen im
QPNY,

Der Tawivarkehrist nach Auffassung der ED.P stirker in das System des 6Hent-
lichen Varkehrs einzubezighen. Das Taxikann den privaten Pkw haufig ersetzen
und in verkehrsschwachen Zeiten Aufgaben des éffentlichen Linlenverkehrs
ubernehmen. Der Taxiverkehr ist daher in steusrlicher Hinsicht {Mineraltl- und
Kraftfahrreugsteuer) dem Linlienverkehr glelchzustellen, Die FD.P setzt sich fer-
ner fur die Schaffung der Voraussetzungen ein, dag auf verkehraschwachen
SE recken Linignverkehr mit Kleinbussen oder Sammeltaxis d urchpefhrtwerdan
konnen und da8 den Taxis auch dje Sonderspurbenutzung eingerdumt wird.

ﬂifa ﬂuum_:lnung der Ba_hn- und Poatbusdiensts ist andlich zum AbschiuB zu
bringen. De versuchsweise bestehsnden Hegionalgesellschafian haben erfalg-
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reich gearbeitet, Sie soliten beibehalten werden. Alternative dtffentlich-recht-
liche Qrganisationsformen kormmen {iir die FD.P erst dann in Betracht, wenn sie
in ebenfalls praklischer Erprobung gleichwertige oder bessere Ergebnisse
erhringen.

Die Deuteche Bundesbahn wird vor aliem aus energiewirtschaftlichen Grilnden
und wegen ihrer Umwelifreundlichkeit einen haoheren Stellenwert als bisher ein-
nehmen. Qiies erfardert eine entsprechende Ausweitung ihrer Kapazitdten, um
dan erkennbaren Anfordarungean Hachnung zd tragen. Dabei ist die qualitative
Verbesserung des Angebots besonders zu beriicksichtigen.

Im Nahverkehr der Ballungsgehiete bedeulet dies das Veorbalten eines aus-
reichenden S-Bahnverkehrs auf besonderen Gileisen. Die FED.P lehnt eine wei-
tera Rationalisierung im Verkaufsbereich auf dem Riigken des Kunden entschie-

den ab.”

Die GRUNEN zur OPNV-Politik
Verkehr')

.Die hisherige Verkehrspolitik bevarzugt einseitig den Verkehrauf der Strage und
vernachlassigt den Schienenverkehr sowie Fahrradfahrer und FuBganger.

Die Folgen sind weltreichende Umwaltschiden, Linfalifolgen, gesundheitliche
Beeintrdchtigungen durch Abgase und Lirm, Zerstickelung von Landschaft und

Wohngehbieten usw.

Statt dieser einseitigen Ausrichiung auf das Auto ist ein vorrangiger Ausbhau der
offentlichen Verkehrsmittel ndlig. Den besonderen Verkehrsproblemen der
Stadt wiirde der Aushau leistungsfahiger, attrakliver Nahverkehrssystema, bei
gleichzeitiger Einschrankung des Autoverkehrs und einer Férderung des Fahr-
rad- und FuBgingerveskehrs Rechnung tragen. Auf dem Land muB mittelfristig
gin ausreichendes Angebot dffentlicher Verkehrsmitte!, z. B, bedarfsgesteuarte
Rufbussysteme geschaffen worden, um die fast volistdndige Abhdingigkeit vom
Auto zu verringem. Kurzfristig sind die rechtlichen Voraussgtzungen fur ein Mit-

fahrsystem zu schaffen.

Eine andere dazentrale Wirtschafts- und Raumplanung ist Voraussetzung furdie
Verringerung der Transportwege und damit auch des Atoeits- und Energleaut-

Y} Auszug aus dem Programm  Sinnvol! arbeiten — solidarisch leben — Gegen Arbeits-
losigkeit und $ozlalebbau”, §.15/16, beschlussen auf der Bundesdelaglertenversamnt-
lurig am 15./16. Januar 1883 In Stuttgart-Sindeifingan, Herausgebar; DIE GRUNEN,

Bonn 1983. :
ik
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wands. Die stddieplanerische Trennung von Wohn- und Arbeitsplatz und die
daraus resultierende Zergtiedzrung in Schiafstadte und Industriegebiete kanr
zugunsten eine, Mischkuitur riickgiingia gemacht werden mit Hilfe umwelt-
freundlicher Technologien in dezentralisierten Betrieben. Die angestrebte
Umstrukturierung verringert langfristig auch die oben aufgefilhrien Folgen des
Verkehrs.

Folgende Investitionen zur Umstrukturierung des Verkehrs sind sinnvoll:

s Erweiterung des Sffentlichen Persorienverkehrs durch Ausbau von Schienen-
netz und Bussystem, allerdings Einsteliung des inldndischen Kursstrecken-
flugverkehrs:

» Ausbau der vorhandenen Bahnanlagen zur Veriagerung des Gliterverkehrs
auf die Schiene im groBen Ausmag:

¢ breite Anlage eines Netzes von Fahrragwegen zur Farderuny dieses Verkehrs-
mittels und zur Verringerung der Gefdhrdung von Radfahrern durch Autos;

» VergraBerung von verkehrsberuhigten und FuBgénaerzonen in den Stadten,
Ausbau aer FuBgangerwege und von WohnstraBen,

Als Sofortmanahmen gegen die schiimmasten Auswirkungen des Verkehrs
sind umaehend zu verwirklichen:

e Drastische Senkung der Tarife der tffentlichen Verkehrsmittal:

e LirmschutzmaBnahmen an Fahrzeugen, gegebenenfalls zu erganzen durch
Larmddmmungsmatnahmen an Gebdudean:

e Senkung des Treibstoffverbrauchs und der Schadstoffemission an Fahrzeu-
gen mit Verbrennungsmotor:

¢ Siopp des weiteren Ausbaus von Fernstrafen und Flughéfen, dafiir Entwick-
lung eines Investitionsprogrammes zum weiteren Ausbau des Sffentlichen
Verkehrssystems, insbesondere der Bahn:

» stadtebauliche Verkefirsheruhigung®

Forderungen fiir den Nahverkehr')
¢  Absoluter Varrang der Schiene vor der StraBe, ob StraBenbahn, S-Bahn ader
Bundesbahn.

¢ Haushaltstechnische Ubertragbarkeit der Mittel fir den Stragenverkehr auf
Schienenprojektsa.

! AUE.:!UEIE aus dem Telf ,Verkehr* deg Bundesprogramms, $, 15/16, Herausgaber: DIE
GHUNEN, 8onn {0.J), 2. Auflage. ' gaver:
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Bau neuer Trassen Kir die Sundesbahn und den regicnaten Nahverkehr,
Alle Trassen milssen in das Gkologische System integriert werden.

Reduzierung des Ldrmpegels von Schienenfahrzeugen durch Verwendung
never Techniken.

In Wehngebicten ist der Kraftfahszeugverkehr durch verkehrsfreie ung ver-
kehrsheruhigte Zonen maglichst einzuschridnken. Eine Hichstgeschwindig-
keit von 25 km/h ist dort einzufithren. Der LKW-Durchgangsverkehr durch
wahngehiete ist grundsatzlich zu verbieten. Ao Alten- und Behindertenwahn-
stdtten sowie Kindergirten und Schulen sind gesignate Maglichkeiten zum
Ubergueren der Fahrbahn zu schaffen.

Der zulassige, maximale Benzinverhrauch ist zu begrenzen und stufenweise
zu senken. Der Einbau von Filteraniagen sowie eine Motorkanselung zur
I @armsenkung sind vorzuschreiben.

Langiristig ist Benzin durch Methanol bzw. Wasserstoff 2u ersetzen.

StraBenbaumagnahmen sind im wesentlichen auf die notwendige Erhaltung
und Abrundung des bestehenden Strafennstzes zu begrenzen. Der Bau
neuer Autobahnen und Schnellstrafen wird eingestelit, das Perscnal der Neu-
baudmter kann statt dessen fir MaBnahmen des Landschaftsschutzes,
Umweltschutzes und der Energieeinsparung umgeschult werden. Der Bau
neuer Verkehrswege - gleich welcher At - durch dkelogisch erhalienswerte
Raume ist zu verhindern,

Ausbau eines dichten Netzes unbehinderter StraBenbahnien, anstatlla kost-
spigliger U-Bahnen mit groBmaschigen Netzen und wenig Haltestellen.
Forderung des Fahrradverkehrs durch ein dichteres, wesenilich verbessertes
Radwegeneiz. Ebenso mus Fahrriddern derselbe Verkehrsraum wie Kraftfahr-
Zeugen eingerdaumt warden, d.h. sie diifen nebeneinander fahren.

Kein weiteres Streuen von Salz auf den StraBen, statt dessen versldrkte Nut-
zltng van Splitt und Sand.

Der offentliche Nahverkehr muB behindertengerecht beschaffen sein und
auch sg, dafl das Fahrrad ohne Aufpreis mitgefihnt werden kann,
Erleichterung tur den FuRgangerverkehr durch breitere Gehwege und _Grine
Wellen", wenn mehrere Fahrbahnen zu bergueren sind.

Verbessarung der Verkehrsbedingungen im Gffentlichen Nahverkehr, z.B.
durch dichtere Zugfolge, besondere Busspuren, bessere Anbindung ven
Siediungen, vor allam im ldndlichen Bareich.

e Einfilhrung des Rufbus-Systems und Organisation von Fahr-mit-Systemen.
« Einrichtung von Verkehrsverbundsystermnen im gesamten Bundesgabiet®

H3



Weitera Veroifentlichungen zum Thema

Zur Privatisierung
offentlicher

Dienstleistungen

12

im offentlichen

Zur Privatisierungspolitik
Personennahverkehr (OPNVY)

3 Fallstudien:

R

Oldenburg, Erfangen, Deimenhorst

Herausgegeben vom Hauptvorstand

der Gewarkschaft Offentliche Dienste, Transpart

und Verkehr.
Erschlenen im August 1882

14

_I_I“

IL"I[I'*&} 'L_ flli"!p I.I '::".'“.' .

‘ - .l 1 r " - . S P
e ." a b _ﬂ' b ur I - pl -
34 =rv‘ CES I

Kurzlext

Im Interesse aller Arheitnehmer als Ver-
kehrsnutzer wia auch det Beschaftiglen
im Transport- und Verkehrswesen ist ein
grundlegesder Wandel der Verkehespolitik
erfarderlich. Eine volkswirtschaftlich giin-
stigere Verkehrsaulteilung arfordert die
varmangige Forderung des offenllichen
Verkahrs. Im privaten Varkehrsgawerbe ist
geing Neuorentierung der Marktverhalt-
nissa natig, vor ailem im Interesse der
Arbeitnebhmer dieses Bereichs.

i?affahrt
firArbeit-
nehmer

===

———y—— e

Emst Haar,
siegfiried Marten,
Frikz Prechii
(Hrsg.)

Varfabrt fiir
Arbeitnehmer

Alternativen zu!
Varkenrapaolitik
SiraBe — Eisenbahn —
Binnenschiffahrt

Autaren:

Ramner Graichen,
Johann Hauf,
Hanns-Detley HGhne,
Hubert Reseh

1983, 264 Seiten,
kartoniart, 16 DM,
ISBN 3-7663-0548-4

Ziclgruppen

Arbaitnehmer aus dem Verkehrswesen,

Gewerkschatter, Yerkehrspolitiker, Yer-
kehrswiszanschafiler, Verkehrsbehbrden,
Verkehrsverbande, Verkehrsigilnehmer.

Bund-\Verlag GmbH

blmd Pastfach SDOBA0
5000 Kiln S0

115



In der Schriftenrethe
QT V-Verkehrspolitik®
erschien bisher:

Heft 1;
Schiffahrispolitisches Frogramm
der Gewerkschaft TV




	Vorwort
	Inhalt
	Aktionsprogramm
	I. Grundsätze
	II. Sofortprogramm
	III. Forderungen und Maßnahmen
	Materialien zur Argumentation
	Einzelthemen aus dem Aktionsprogramm
	Neue Organisationsmodelle für den ÖPNV
	Bundesverkehrswegeplan
	Der ÖPNV im Verhältnis zur Stadtentwicklung
	Investionshilfen des Bundes für den ÖPNV
	Abgeltungsregeln für soziale und gemeinschaftliche Aufgaben des ÖPNV
	Das Personenbeförderungsgesetz entspricht nciht den Anforderungen
	Auswirkungen der Nahverkehrsforschung
	Vorteile und Probleme von Verkehrsverbünden
	Privatisierung im öffentlichen Personalnahverkehr
	Beschlüsse des Deutschen Gewerkschaftsbundes ( DGB)
	IV. Parteiprogramme zum ÖPNV

